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Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse

Der vorliegende internationale Gerechtigkeitsindex zeigt, dass Deutschland trotz wirtschaftli-

cher Krisen, unkontrollierter Zuwanderung, demografischem Wandel sowie der Transformation 

der Wirtschaft durch Digitalisierung, Dekarbonisierung und Deglobalisierung im internatio-

nalen Vergleich kein grundsätzliches Gerechtigkeitsproblem hat. 

Diese Studie liefert eine vergleichende, quantitative Untersuchung auf Basis von objektiven 

Daten der OECD, der Weltbank und Eurostat. Auf dieser Datenbasis ermittelt sie anhand von 

43 Indikatoren einen internationalen Gerechtigkeitsindex. Ergänzend zu den statistischen 

Werten, die das tatsächliche Gerechtigkeitsniveau der verschiedenen Länder darstellen, wird 

die Wahrnehmung der deutschen Bevölkerung zu den Gerechtigkeitsdimensionen in einer 

quotenrepräsentativen Umfrage abgefragt. Die Wahrnehmung der Bevölkerung wird mit den 

objektiv gemessenen Daten kontrastiert.

Bei den für die Bevölkerung besonders wichtigen Dimensionen schneidet Deutschland gut ab. 

Für mehr Regelgerechtigkeit bedarf es Initiativen wie Bürokratieabbau und weniger staatliche 

Eingriffe. Verbesserungen im Bereich der Bildung sind zentral, um die Chancengerechtigkeit 

zu steigern. Bei Generationengerechtigkeit kann sich Deutschland als große Industrienation 

zu den Vorreitern zählen. 

Laut internationalem Gerechtigkeitsindex liegt die Bundesrepublik hinter den skandinavischen 

Wohlfahrtsstaaten in den Top 10 von 34 untersuchten Staaten. Das Gerechtigkeitsniveau hat 

sich in den letzten zehn Jahren (2014-2024) kaum verändert und ist stabil geblieben. Das 

skandinavische Modell liegt durchgehend auf dem höchsten Niveau, während die rudimentären 

Marktmodelle Südeuropas stets am schlechtesten abschneiden. 

Deutschland befindet sich ähnlich wie der Durchschnitt der sozial ausgerichteten Marktwirt-

schaften Kontinentaleuropas konstant im Mittelfeld. Die kapitalistischen Systeme angelsächsi-

scher Prägung und die postsozialistischen Marktwirtschaften bewegen sich im unteren Bereich 

des Gerechtigkeitsindex. 

Basierend auf den statistischen Werten von 43 Indikatoren für das Jahr 2022 (dem neues-

ten Stand vieler Indikatoren) schneidet Deutschland insbesondere bei Bedarfsgerechtigkeit 

(Rang 6) und Generationengerechtigkeit (Rang 9) sehr gut ab. Durch einen starken Sozialstaat 

sind die Grundbedürfnisse der Menschen im Vergleich zu anderen Ländern besser abgesichert. 

Die Verantwortung gegenüber künftigen Generationen (Generationengerechtigkeit, Rang 9) 

wird durch eine im Vergleich zu anderen Ländern ambitionierte Klimapolitik und nachhaltige 

Finanzpolitik effektiv umgesetzt. 

Deutschland in  

den TOP 10 des  

internationalen  

Gerechtigkeits- 

rankings.
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Tabelle  1:	 Internationaler Gerechtigkeitsindex

Rang Land 2022

1 Norwegen 74,8

2 Schweden 73,5

3 Dänemark 72,8

4 Island 71,0

5 Finnland 70,9

6 Luxemburg 68,0

7 Neuseeland 66,4

8 Österreich 65,3

9 Belgien 65,3

10 Deutschland 64,2

11 Schweiz 63,9

12 Niederlande 63,3

13 Tschechien 62,7

14 Slowenien 61,7

15 Irland 61,5

16 Estland 60,6

17 Frankreich 59,9

18 Australien 59,5

19 Portugal 59,2

20 Kanada 58,1

21 Litauen 55,9

22 Lettland 55,8

23 Israel 55,5

24 Ungarn 54,7

25 Vereinigtes Königreich 54,2

26 Spanien 54,0

27 Polen 53,3

28 Slowakei 53,3

29 Japan 51,5

30 USA 49,6

31 Italien 48,9

32 Griechenland 42,7

33 Rumänien 38,7

34 Türkei 32,0

Anmerkung: 0 = sehr ungerecht bis 100 = sehr gerecht im Vergleich der Länder; Stand: 2022.

Quellen: Eigene Berechnungen auf Basis von OECD, 2024a, b, c, d, e, f, g; Weltbank, 2024a, b, c, d, e, f, 

g, h, i; Eurostat, 2024a, b, c; Energy Institute – Statistical Review of World Energy, 2024; OECD, 2023a, b, 

c, d, e, f, g, h; Weltbank, 2023; OECD, 2022a, b; Eurostat, 2022; Bertelsmann Stiftung, 2022b; Schneider/

Boockmann, 2022; Weltbank, 2022b; Weltbank, 2020; OECD, 2020.
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Die Ergebnisse zeigen einen klaren Handlungsauftrag für die Politik in den Bereichen Regel-

gerechtigkeit und Chancengerechtigkeit, weil Deutschland in diesen Bereichen vergleichsweise 

schlechter abschneidet (Rang 17 und 14 im Jahr 2024), obwohl hier eine besonders hohe 

Zustimmung der Bevölkerung besteht (Priorität 1 und 2 bei den abgefragten Dimensionen). 

Dies bestätigt die These, dass die Menschen nicht etwa Ergebnisgerechtigkeit bevorzugen 

(also die Verteilung, die sich nach Arbeitseinsatz und Leistung ergibt), sondern die Rahmen-

bedingungen (Voraussetzungen für das Wirtschaften und Arbeiten) entscheidend für ein als 

gerecht empfundenes System sind. Die Präferenzen der Bürger und Bürgerinnen zeigen, dass 

es auf die Voraussetzungen ankommt und ungleiche Ergebnisse akzeptiert werden, wenn die 

zugrunde liegenden Regeln als gerecht wahrgenommen werden.

Während Deutschland vor allem in diesen Bereichen der Gerechtigkeit gut abschneidet, droht 

das Land bei der Regelgerechtigkeit (2022: Rang 14) aufgrund des Vertrauensverlusts in 

staatliche Institutionen weiter zurückzufallen (Prognose 2024: Rang 17). Auch bei Einkommens-

gerechtigkeit (2022: Rang 21) und Leistungsgerechtigkeit (2022: Rang 19) liegt Deutschland 

im internationalen Vergleich weiter hinten. Die Herausforderung besteht darin, eine gerechte 

Verteilung von Einkommen zu erreichen, ohne das Leistungsprinzip zu untergraben. Allerdings 

zeigt eine Bevölkerungsumfrage, dass den Menschen Einkommensgerechtigkeit mit Abstand 

am unwichtigsten ist – im Gegensatz zur Gewichtung in öffentlichen Debatten.

Verteilungsgerechtigkeit am wenigsten wichtig

In einer aktuell durchgeführten Bevölkerungsumfrage, die in den Merkmalen Einkommen, 

Wohnort nach Bundesland und Geschlecht/Alter quotenrepräsentativ ist, wurden 3.267 Per-

sonen unter anderem zu ihrer Gerechtigkeitspräferenz befragt. 

Fast 87 Prozent halten Regelgerechtigkeit für besonders wichtig, gefolgt von Chancengerech-

tigkeit (80,6 Prozent) und Generationengerechtigkeit (78,5 Prozent). 74,4 Prozent der Befrag-

ten stimmen der Aussage (voll und ganz) zu, dass eine Gesellschaft dann gerecht ist, wenn 

Personen, die im Beruf viel leisten, mehr verdienen als andere. Die geringste Zustimmung 

von 48,6 Prozent erfährt die Verteilungsgerechtigkeit. 

Dass Einkommen und Vermögen möglichst gleich verteilt sind, ist den Menschen somit am 

unwichtigsten, gemessen an anderen Dimensionen. Verteilungsgerechtigkeit wird nicht nur 

im Vergleich zu Leistungsgerechtigkeit weniger häufig zugestimmt, sondern wird auch im 

Gesamtvergleich mit allen Dimensionen von den Wählerinnen und Wählern aller Parteien 

(außer der Partei Die Linke) im Durchschnitt als am seltensten mit Zustimmung bewertet. 

Ungleiche Ergebnisse 

werden akzeptiert, 

wenn Regeln als 

gerecht wahrge- 

nommen werden.

Wer viel leistet, soll 

mehr verdienen.
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Tabelle  2:	 Bedeutung von Gerechtigkeitsdimensionen

Platz Gerechtigkeitsdimension Aussage

Stimme voll 

und ganz zu/ 

Stimme zu 

in %

1 Regelgerechtigkeit
Eine Gesellschaft ist gerecht, wenn die gleichen 

Regeln und Rechte für alle gelten.
86,6

2 Chancengerechtigkeit

Eine Gesellschaft ist gerecht, wenn jeder Mensch 

unabhängig von der Herkunft über gleiche Chancen 

auf Teilnahme an Bildung, Arbeit und Gütern verfügt.

80,6

3 Generationengerechtigkeit

Eine Gesellschaft ist gerecht, wenn jede Generation 

die gleichen Chancen auf Wohlstand hat und Lasten 

gleichmäßig verteilt sind.

78,5

4 Leistungsgerechtigkeit
Eine Gesellschaft ist gerecht, wenn Personen, die im 

Beruf viel leisten, mehr verdienen als andere.
74,4

5 Bedarfsgerechtigkeit
Eine Gesellschaft ist gerecht, wenn sie sich besonders 

um die Schwachen und Hilfsbedürftigen kümmert.
68,0

6 Verteilungsgerechtigkeit
Eine Gesellschaft ist gerecht, wenn Einkommen und 

Vermögen möglichst gleich verteilt sind.
48,6

Anmerkung: 1 = Stimme voll und ganz zu; 2 = Stimme zu; 3 = Teils/Teils, 4 = Stimme nicht zu; 5 = Stimme 

überhaupt nicht zu.

Quelle: Quotenrepräsentative Bevölkerungsumfrage (Dezember 2024), N=3.267.

Die Einschätzung von Verteilungsgerechtigkeit zieht sich auch durch die Bewertung von 

Maßnahmen, die für mehr Gerechtigkeit sorgen sollen. Sobald die eigenen Steuerzahlungen 

gefragt sind, lässt die Begeisterung schnell nach. Dass eine ungleiche Vermögensverteilung für 

die Gerechtigkeitswahrnehmung und auch für den Erfolg und die Lebenszufriedenheit eines 

Landes gar nicht so ausschlaggebend ist, zeigt Schweden: Ein hoher Lebensstandard, hohe 

Werte bei Gerechtigkeit (Gesamtindex), aber gleichzeitig auch die höchste Ungleichverteilung 

der Vermögen finden sich hier. 

Korrelationsanalysen zeigen auch für andere Länder, dass Vermögensungleichheit nicht automa-

tisch zu weniger Gerechtigkeit (gemessen am Gesamtindex) führt. Die Daten aus der Studie 

zeigen außerdem, dass Vermögensungleichheit nicht mit weniger Bedarfsgerechtigkeit ein-

hergeht, und dass Länder mit höherer Vermögensungleichheit tendenziell sogar leicht besser 

abschneiden. Starke soziale Sicherungssysteme können nicht nur die Bereitschaft, sondern 

auch die finanziellen Möglichkeiten zur privaten Vermögensbildung senken. Dies liegt unter 

anderem daran, dass in Staaten mit hohen Zwangsabgaben (Steuern und Sozialversicherungs-

beiträgen) weniger freies Geld für den Aufbau von Privat- und Betriebsvermögen zur Verfügung 

steht, was insbesondere für die Mittelschicht gilt. 
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Eine weitere hierfür bemerkenswerte Erkenntnis der Studie ist die Diskrepanz zwischen den 

Vorstellungen zu Gerechtigkeitsmaßnahmen von Ökonomen und der allgemeinen Bevölkerung, 

den ökonomischen Laien. Während sich die Ansichten von Ökonomen und ökonomischen Lai-

en bei den Themen Bürgergeld ohne Bedürftigkeitsprüfung und Transferleistungen für nicht 

aufenthaltsberechtigte Personen weitestgehend decken, bewerten Ökonomen andere Aspekte 

der Gerechtigkeit und entsprechende Initiativen differenzierter und stützen sich stärker auf 

empirische Daten, während Laien sich oft von persönlichen Erfahrungen, kognitiven Verzer-

rungen und gesellschaftlichen Narrativen leiten lassen.

Insbesondere bei den Themen Mindestlohn, Klimaschutz, Arbeitsplatzverluste und Rente zeigen 

sich teils deutliche Unterschiede in der Bewertung der Vorkehrungen: Während die Mehrheit 

der Befragten (66 Prozent) einen Mindestlohn von 15 Euro unterstützen, lehnen Ökonomen 

diesen aus Sorge vor Arbeitsplatzverlusten eher ab. Bei Klimaschutzmaßnahmen befürworten 

Ökonomen eine höhere CO
2
-Bepreisung in Kombination mit einem Klimageld, wofür nur ein 

Drittel der Bevölkerung Zustimmung zeigt. Die Bürgerinnen und Bürger legen mehr Wert 

auf unmittelbare soziale Ausgleichsmaßnahmen, während Ökonomen Effizienz, langfristige 

Anreizstrukturen und wirtschaftliche Stabilität priorisieren. 

Dieser Unterschied zeigt sich auch bei Themen wie dem Strukturwandel und der Transformati-

on, bei denen ökonomische Laien moralisch-intuitiv urteilen, während Ökonomen empirisch-

differenziert, utilitaristisch argumentieren. Bei der Rentenpolitik ergeben sich ebenfalls starke 

Differenzen: Weniger als jeder vierte Befragte unterstützt ein höheres Renteneintrittsalter und 

weniger als 17 Prozent der Bevölkerung sind der Ansicht, dass Rentenzahlungen zukünftig 

langsamer steigen sollten als die Löhne – Ökonomen hingegen sehen diese Vorkehrungen als 

notwendig für die finanzielle Nachhaltigkeit des Rentensystems (Generationengerechtigkeit) 

an. Diese Diskrepanz in der Bewertung von Gerechtigkeitsmaßnahmen erschwert die Umset-

zung politischer Reformen und erfordert eine klare Kommunikation wirtschaftlicher Notwen-

digkeiten, ergänzt durch soziale Kompensationen, um langfristig wirtschaftlich tragfähige und 

gesellschaftlich akzeptierte Lösungen zu schaffen. Ganz im Sinne der Sozialen Marktwirtschaft, 

die für sozialen Ausgleich und marktliche Steuerung und Wettbewerb steht.

Ökonomen und  

Laien haben  

unterschiedliche 

Sicht auf gerechtig-

keitsfördernde 

Maßnahmen
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A.	 Einleitung

Faktenbasiert gemessene (objektive) und mittels Umfrage erhobene wahrgenommene (sub-

jektive) Gerechtigkeit unterscheiden sich häufig stark. Je nach politischer Einstellung und 

ökonomischem Fachwissen driften die Vorstellungen von einer gerechten Gesellschaft ausein-

ander. Diesem Spannungsfeld widmet sich die vorliegende Studie. Sie analysiert und vergleicht 

ökonomische Daten von 34 Ländern. Gegenübergestellt wird diesen Ergebnissen eine aktuelle 

Bevölkerungsbefragung (N=3.267) in Deutschland. 

Zunächst wird in Kapitel B die Rolle von Gerechtigkeit aus psychologischer, soziologischer 

und ökonomischer Perspektive beleuchtet. Danach werden die für moderne Gesellschaften 

relevanten Gerechtigkeitsprinzipien, die der Gerechtigkeitsforschung zugrunde liegen, identi-

fiziert und voneinander abgegrenzt (Kapitel C.I). Bedarfs-, Leistungs-, Chancen-, Einkommens-, 

Regel- und Generationengerechtigkeit bilden die Grundlage für die in der Studie durchge-

führten Analysen. Außerdem werden verschiedene Modelle von Wohlfahrtsstaaten skizziert, 

die sich im Laufe der letzten Jahrzehnte herausgebildet haben und Gerechtigkeitsprinzipien 

in unterschiedlichem Maße erfüllen (Kapitel C.II). Im Zentrum der Studie steht das in Kapitel 

D vorgestellte internationale Gerechtigkeitsranking. Dabei werden insgesamt 43 Indikatoren 

zur Erfassung der sechs Dimensionen verwendet und 34 Länder vergleichend bewertet. Der 

Index zeigt, wie die jeweiligen Gerechtigkeitsvorstellungen (je nach Dimension) im internati-

onalen Vergleich erfüllt werden und sich im Zeitverlauf entwickelt haben. Die neuesten Werte 

liegen für die 43 Indikatoren für das Jahr 2022 vor; wir schätzen zusätzlich die Werte für die 

Jahre 2023 und 2024, nennen im Text aber vor allem die Werte für 2022. Die Auswahl erfolgt 

theoriebasiert, ist aber insofern nicht allumfassend, da nur verfügbare Daten aus offiziellen 

Statistiken der 34 Länder verwendet werden konnten. Dies erfordert einen Kompromiss zwi-

schen theoretischen wünschenswerten Kennziffern (wie z. B. der tatsächlichen steuerlichen 

Belastung von Steuerpflichtigen) und den aufgrund der Komplexität des Steuerrechtes vali-

den und reliabel ermittelbaren Werten. Zudem fasst ein Index verschiedene Werte in einer 

komprimierten Zahl zusammen, wodurch viele Detailinformationen verloren gehen. Der 

Gerechtigkeitsindex dient insofern keiner trennscharfen Messung von Gerechtigkeit, sondern 

ist eher als ein Impuls und eine Einordnung zu verstehen, die der Politik eine gute Basis für 

Diskussionen bietet und objektive Handlungsmöglichkeiten aufzeigen kann. Ergänzend dazu 

wird auf Basis einer eigens erhobenen Bevölkerungsumfrage analysiert, was ökonomische 

Laien als gerecht empfinden und inwieweit das individuelle Gerechtigkeitsempfinden und die 

Meinung zu wirtschaftspolitischen Initiativen von Laien von der Perspektive der Ökonomen 

abweichen (Kapitel E). Abschließend wird der Zusammenhang von Gerechtigkeit mit anderen 

sozioökonomischen Variablen wie dem materiellen Wohlstand, der Nachhaltigkeit und dem 

Wohlbefinden untersucht (Kapitel F), um weitere Rückschlüsse zu ziehen und Politikempfeh-

lungen abzuleiten (Kapitel G). 
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B.	 Die Bedeutung von Gerechtigkeit

Die Gegenwart ist stark geprägt von Krisen, die sich auf das Vertrauen der Menschen in die 

Demokratie und in ihre Institutionen sowie auf das Empfinden von Gerechtigkeit auswirken: 

Der Ukrainekrieg, die Energiekrise, Stagnation beim Wirtschaftswachstum, der Anstieg der Le-

benshaltungskosten, Wohnungsnot, unkontrollierte Migration und nicht zuletzt der Klimawan-

del stellen Deutschland vor große Herausforderungen und erfordern Transformationsprozesse. 

Megatrends wie die Dekarbonisierung der Wirtschaft, Digitalisierung und Deglobalisierung 

sorgen zusätzlich für Verunsicherung. Ergänzend dazu sorgt der demografische Wandel mit 

Blick auf die fehlende Nachhaltigkeit des deutschen Rentensystems sowie der Pflege- und 

Krankenversicherung für zunehmende Angst vor (Alters-)Armut (Ipsos, 2024). Fragen nach 

mehr „Gerechtigkeit“ rücken noch weiter in das Zentrum politischer, gesellschaftlicher und 

wirtschaftlicher Debatten, wenn das Wachstum ausbleibt und Verteilungskonflikte an Schär-

fe gewinnen. Neben der Suche nach dem „gerechten“ Lohn sowie dem gerechten Abstand 

zwischen Mindestlohn und Bürgergeld dreht sich die Debatte um Gerechtigkeit aufgrund des 

Klimawandels vermehrt auch um Generationengerechtigkeit und nicht erst seit der Pandemie 

um Chancengerechtigkeit. Gerechtigkeit ist von zentraler Bedeutung, da sie das Fundament 

für eine stabile, funktionierende und kooperative Gesellschaft und Wirtschaft bildet: 

	� Aus psychologischer Sicht beeinflusst Gerechtigkeit das individuelle Wohlbefinden, da 

Menschen ein grundlegendes Bedürfnis haben, sich gerecht behandelt zu fühlen (Fet-

chenhauer, 2009). Psychologische Studien haben gezeigt, dass subjektiv erlebte Unge-

rechtigkeit eine medizinisch diagnostizierbare psychische Belastung sein kann. Es besteht 

beispielsweise ein Zusammenhang zwischen wahrgenommener Ungerechtigkeit und dem 

Gefühl von Niedergeschlagenheit, Trübsinn und körperlichen Beschwerden (Badura et 

al., 2020). Der Zusammenhang zwischen psychischer und physischer Gesundheit sowie 

Ungerechtigkeitserfahrungen konnte bereits in komplexen Längsschnittstudien gezeigt 

werden (Schunck et al., 2013; 2015). Laut einer Metastudie von Robbins et al. (2012) wirkt 

sich Ungerechtigkeit stärker auf die psychische Gesundheit aus, hat aber auch körperliche 

Auswirkungen (z. B. erhöhter Blutdruck), die mit psychischen Problemen einhergehen. Die 

Wahrnehmung von Gerechtigkeit hingegen korreliert mit einer hohen Lebenszufriedenheit 

(Di Martino/Prilleltensky, 2020).

	� Soziologen betrachten Gerechtigkeit nicht nur als einen wichtigen Wert für jeden Einzel-

nen, sondern auch als einen Schlüssel zur sozialen Kohäsion und Stabilität von Gesellschaf-

ten. Wer sich gerecht behandelt fühlt, entwickelt Vertrauen und die Bereitschaft, in einer 

Gemeinschaft zu kooperieren. Die Kooperationsbereitschaft sinkt, sobald Menschen von 

Ungerechtigkeit betroffen sind (Liebig/May, 2015). Studien von Schwellen- und weniger 

entwickelten Ländern zeigen beispielsweise, dass Gesellschaften mit einem geringen Aus-

maß sozialer Gerechtigkeit ein höheres Kriminalitätsaufkommen vorweisen (Scheuerman, 

Gerechtigkeit ist 

das Fundament 

für eine stabile, 

funktionierende 

und kooperative 

Gesellschaft.
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2013). Anser et al. (2020) und Sugiharti et al. (2023) stellen einen positiven Zusammen-

hang zwischen starker Einkommensungleichheit (Gini-Koeffizient), Arbeitslosigkeit und 

Kriminalitätsraten fest und argumentieren, dass diese beiden sozioökonomischen Fakto-

ren die wichtigsten Determinanten für soziale Konflikte sind. Die bedeutende Rolle von 

Gerechtigkeit in Deutschland spiegelt sich in ihrer Verankerung in der Sozialstaatsklausel 

wider, nach der es als eine Verpflichtung des Staates angesehen wird, „für eine gerechte 

Sozialordnung zu sorgen“ (BVerfG, 2009, S. 257). In diesem Zusammenhang wird deutlich, 

dass Gerechtigkeit in einer modernen Gesellschaft nur durch strukturelle Maßnahmen 

erreichbar ist. Der Staat ist zentraler Akteur, um faire wirtschaftliche und soziale Rahmen-

bedingungen zu schaffen. Moralische Appelle allein reichen nicht aus, um gesellschaftliche 

Probleme zu lösen – es braucht institutionelle Veränderungen (Goldschmidt, 2010).

	� Ökonomen betonen die Bedeutung von Gerechtigkeit für wirtschaftliche Entwicklung und 

Stabilität. Eine nachhaltige Finanzpolitik beispielsweise fördert langfristiges Wirtschafts-

wachstum. Außerdem begünstigt eine (leistungs-)gerechte Verteilung von Ressourcen und 

Chancen die Anreize für Unternehmertum und Innovation. Eine sehr starke Ungleichheit in 

der Bevölkerung hingegen kann das Wirtschaftswachstum hemmen, wenn sie den Zugang 

zu Bildung und anderen Entwicklungsmöglichkeiten für benachteiligte Bevölkerungsgrup-

pen einschränkt, wodurch das vorhandene Humankapital für die Volkswirtschaft nicht 

optimal entwickelt und eingesetzt werden kann (Kolev/Niehues, 2016).

Wie steht es um das Gerechtigkeitsempfinden der Deutschen derzeit? Einer aktuellen Um-

frage zufolge sieht jeder Zweite (53 Prozent) den Wert „Gerechtigkeit im Land“ als voll und 

ganz oder weitgehend realisiert (Körber Stiftung, 2024). Gemäß einer Umfrage der Stiftung 

Familienunternehmen, die im Frühsommer 2025 veröffentlicht wird, bewertet die Mehrheit 

der Deutschen (55 Prozent) die wirtschaftlichen Verhältnisse im Land als ungerecht, während 

die eigene Lage von weniger als jedem Dritten (30 Prozent) als ungerecht bewertet wird. Eine 

andere Umfrage kommt zu einem ähnlichen Ergebnis: Mehr als jeder Zweite (58 Prozent) 

empfindet, dass es in Deutschland eher ungerecht zugeht (Goldschmidt et al., 2025). Nur 

35 Prozent betrachten den Zustand im Land als eher gerecht. Je nachdem, welcher Partei 

die Bürger nahestehen, unterscheiden sich die Gerechtigkeitswahrnehmungen jedoch stark: 

Während die Mehrheit der Anhänger des Bündnis 90/Die Grünen (57 Prozent) und der SPD 

(53 Prozent) finden, dass es in Deutschland alles in allem eher gerecht zugeht, sehen dies 

nur 8 Prozent der AfD-Anhänger so. Dieses Ergebnis verdeutlicht den starken Zusammenhang 

zwischen wahrgenommener Ungerechtigkeit und der Entscheidung, für die AfD zu votieren 

(Infratest dimap, 2023).

Auch eine Studie der Bertelsmann Stiftung (2022a) zeigt, dass die Mehrheit der Deutschen 

das Gefühl hat, es gehe im Land nicht gerecht zu – weder bei der Verteilung von Gütern und 

Vermögen noch zwischen den Generationen. Nur 27 Prozent sagen, es gehe zwischen den 
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Generationen gerecht zu und noch weniger (17 Prozent) sind davon überzeugt, dass es in 

Deutschland Verteilungsgerechtigkeit gebe. 

In Hinblick darauf ist es kaum überraschend, dass sich die Frage nach Gerechtigkeit zu einem 

wichtigen Thema im Bundestagswahlkampf 2025 entwickelt hatte. Doch welcher Grad der 

Heterogenität gibt Anlass, von Ungerechtigkeit zu sprechen? Und (wie) kann man das Ausmaß 

von Gerechtigkeit messen? 

Gerechtigkeit ist ein normatives Konzept und grundsätzlich eine Frage der persönlichen 

Perspektive. Wenn Menschen sich in ihrem Wertegerüst unterscheiden, nehmen sie auch Ge-

rechtigkeit anders wahr. Während für die einen Gerechtigkeit bedeutet, dass sich die Schere 

zwischen Arm und Reich nicht zu weit öffnen darf, empfinden es andere als gerecht, wenn 

Leistung sich lohnt und Menschen entsprechend ihrem gesellschaftlichen Beitrag honoriert 

werden. Die durchschnittliche Rangfolge der Gerechtigkeitsdimensionen (vgl. Tabelle 1 in der 

Zusammenfassung) ist dabei durchaus politisch bedeutsam (Kapitel E).

Angesichts der oftmals diffusen öffentlichen Diskussion verfolgt die vorliegende Studie das 

Ziel, die Gerechtigkeitsdebatte zu versachlichen und durch eine theoretische Herleitung von 

sechs Dimensionen von Gerechtigkeit offenzulegen, dass es die eine soziale Gerechtigkeit 

nicht gibt. Auch oder gerade politische Parteien nehmen unterschiedliche Perspektiven auf 

Gerechtigkeit ein. Denn während die SPD, Linke und BSW vor allem auf Einkommensgerech-

tigkeit schauen, das Bündnis 90/Die Grünen auf Generationengerechtigkeit und die FDP sich 

besonders für Chancen- und Leistungsgerechtigkeit einsetzt, ist für die Union (CDU/CSU) vor 

allem Regelgerechtigkeit wichtig. Bedarfsgerechtigkeit wird hingegen parteiübergreifend als 

Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft gesehen. Noch strittiger sind die wirtschafts- und 

sozialpolitischen Vorkehrungen sowie deren Umsetzung und Finanzierung – nicht nur zwischen 

den Parteien, sondern auch zwischen Wissenschaftlern und Laien. Nach einem umfassenden 

Ländervergleich entlang dieser sechs Gerechtigkeitsdimensionen werden deshalb Empfeh-

lungen von Ökonomen zur Erreichung von mehr Gerechtigkeit mit den Empfindungen und 

Gerechtigkeitswahrnehmungen von ökonomischen Laien verglichen.

Die Suche nach einer gerechten Gesellschaft führt dabei in die Irre, wenn die Wirtschaft und 

Gesellschaft nach völlig neuen Modellen gestaltet werden sollen, die in der Theorie mehr 

Gerechtigkeit versprechen, aber in der Realität scheitern. Dies gilt sowohl für Ideen einer 

Gemeinwohlwirtschaft, die sich als wenig konkretes und nicht umsetzbares Konstrukt erwie-

sen hat, als auch für das bedingungslose Grundeinkommen, das selbst bei den Empfängern 

langfristig zu keinerlei positiven Effekten geführt hat (Enste, 2024). Statt Utopien zu verfolgen, 

werden in dieser Studie verschiedene real existierende Ausprägungen von Gesellschafts- 

und Wirtschaftsordnungen miteinander verglichen, die sich in den letzten Jahrzehnten als 
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Wohlfahrtsstaaten – mehr oder weniger – bewährt haben. Dieser Vergleich kann aufzeigen, 

welche Stellschrauben gegebenenfalls angepasst werden können, um in der Realität (noch) 

mehr Gerechtigkeit zu erreichen. 
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C.	 Gerechtigkeit: Eine multidimensionale 
Betrachtung

I.	 Sechs Dimensionen der Gerechtigkeit

Aus wissenschaftlicher Perspektive lassen sich sechs Gerechtigkeitsdimensionen mit jeweils 

unterschiedlichen theoretischen Konzeptionen voneinander unterscheiden (Enste et al., 2013):

Bedarfsgerechtigkeit: 	 Jeder erhält, was er zur Sicherung seines Bedarfs (Exis-

tenzminimums) benötigt.

Beim Konzept der Bedarfsgerechtigkeit geht es um die Erfüllung der Grundbedürfnisse jedes 

Einzelnen, wozu unter anderem eine grundlegende medizinische Versorgung und ein existenz-

sicherndes Einkommen gehören. Die Umverteilung dieses Teils des Sozialproduktes erfolgt 

nach Bedürftigkeit (Traub, 2020). Der zentrale Gedanke ist, dass einige Menschen aufgrund 

verschiedener Umstände nicht oder nur eingeschränkt in der Lage sind, durch Arbeit selbst ein 

ausreichendes Einkommen zu erzielen, um ihre Grundbedürfnisse zu decken. Aus dem Grund 

sind staatliche Transfers erforderlich. Auch liberale Ökonomen plädieren dafür, dass eine Min-

destsicherung existiert, da sie nicht nur den tatsächlichen Bedürftigen zugutekommt, sondern 

auch die Risikobereitschaft jedes Einzelnen stärkt und so für wirtschaftliche Entwicklung und 

Innovation sorgt. Denn Scheitern führt bei ausreichender Abdeckung der Grundbedürfnisse 

nicht automatisch zu Armut.

Ein hoher Erfüllungsgrad von Bedarfsgerechtigkeit wird erreicht, wenn absolute und relative 

Armut weitestgehend vermieden werden. Absolute Armut liegt vor, wenn Personen über ein 

Einkommen unterhalb des Existenzminimums verfügen. Das bedeutet, dass sie ihre Grundbe-

dürfnisse (Nahrung, Kleidung und Wohnen) nicht befriedigen können. Diese Armutsschwelle 

liegt nach Angaben der Weltbank seit 2022 bei 2,15 US-Dollar (in Kaufkraftparitäten) pro 

Tag (Weltbank, 2022a). Absolute Armut ist in entwickelten und hoch entwickelten Ländern 

faktisch überwunden und wird deshalb in unserem OECD-Ländervergleich nicht berücksichtigt. 

Demgegenüber gelten Menschen als relativ arm, wenn deren Einkommen nach den in ihrem 

Land üblichen Standards niedrig ist. Die Armutsquote der OECD ist definiert als der prozentuale 

Anteil der Personen, die weniger als 50 Prozent vom Median des Nettoäquivalenzeinkommens 

(mittleren Einkommens) zur Verfügung haben (OECD, 2022a). Bedarfsgerechtigkeit ist nicht 

nur für die individuelle Wohlfahrt entscheidend, sondern auch für den sozialen Zusammenhalt 

einer Gesellschaft. Ist der Grundbedarf von Bedürftigen nicht gedeckt, so besteht die Gefahr 

sozialer Spaltungen aufgrund prekärer Lebenslagen und politischer Konflikte (Hradil et al., 

2022, S. 9).

Bedarfsgerechtig-
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Leistungsgerechtigkeit: 	 Jeder erhält, was ihm entsprechend seiner individuellen 

Leistung zusteht.

Bei dieser Gerechtigkeitsdimension gilt, dass sich Anstrengung lohnt und Arbeit sich aus-

zahlt. Im perfekten leistungsgerechten Zustand entsprechen die Einkommen der Bürger ihrer 

jeweiligen Leistung. Im Gegensatz zu Bedarfsgerechtigkeit steht hinter dem Konzept der Leis-

tungsgerechtigkeit nicht die Orientierung an den Bedürfnissen, sondern an der Leistung der 

Individuen. Es folgt daraus die Haltung, dass Ungleichheit nicht ungerecht ist, wenn sie auf 

unterschiedliche Leistungen zurückgeht (Cremer, 2021). Einkommensunterschiede können also 

durch Leistungsunterschiede legitimiert werden und somit gerechte Ungleichheiten abbilden. 

In einem marktwirtschaftlichen System werden Einkommen und Leistung durch den Markt 

sowie durch das Prinzip des Wettbewerbs miteinander verknüpft. Angebot und Nachfrage glei-

chen sich über den Preis aus, was im besten Fall zu einer leistungsgerechten Verteilung führt. 

Diejenigen, die besonders viel leisten, können höhere Einkommen erzielen als andere. Aber 

eine Wettbewerbsordnung, die auf einem marktwirtschaftlichen Austausch von Angebot und 

Nachfrage basiert, belohnt letztlich nicht Leistung, sondern Knappheit: Waren, Dienstleistun-

gen und Fähigkeiten, die als knapp gelten, erzielen unabhängig von der zugrunde liegenden 

Leistung einen höheren Preis oder Lohn als jene mit Angebotsüberschuss (Enste et al., 2013). 

Somit kann jemand sehr viel leisten, aber dennoch nur ein geringes Einkommen erzielen, 

wenn viele die gleiche Leistung erbringen. Dies führt in der gesellschaftlichen Debatte dazu, 

dass Menschen die Marktwirtschaft für ungerecht halten.

Nichtsdestotrotz ist eine leistungsorientierte Bezahlung ökonomisch betrachtet wünschenswert, 

weil ansonsten nur geringe Arbeitsanreize bestünden (Kolev/Niehues, 2016). Arbeiten muss 

sich daher mehr lohnen, als Transferleitungen zu beziehen, zum Beispiel in Form von Bürger-

geld. Daraus lässt sich ableiten, dass eine signifikante monetäre Differenz zwischen sozialen 

Transfers und individuell erreichbarem Nettoeinkommen nach Abzug aller Kosten bestehen 

muss, damit ein System als leistungsgerecht gilt. Überdies kann eine Lohnentwicklung, die 

sich völlig disproportional zur Produktivität je Arbeitsstunde verändert, als Widerspruch 

zur Leistungsgerechtigkeit angesehen werden. Auch ein hohes Maß an Korruption, wo sich 

statt Leistung gute Netzwerke oder wenig moralische Standards auszahlen, widerspricht der 

Leistungsgerechtigkeit. 

Chancengerechtigkeit: 	 Jeder hat zu Beginn die gleichen Ausgangsbedingungen 

für Teilhabe an Bildung, am Arbeitsmarkt und am ge-

sellschaftlichen Leben.
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Insbesondere seit der demografische Wandel zu einem Mangel an Fachkräften geführt hat und 

viele Arbeitgeber keine geeigneten Mitarbeiter mehr finden, ist die Aufmerksamkeit für das 

Problem ungerechter Chancen gewachsen. Hinter Chancengerechtigkeit verbirgt sich die Ide-

alvorstellung, dass alle Individuen einer Gesellschaft gleiche Startchancen auf Bildung, Beruf 

und gesellschaftliche Teilhabe besitzen und sie durch gleichmäßige Ausgangsvoraussetzungen 

alle die Möglichkeit haben, ihre Lebenssituation durch eigene Anstrengung zu gestalten und 

zu verbessern. Im Gegensatz zu Bedarfsgerechtigkeit geht es bei Chancengerechtigkeit nicht 

um die Verteilung von Gütern und Lasten, sondern um die „Verteilung der Möglichkeit und 

Fähigkeit, Güter zu erwerben und Lasten zu vermeiden“ (Ebert, 2010). 

In der Diskussion und Bewertung von Chancengerechtigkeit ist zu beachten, dass Menschen 

grundsätzlich nicht gleich sind. Eine pauschale Gleichbehandlung ist ungerecht, denn Un-

gleiches gleich zu behandeln führt zu weniger Chancengerechtigkeit: Wer mehr Hemmnisse 

oder Einschränkungen hat oder mit mehr Herausforderungen kämpft, braucht auch mehr 

und besondere Unterstützung. Jedes Neugeborene startet mit einer unterschiedlichen gene-

tischen Prädisposition in sein Leben. Die Aufgabe von Politik besteht darin, die Chancen so 

gerecht zu verteilen wie möglich, indem die Rahmenbedingungen ähnliche Aussichten auf 

Erfolg im späteren Leben versprechen. Individuelle Talente nutzen und jedem – unabhängig 

von Herkunft oder Geschlecht – ein selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen, ist das Ziel von 

Chancengerechtigkeit. 

Um diese Gerechtigkeit zu erreichen, bedarf es insbesondere eines offenen Zugangs zu Bildung 

(Cremer, 2021). Durch ihren Einfluss auf Berufsmöglichkeiten, gesellschaftliche Anerkennung 

und das eigene Wohlergehen gilt Bildung als „zentraler Anwendungsbereich für Forderungen 

nach Gerechtigkeit“ (Meyer, 2016, S. 363). Gerechte Bildungsstrukturen müssten Menschen 

im Schulsystem gleichermaßen die Möglichkeit geben, ihre Fähigkeiten einzubringen. Es ist 

beispielsweise empirisch nachgewiesen, dass Kinder von Eltern mit hohem Einkommen und 

guter Bildung deutlich höhere Bildungschancen haben als Kinder aus Familien mit niedrigem 

Einkommen und Eltern ohne Abitur: Nur 21 Prozent der Kinder in Deutschland, deren Eltern 

beide kein Abitur und einen Migrationshintergrund haben sowie zusammen weniger als 

2.600 Euro netto im Monat verdienen, besuchen das Gymnasium. Bei Kindern, deren Eltern 

Migrationshintergrund, Abitur und ein Haushaltseinkommen von mehr als 5.500 Euro netto 

haben, sind es 80 Prozent (Wößmann et al., 2023, S. 35). 

Nichtsdestotrotz ist Chancengerechtigkeit nicht mit Chancengleichheit gleichzusetzen, da eine 

strikt gleiche Verteilung von Ressourcen und Möglichkeiten in einer heterogenen Gesellschaft 

und vielfältigen Kultur und Welt weder erwünscht noch möglich wäre. Während Chancengleich-

heit eine formal gleiche Ausgangslage für alle Individuen anstrebt – unabhängig von deren 

sozialen, ökonomischen oder kulturellen Hintergründen – berücksichtigt Chancengerechtigkeit 

Jedem ein selbst-
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ist das Ziel von 

Chancengerechtigkeit.
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die individuellen Voraussetzungen und strukturellen Ungleichheiten, um tatsächliche Teilhabe 

zu ermöglichen. Ein Beispiel hierfür ist das Bildungssystem: Würden alle Schülerinnen und 

Schüler exakt die gleichen Unterstützungsangebote erhalten, würde dies bestehende soziale 

Unterschiede nicht ausgleichen, sondern potenziell verstärken. Kinder aus bildungsfernen oder 

sozial benachteiligten Familien verfügen nicht über dieselben Ressourcen (z. B. Nachhilfe, 

elterliche Unterstützung) wie Kinder aus privilegierten Haushalten. Chancengerechtigkeit 

setzt an diesen Ungleichheiten an, indem sie gezielte Fördermaßnahmen bereitstellt, um 

strukturelle Benachteiligungen abzubauen und faire Entwicklungsmöglichkeiten zu schaffen. 

Daher ist Chancengerechtigkeit ein dynamisches Konzept, welches durch differenzierte Schritte 

zur individuellen Unterstützung erreicht werden soll. Neben gleichen Ausgangsbedingungen 

für Teilhabe an Bildung und am Arbeitsmarkt gehören auch gleiche Rechte, zum Beispiel bei 

politischen Wahlen, zu den Zielen der Chancengerechtigkeit.

Einkommensgerechtigkeit: 	 Einkommen und Lasten sind gleichmäßig verteilt.

Die Entwicklung der Einkommensunterschiede in Deutschland ist regelmäßig Gegenstand 

öffentlicher Debatten: Die einen kritisieren jegliche noch so kleine Zunahmen an Einkommens-

ungleichheit und sehen darin einen weiteren Beweis für die Ungerechtigkeit der Gesellschaft. 

Andere verweisen darauf, dass das Ungleichheitsniveau in Deutschland gegenüber anderen 

Ländern eher moderat sei und angesichts dessen kein Grund zur Besorgnis bestehe. Zugleich 

werden Einkommensungleichheiten als notwendiger Bestandteil einer (sozialen) Marktwirt-

schaft angesehen, weil Unterschiede in den individuellen Talenten, den getätigten Investitio-

nen in die eigene Ausbildung oder auch der Leistungsbereitschaft anerkannt werden müssten. 

Einkommensgerechtigkeit bedeutet, dass die Einkommen der Mitglieder einer Gesellschaft 

gemäß dem Gleichheitsprinzip unabhängig von Leistung und Beruf möglichst gleichmäßig 

verteilt sein sollten, um soziale Ungleichheiten zu minimieren (Liebig/Adriaans, 2021). Eine 

gerechte Einkommensverteilung trägt zur sozialen Kohäsion bei (Kapitel B), während eine 

hohe Einkommensungleichheit zu sozialen Spannungen und politischer Instabilität führen 

kann. Außerdem können die Investitionen in das Humankapital eines Landes leiden, wenn der 

Zugang zum Bildungs- und Gesundheitssystem stark vom Einkommensniveau abhängt und 

dieses sehr ungleich verteilt ist. 

Zugleich kann ein gewisses Maß an Einkommensungleichheit gesamtwirtschaftlich betrachtet 

auch positive und wachstumsfördernde Effekte haben. Die Ungleichheit steigert den Anreiz, 

den eigenen Arbeitseinsatz zu erhöhen und Investitionen in das eigene Humankapital zu 

tätigen, zum Beispiel durch Bildungsinvestitionen. Einkommensungleichheit wird jedoch zur 

Gefahr, wenn die Unterschiede als so groß wahrgenommen werden, dass sie sich demotivierend 

Einkommensge-

rechtigkeit liegt vor, 
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auf die Leistungsanreize und Investitionen in Bezug auf Aus- und Weiterbildung auswirken 

oder die Unterschiede aufgrund mangelnder Chancengerechtigkeit als persistent wahrgenom-

men werden (Hradil et al., 2022). Haben Menschen aus einkommensschwachen Haushalten 

schlechtere Chancen auf Bildung, Gesundheitsversorgung und beruflichen Aufstieg, kann eine 

Umverteilung des Einkommens diese Ungleichheiten verringern. Durch eine (progressive) 

Einkommenssteuer wird beispielweise in Deutschland für einen Ausgleich ungleicher Markt-

einkommen gesorgt. 

Regelgerechtigkeit: 	 Gleiche Regeln und gleiches Recht für alle.

Regelgerechtigkeit beruht auf dem Prinzip, dass die Rahmenbedingungen des Zusammenle-

bens für alle gleichermaßen gelten. Diese Dimension von Gerechtigkeit gilt als erfüllt, wenn 

alle Teilnehmer der Gesellschaft auf Basis der gleichen, institutionell vorgegebenen Rahmen-

bedingungen am Marktgeschehen teilnehmen und vor dem Gesetz gleichbehandelt werden. 

Regelgerechtigkeit impliziert das ausnahmslose Verbot von Privilegierung oder Diskriminie-

rung einzelner durch politische Regeln und die institutionelle Rahmenordnung. Um Gesetze 

für alle Betroffenen zustimmungsfähig und zumutbar zu machen, sollten sie transparent und 

nachvollziehbar sein (Enste et al., 2013). Im Gegensatz zur Bedarfs-, Leistungs-, Chancen- 

und Einkommensgerechtigkeit, die sich auf die Verteilung von Ressourcen und Gütern und 

die Möglichkeit, diese zu erwerben, konzentrieren, betont Regelgerechtigkeit die Bedeutung 

fairer Verfahren als Voraussetzung für gerechte Ergebnisse. John Rawls, ein einflussreicher 

Gerechtigkeitstheoretiker, argumentiert in seiner Theorie der Gerechtigkeit, dass faire Verfah-

ren notwendige Bedingungen für gerechte gesellschaftliche Verhältnisse sind (Rawls, 1971). 

Durch die Etablierung transparenter und gleicher Verfahren wird sichergestellt, dass alle Mit-

glieder der Gesellschaft gleiche Chancen haben, ihre Interessen zu vertreten und ihre Rechte 

wahrzunehmen. Dies ist besonders wichtig in demokratischen Systemen, wo die Gleichheit vor 

dem Gesetz und die Unparteilichkeit der Gerichte fundamentale Prinzipien sind. Art. 3 Abs. 1 

GG beinhaltet den allgemeinen Gleichheitssatz, der verbietet, Gleiches ungleich zu behan-

deln. Ebenso darf Ungleiches nicht gleichbehandelt werden. Kurz gefasst kann man sagen: 

Gleiches Recht für alle (Bundesministerium der Justiz, k. J.). In modernen Gesellschaften gilt 

Gerechtigkeit als Kooperationsbedingung: Werden Ungerechtigkeiten erfahren, so kündigen 

Menschen ihre Kooperationsbereitschaft auf, denn Ungerechtigkeiten signalisieren, dass Aus-

beutungsverhältnisse vorliegen und die eigenen Interessen und Integrität der eigenen Person 

keine Beachtung finden (Liebig/May, 2015, S. 10 f.). Regelgerechtigkeit unterstützt außerdem 

die Integration unterschiedlicher sozialer Gruppen, denn faire Verfahren berücksichtigen die 

Vielfalt der Gesellschaft. Dies ist besonders relevant in pluralistischen Gesellschaften, in denen 
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gerechtigkeit vor.
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unterschiedliche kulturelle, religiöse und ethnische Gruppen koexistieren. Zusammengefasst 

schützt Regelgerechtigkeit nicht nur die Rechte und Freiheiten der Individuen, sondern ge-

währleistet auch die Legitimität und Akzeptanz der getroffenen Entscheidungen, fördert das 

Vertrauen in Institutionen und stärkt den sozialen Zusammenhalt. 

Generationengerechtigkeit: 	Jede Generation sorgt für eine ausgewogene Verteilung 

von Ressourcen, Rechten und Pflichten zwischen den 

verschiedenen Generationen.

Im Gegensatz zu den zuvor diskutierten Gerechtigkeitsdimensionen geht es bei Generatio-

nengerechtigkeit nicht nur um den aktuellen Status quo, sondern auch um den Blick in die 

Zukunft und die Frage, ob die Entscheidungen und Verhaltensweisen heutiger Generationen 

gute Ausgangsbedingungen und Handlungsspielraum zukünftiger Generationen gewährleis-

ten oder nicht. Die intergenerationelle Gerechtigkeit gilt als erfüllt, wenn die zukünftigen 

Generationen nicht stärker belastet werden, als sie von der aktuellen Generation profitieren 

(Enste et al., 2013). 

Das Konzept Generationengerechtigkeit umfasst ökonomische, ökologische und soziale Aspek-

te, wobei letztere in den zuvor genannten Dimensionen (Bedarfs- und Chancengerechtigkeit) 

bereits enthalten sind. Ökonomisch gesehen bedeutet Generationengerechtigkeit eine faire 

Verteilung von Schulden und Vermögen sowie die Sicherstellung einer nachhaltigen wirtschaft-

lichen Entwicklung, die zukünftigen Generationen eine stabile wirtschaftliche Basis bietet. 

Zwischen der jungen, mittleren und alten Generation werden zahlreiche Transfers geleistet: 

Die mittlere Generation finanziert nicht nur den Unterhalt der jungen Generation, sondern 

über Steuern und Abgaben auch die Rente sowie Gesundheits- und Pflegeleistungen der alten 

Generation. Aus Steuer- und Abgabeleistungen sowie Erbschaften ergeben sich wiederum 

Transfers der alten Generation an die junge und mittlere Generation. Es gilt so zu wirtschaf-

ten, dass die Menschen eine dauerhafte und tragfähige Grundlage für Arbeit und Wohlstand 

haben, was impliziert, dass die Bruttostaatsverschuldung und Budgetdefizite so gering wie 

möglich sein sollen – es sei denn, dem stehen (Infrastruktur-)Investitionen gegenüber, die 

der nachfolgenden Generation zugutekommen. Welche Ausgaben zu Investitionen zu zählen 

sind, ist auch bei Ökonomen umstritten, da dazu auch zum Beispiel Verteidigungsausgaben 

und Hilfen für andere Länder gezählt werden könnten, die den Frieden für nachfolgenden 

Generationen sichern.

Ökologisch gesehen umfasst Generationengerechtigkeit den Schutz der Umwelt und des Klimas 

sowie die nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen, um die Lebensgrundlagen zukünftiger 

Intergenerationale 

Gerechtigkeit liegt 

vor, wenn die zukünf-

tigen Generationen 

nicht stärker belastet 

werden, als sie von 

der aktuellen Genera-

tion profitieren.



13

Generationen nicht zu gefährden. Der Klimawandel stellt eine Bedrohung für zukünftige Ge-

nerationen dar, da er langfristige Auswirkungen auf die Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft 

hat. Der Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) betont in seinen Berichten, 

dass Vorkehrungen erforderlich sind, um die Risiken und Auswirkungen des Klimawandels 

zu minimieren (IPCC, 2024). Er fordert erhebliche Veränderungen in der Energieproduktion, 

Landnutzung, Mobilität und in anderen Bereichen, die von der heutigen Generation initiiert 

werden müssen. Ein konkretes Beispiel aus der deutschen Politik ist das Urteil des Bundes-

verfassungsgerichtes von April 2021. Das Gericht entschied, dass das Klimaschutzgesetz der 

Bundesregierung in Teilen verfassungswidrig ist, weil es nicht ausreichend Maßnahmen zur 

Reduktion von Treibhausgasen nach 2030 vorsieht und damit die Freiheitsrechte zukünftiger 

Generationen verletzt (BVerfG, 2021). Diese Entscheidung unterstreicht die Verpflichtung der 

heutigen Generation, wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um den Klimawandel zu meistern 

und die Lebensgrundlagen zukünftiger Generationen zu sichern. 

Aufgrund seiner ökonomischen, ökologischen und sozialen Dimension ist Generationenge-

rechtigkeit eng mit dem Konzept der nachhaltigen Entwicklung verbunden: „Entwicklung 

zukunftsfähig zu machen heißt, dass die gegenwärtige Generation ihre Bedürfnisse befriedigt, 

ohne die Fähigkeit der zukünftigen Generation zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse befrie-

digen zu können“ (United Nations, 1987). Langfristig gesehen entsteht eine Belastung für die 

Zukunft, wenn der aktuelle materielle Wohlstand dadurch erreicht wird, dass der Verbrauch 

von natürlichen Ressourcen nicht bepreist wird. Dies führt zu einer negativen intertemporalen 

Externalität, wodurch zukünftige Generationen einen immer höheren Preis zahlen müssen (Rat 

für nachhaltige Entwicklung, 2021).

II.	 Wohlfahrtsstaatsmodelle im Vergleich

Die nachfolgend analysierten 34 Staaten verfolgen verschiedene Ansätze, um Gerechtigkeit in 

ihrem Land umzusetzen. Dabei lassen sich verschiedene Staaten gruppieren und zu Clustern 

zusammenfassen, die ähnliche Strategien zur Gestaltung ihrer Wirtschaft- und Gesellschafts-

ordnung wählen. Diese Klassifizierung nach Wohlfahrtsstaatsmodellen bietet eine gute Grund-

lage, um verschiedene Wirtschaftsordnungen miteinander zu vergleichen und entsprechende 

gerechtigkeitsbezogene Politikansätze aufgrund verschiedener Rollen von Markt und Staat zu 

analysieren und Unterschiede besser einordnen zu können. Im Laufe der Wohlfahrtsforschung 

haben sich fünf Wohlfahrtsstaatsmodelle herauskristallisiert: der Kapitalismus angelsächsischer 

Prägung, die rudimentären Marktmodelle Südeuropas, die postsozialistischen Marktwirtschaf-

ten Osteuropas, das skandinavische Modell und die sozial ausgerichteten Marktwirtschaften 

Kontinentaleuropas (Tabelle 3).
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Tabelle  3:	 Wohlfahrtsstaatsmodelle

Modell Zugehörige Länder

Kapitalismus angelsächsischer  

Prägung 

	� Australien

	� Irland

	� Kanada

	� Neuseeland

	� USA

	� Vereinigtes Königreich

Rudimentäre Marktmodelle  

Südeuropas

	� Griechenland

	� Italien

	� Portugal 

	� Spanien

Postsozialistische Marktwirtschaften 

Osteuropas

	� Estland

	� Lettland

	� Litauen

	� Polen

	� Rumänien

	� Slowakei

	� Slowenien

	� Tschechien

	� Ungarn

Skandinavisches Modell

	� Dänemark

	� Finnland

	� Island

	� Norwegen

	� Schweden

Sozial ausgerichtete Marktwirtschaften 

Kontinentaleuropas

	� Belgien

	� Deutschland

	� Frankreich

	� Luxemburg

	� Niederlande

	� Österreich

	� Schweiz

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Santos/Simões, 2021; Pfau-Effinger et al., 2009; Esping-Andersen, 

1990.

Wie ist die Aufgabenverteilung zwischen Markt und Staat in diesen verschiedenen Modellen 

ausgestaltet und (inwiefern) kann sie einen gerechten Ordnungsrahmen bieten? Die institutio-

nellen Ausgestaltungen der verschiedenen Modelle sind das Ergebnis sowohl von historischen 

Entwicklungen als auch von Pfadabhängigkeiten. Tabelle 4 gibt einen Gesamtüberblick über 

die staatliche Rolle und die zentralen Gerechtigkeitskonzepte der jeweiligen Modelle: 
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Tabelle  4:	 Rolle des Staates bzw. Marktes und zentrale Gerechtigkeitskonzepte je nach 

Modell

Modell Rolle des Staates/Marktes Zentrale Gerechtigkeitskonzepte

Kapitalismus angelsächsischer  

Prägung 

	� Minimalstaat („Nachtwächterstaat”)

	� Freie Märkte

	� Geringfügige soziale Absicherung

	� Leistungsgerechtigkeit

	� Knappheitsgerechtigkeit*

	� Regelgerechtigkeit

Rudimentäre Marktmodelle  

Südeuropas

	� Staatliche Leistungen existieren, 

aber ohne umfassendes Anrecht

	� Starke Rolle der Familie

	� Generationengerechtigkeit

	� Bedarfsgerechtigkeit innerhalb der 

Familie

Postsozialistische Marktwirtschaften 

Osteuropas

	� Starke staatliche Kontrolle 

	� Transformation hin zu 

marktwirtschaftlichen Systemen

	� Einkommensgerechtigkeit

	� Chancengerechtigkeit 

	� Wandel hin zu 

Leistungsgerechtigkeit 

Skandinavisches Modell

	� Starker Wohlfahrtsstaat 

	� Umfassende soziale Leistungen 

	� Hohe Umverteilung

	� Bedarfsgerechtigkeit

	� Einkommensgerechtigkeit

	� Chancengerechtigkeit

Sozial ausgerichtete Marktwirtschaften 

Kontinentaleuropas

	� Staat schafft Wettbewerbsordnung

	� Bei Marktversagen greift der Staat 

sozialpolitisch ein 

	� Leistungsgerechtigkeit

	� Regelgerechtigkeit

	� Bedarfsgerechtigkeit

	� Chancengerechtigkeit

	� Einkommensgerechtigkeit 

	� Generationengerechtigkeit

* Knappheitsgerechtigkeit: Waren, Dienstleistungen und Fähigkeiten, die knapp sind, erzielen unabhängig 

von der dahinterstehenden Leistung einen höheren Preis als solche, bei denen z. B. ein Angebotsüber-

schuss besteht.

Quelle: Eigene Darstellung.

	� Der angelsächsische Kapitalismus basiert auf einer minimalen Rolle des Staates, auch 

Nachtwächterstaat genannt, der primär die Rahmenbedingungen für das Funktionieren 

der wirtschaftlichen Prozesse schafft. Der Markt ist das zentrale Element zur Verteilung von 

Gütern und Lasten, wobei angenommen wird, dass Angebot und Nachfrage die optimalen, 

knappheitsgerechten Preise selbst bestimmen und damit den Wohlstand für die Gesell-

schaft erbringen. Da sich der Staat weitgehend aus wirtschaftlichen Prozessen heraushält 

und nur minimal eingreift, etwa durch bedürftigkeitsgeprüfte Sozialleistungen, wird eine 

hohe Eigenverantwortung der Bürger vorausgesetzt. Das zugrunde liegende Gerechtig-

keitskonzept ist in erster Linie Leistungsgerechtigkeit: Jeder darf entsprechend seiner 

eigenen Leistung am Wohlstand teilhaben, wodurch individuelle Anstrengungen belohnt 

werden. Im Fokus steht nicht etwa Einzelfallgerechtigkeit (Entscheidung wird individuell 

unter Berücksichtigung besonderer Umstände getroffen), sondern die Gleichbehandlung 

durch einheitliche Regeln, während andere Gerechtigkeitsprinzipien wie Einkommens- 

oder Bedarfsgerechtigkeit von geringerer Bedeutung sind und die Handlungsfähigkeit 

in erster Linie der individuellen Verantwortung überlassen wird. Die Hauptaufgabe des 
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Staates besteht darin, den freien Wettbewerb zu sichern, um Anreize für Innovationen und 

langfristige Wettbewerbsfähigkeit zu schaffen (Höltz, 2011). 

	� Die südeuropäischen Marktmodelle zeichnen sich durch eine Mischung aus staatlichen 

Leistungen und traditionell verwurzelten familiären Strukturen aus. Im Vergleich zum 

angelsächsischen Modell existieren zwar auch staatliche Sozialleistungen, doch es besteht 

kein grundlegendes Recht auf diese und je nach Job bestehen enorme Unterschiede in der 

Absicherung: Im Fall der Krankheit oder Arbeitslosigkeit sind Arbeitnehmer im öffentlichen 

Dienst oftmals gut abgesichert, während Arbeitnehmende in kleinen Unternehmen oder 

Beschäftigte in der Landwirtschaft kaum abgesichert sind. Stattdessen spielt die Familie 

eine zentrale Rolle in der sozialen Absicherung, insbesondere bei der Alters- und Kranken-

versorgung. Trotz Reformen wie der Einführung eines landesweiten Mindestsicherungssys-

tems in Spanien, Italien und Griechenland bleibt die soziale Sicherheit in diesen Ländern 

weiterhin begrenzt, insbesondere für Arbeitnehmer in unsicheren Beschäftigungsverhält-

nissen. Da staatliche Leistungen weniger umfassend sind als in anderen europäischen Län-

dern, ist die familiäre Unterstützung nach wie vor sehr wichtig. Die Gerechtigkeitskonzepte 

in diesen Ländern basieren insofern stark auf Generationengerechtigkeit und familiärer 

Verantwortung (Konle-Seidl, 2021, S. 722 ff.; Enste et al., 2013, S. 12).

	� Die postsozialistischen Marktwirtschaften Osteuropas haben sich aus früheren so-

zialistischen Systemen entwickelt, in denen der Staat eine dominierende Rolle spielte, 

indem er Preise festlegte, Ressourcen verteilte, Märkte kontrollierte und sogar selbst als 

Anbieter und Nachfrager auf den Märkten auftrat. Die Maxime der sozialistischen Wirt-

schaftsordnung ist, dass jeder Bürger identische Startchancen und die gleiche Menge an 

Gütern bekommt. Dass diese Vorstellung veraltet und nicht nur ökonomisch, sondern auch 

gesellschaftlich destruktiv ist, wird klar, wenn man sich bewusst macht, dass eine pauscha-

le Gleichbehandlung aller Menschen individuelle Entwicklung nicht fördert, sondern eher 

behindert (Kapitel C.I). Weder eine standardisierte Menge an Gütern noch einheitliche För-

derprogramme berücksichtigen individuelle Bedürfnisse und Förderungsnotwendigkeiten 

(Hradil et al., 2022). Mit dem Übergang zur Marktwirtschaft nach dem Zusammenbruch 

der Sowjetunion mussten die betroffenen Länder ihre Wirtschaftsordnungen grundlegend 

umgestalten. Ehemals auf absolute Gleichverteilung basierende Gerechtigkeitskonzepte 

werden nun durch neue Prinzipien wie Leistungs- und Chancengerechtigkeit weiterentwi-

ckelt. Diese Umstellung war und ist schwierig, da niedrige Löhne und eine hohe Arbeits-

migration, die vor allem in den Visegrád-Staaten wie Polen und Ungarn die Stabilität 

gefährden, nach wie vor zentrale Probleme sind (Max-Planck-Institut für ethnologische 

Forschung, 2018). Das führt dazu, dass Leistungsanreize geschwächt und die Motivation 

zu Investitionen in das eigene Humankapital gesenkt werden. 

Aufgrund teils unsystematischer Regulierungen, Markteingriffe sowie dem vermehrten Auf-

treten von Schattenwirtschaft und regem Tausch außerhalb der staatlich regulierten Märkte 

wird das Konzept „Regelgerechtigkeit“ in dieser Ordnung bislang noch nicht priorisiert. 
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Das hat weitreichende Konsequenzen auf der Makro-, Meso- und Mikroebene. Auf der 

Makroebene führt eine große Schattenwirtschaft zu verringerten Steuereinnahmen, Haus-

haltsdefiziten und einer geringeren Menge sowie Qualität öffentlicher Güter, während auf 

der Mesoebene Wettbewerbsverzerrungen zwischen regelkonformen und nicht-konformen 

Unternehmen entstehen. Auf der Mikroebene haben Individuen mit niedrigeren Renten, 

reduzierten Sozialleistungen bei Arbeitslosigkeit, begrenzten Kreditmöglichkeiten und 

insgesamt niedrigerem Wohlstand zu kämpfen. Langfristig kann die Schattenwirtschaft 

das Vertrauen in staatliche Autorität und zwischenmenschliche Beziehungen auf gesell-

schaftlicher Ebene beeinträchtigen (Gërxhani/Cichocki, 2023). Der Transformationsprozess 

hin zu einem marktwirtschaftlichen Modell ist komplex, was die langsame Anpassung 

an die neuen Gerechtigkeitsvorstellungen und marktwirtschaftlichen Prinzipien erklärt.

	� Die skandinavischen Staaten zeichnen sich durch ein starkes Modell des Wohlfahrts-

staates aus, welches auf einer umfassenden Sozialpolitik und einem starken Ausmaß 

an Umverteilung basiert. Im Gegensatz zum Modell des angelsächsischen Kapitalismus 

spielt der Staat eine zentrale Rolle in der Sicherstellung eines Mindestlebensstandards für 

alle Bürger, unabhängig von ihrer Erwerbstätigkeit oder Bedürftigkeit. Das Modell legt 

besonderen Wert auf Einkommens- und Bedarfsgerechtigkeit, wodurch soziale Ungleich-

heiten verringert werden sollen. Durch eine aktive Arbeitsmarktpolitik und umfassende 

Sozialleistungen im Bildungswesen wird Chancengerechtigkeit ebenfalls priorisiert. Al-

lerdings bringt die zentrale Rolle des Staates auch eine komplexe Bürokratie mit sich und 

standardisierte Konzepte zu sozialen Transfers und Steuern schränken die individuelle 

Entscheidungsfreiheit ein (Enste et al., 2013). Aufgrund aktueller Herausforderungen wie 

einer alternden Bevölkerung wird in jüngerer Zeit über die Nachhaltigkeit und langfristige 

Finanzierbarkeit dieses Modells kritisch diskutiert.

	� Die soziale Marktwirtschaft, wie sie in Deutschland und anderen mitteleuropäischen 

Ländern verwirklicht ist, kombiniert die Prinzipien des freien Marktes mit sozialer Absi-

cherung. Der Staat stellt primär nur die Rahmenbedingungen für funktionierenden Wett-

bewerb sicher. Anders als in einer rein marktwirtschaftlichen Ordnung (angelsächsischer 

Kapitalismus) greift er jedoch ein und federt negative Folgen ab, wenn der Markt versagt 

oder unverschuldet individuelle wirtschaftliche Notlagen entstehen. Im Gegensatz zu sozia-

listischen Marktwirtschaften bleibt die Preisbildung dabei grundsätzlich frei und orientiert 

sich nach dem Knappheitssignal, was zur effizienten Verteilung von Gütern beiträgt. Die 

Verantwortung für Wohlfahrt liegt also weder ausschließlich beim Staat noch allein beim 

Markt. Indem Leistungen entsprechend honoriert und durch ein breites Bildungsangebot 

faire Startbedingungen geschaffen werden, liegt ein weiterer Fokus auf Leistungs- und 

Chancengerechtigkeit. Umverteilungsmaßnahmen wie progressive Besteuerung sollen für 

Einkommensgerechtigkeit und die Gewährleistung der sozialen Mindestsicherung aller 

sorgen. Durch konsistente und allgemeingültige staatliche Rahmenbedingungen ist auch 
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der Anspruch an Regelgerechtigkeit relativ hoch (Enste et al., 2013). Gleiches gilt aufgrund 

ambitionierter Klima- und Umweltpolitiken für Generationengerechtigkeit.

Die soziale Marktwirtschaft versucht, die Stärken der beiden konträren Ordnungssysteme 

(Marktwirtschaft vs. Sozialstaat) zu verbinden und dadurch die jeweiligen Schwächen aus-

zugleichen. Die marktbezogenen Elemente können zu Leistungs- und Regelgerechtigkeit 

beitragen, während die sozialstaatlichen Aspekte gleichzeitig für Bedarfs-, Einkommens- 

und Chancengerechtigkeit sorgen können. Um zu überprüfen, welches Modell nicht nur in 

der Theorie sinnvoll ist, sondern auch in der Praxis für das höchste Gerechtigkeitsniveau 

sorgt und wie die beschriebenen Wohlfahrtsstaatsmodelle beim Thema Gerechtigkeit im 

Vergleich abschneiden, wurde ein internationaler Gerechtigkeitsindex auf Basis verschie-

dener gerechtigkeitsbezogener Indikatoren entwickelt (zur Methodik s. Kapitel H).
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D.	 Internationales Gerechtigkeitsranking: 
Ergebnisse des Ländervergleiches

I.	 Gesamtindex „Gerechtigkeit“

Auf Grundlage der im Kapitel H erläuterten Methodik wurde ein Index entwickelt, der die 

verschiedenen beschriebenen Dimensionen (C.I) mit ihren Variablen zusammenführt, die 

Ausprägungen von Gerechtigkeit im internationalen Vergleich abbildet und in einer einzigen, 

komprimierten Kennzahl zusammenfasst (Abbildung 1). Im darauffolgenden Abschnitt wer-

den die Rangplätze und Indexpunktzahlen für die einzelnen Dimensionen von Gerechtigkeit 

dargestellt.

Abbildung 1 stellt das Gesamtgerechtigkeitsranking dar, welches alle der 43 verwendeten 

Einzelindikatoren innerhalb der sechs Gerechtigkeitsdimensionen inkludiert, und zeigt die 

Unterschiede im Gerechtigkeitsniveau zwischen den 34 analysierten Ländern. Mit einem In-

dexwert von 74,8 liegt Norwegen im Jahr 2022 auf Rang 1, während die Türkei mit einem Wert 

von 32,0 den letzten Rang belegt. Die über alle Dimensionen hinweg insgesamt gerechtesten 

Länder sind mit etwas Abstand die Skandinavischen, denn nach Norwegen als Spitzenreiter 

wird Rang 2 von Schweden (73,5 Punkte) und Rang 3 von Dänemark (72,8 Punkte) belegt. 

Mit 64,2 Punkten liegt Deutschland 2022 auf Rang 10 der 34 betrachteten Länder. 

Das Gesamtniveau der Gerechtigkeit verändert sich bei den verschiedenen Ländern nur wenig, 

wie der Vergleich der Indexwerte von 2014 und 2024 für ausgewählte Staaten (Abbildung 2) 

zeigt. Während sich Norwegen und die Türkei im Laufe der letzten zehn Jahre im Ranking etwas 

verschlechtert haben, zeigen Spanien und Polen im Gerechtigkeitsranking eine aufsteigende 

Tendenz. Deutschlands Punktzahl hat sich im gleichen Zeitraum nur marginal verschlechtert 

(2014: 64,2 Punkte; 2024: 63,5 Punkte, vgl. Tabelle 5).
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Abbildung  1:	 Gerechtigkeit im internationalen Vergleich
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von OECD, 2024a, b, c, d, e, f, g; Weltbank, 2024a, b, c, d, e, f, g, h, i; Euro-
stat, 2024a, b, c; Energy Institute – Statistical Review of World Energy, 2024; OECD, 2023a, b, c, d, e, f, g, h; Welt-
bank, 2023; OECD, 2022a, b; Eurostat, 2022; Bertelsmann Stiftung, 2022b; Schneider/Boockmann, 2022; Weltbank, 
2022b; Weltbank, 2020; OECD, 2020.
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Abbildung  2:	 Gerechtigkeit ausgewählter Staaten im Zeitverlauf
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von OECD, 2024a, b, c, d, e, f, g; Weltbank, 2024a, b, c, d, e, f, g, h, i; Euro-
stat, 2024a, b, c; Energy Institute – Statistical Review of World Energy, 2024; OECD, 2023a, b, c, d, e, f, g, h; Welt-
bank, 2023; OECD, 2022a, b; Eurostat, 2022; Bertelsmann Stiftung, 2022b; Schneider/Boockmann, 2022; Weltbank, 
2022b; Weltbank, 2020; OECD, 2020.

Tabelle 5 zeigt die Entwicklung für Deutschland, geordnet nach den verschiedenen Dimensi-

onen. Beim Thema Bedarfsgerechtigkeit schneidet Deutschland trotz kleiner Schwankungen 

im Laufe der Jahre im Vergleich zu den anderen Ländern insgesamt relativ konstant gut ab. 

Leistungsgerechtigkeit hingegen weist eine eher volatile Entwicklung auf: Nach einem starken 

Abwärtstrend von 2016 bis 2018 (nach Indexpunktzahlen und Rang) stabilisiert sich das Ni-

veau von Leistungsgerechtigkeit und liegt im Jahr 2022 bei knapp über 60 Punkten, jedoch wie 

im Jahr 2018 auf dem 19. Rang. Trotz kleiner Schwankungen zwischen 2014 und 2020 konnte 

sich das Niveau von Chancengerechtigkeit in den letzten 10 Jahren (2014 bis 2024) um knapp 

4 Indexpunkte sowie um 2 Rangplätze verbessern. Das Niveau von Einkommensgerechtigkeit 

bleibt seit ein paar Jahren stabil im unteren Mittelfeld. Regelgerechtigkeit bewegt sich im 

Laufe der Zeit zwar im hohen Punktebereich von 69,1 (2024) bis 75,2 Punkten (2014), jedoch 

mit abnehmender Tendenz (von Rang 13 in 2014 auf Rang 14 in 2022 auf voraussichtlich 

Rang 17 in 2024). Zusammenfassend zeigen die Daten, dass Deutschland in den letzten Jahren 

bezogen auf die Indexpunkte fast (64,2 in 2014 vs. 63,5 in 2024) und bezogen auf den Rang 

(Rang 10 in 2014 vs. Rang 10 in 2024) konstant gerecht geblieben ist.
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Tabelle  5:	 Gerechtigkeit in Deutschland nach Teildimensionen

Kategorie 2014 2016 2018 2020 2022 2024

Bedarfsgerechtigkeit
72,0 71,0 71,4 67,3 71,5 67,8

8 7 8 10 6 9

Leistungsgerechtigkeit
57,8 63,6 54,8 53,0 60,1 61,5

15 15 19 13 19 18

Chancengerechtigkeit
60,9 61,8 58,0 58,1 64,1 64,7

16 18 20 21 17 14

Einkommensgerechtigkeit
62,4 61,7 63,5 61,6 60,7 60,7

18 20 18 20 21 21

Regelgerechtigkeit
75,2 71,7 74,1 71,1 71,7 69,2

13 13 13 14 14 17

Generationengerechtigkeit
57,0 55,4 58,6 55,8 57,1 56,9

9 8 8 8 9 9

GESAMTINDEX
64,2 64,2 63,4 61,1 64,2 63,5

10 10 12 12 10 10

Anmerkung: In Punktwerten (obere Zeile) und Rangplätzen (untere Zeile); N=34 Länder.

Lesehilfe: Eine höhere Punktzahl bedeutet eine höhere positive Ausprägung an Gerechtigkeit. Der Rangwert 

ergibt sich aus der Einordnung des Gerechtigkeitswertes im Vergleich zu den Werten der anderen Länder in 

der Stichprobe.

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von OECD, 2024a, b, c, d, e, f, g; Weltbank, 2024a, b, c, d, e, f, g, h,  

i; Eurostat, 2024a, b, c; Energy Institute – Statistical Review of World Energy, 2024; OECD, 2023a, b, c, d, e,  

f, g, h; Weltbank, 2023; OECD, 2022a, b; Eurostat, 2022; Bertelsmann Stiftung, 2022b; Schneider/Boock-

mann, 2022; Weltbank, 2022b; Weltbank, 2020; OECD, 2020.

Die Tabelle 5 zeigt auch, dass die im Vergleich zu den anderen Dimensionen höchsten oder 

niedrigsten Indexpunktwerte nicht automatisch bedeuten, dass Deutschland vor allem in 

dieser Dimension ein Vorreiter oder Schlusslicht im Ländervergleich ist. Um die Ergebnisse 

besser einordnen zu können, eignet sich ein Überblick über die Entwicklung der Rangplätze 

von Deutschland, jeweils nach Teildimension aufgegliedert (Abbildung 3).

Je nach Dimension verändern sich die Rangplätze Deutschlands im internationalen Gerech-

tigkeitsranking im Laufe der letzten Jahre stärker oder schwächer. Bedarfsgerechtigkeit 

beispielsweise sinkt nur leicht von Rang 8 im Jahr 2014 auf voraussichtlich Rang 9 im Jahr 

2024. Leistungsgerechtigkeit ist – was die Rangplätze angeht – grundsätzlich etwas schlech-

ter bewertet und schwankt zwischen Rang 15 (2014) und 19 (2022). Chancengerechtigkeit 

verbessert sich im Jahr 2024 voraussichtlich auf Rang 14, nachdem sie im Jahr 2020 auf 

Rang 21 von 34 gefallen war. Die Platzierung von Einkommensgerechtigkeit wird für 2024 
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mit Rang 21 voraussichtlich etwas schlechter sein als für 2014 mit Rang 18. Regelgerechtig-

keit verschlechtert sich ebenfalls leicht von Rang 13 (2014) auf Rang 14 (2022) und fällt bis 

2024 voraussichtlich auf Rang 17. Bei Generationengerechtigkeit bleibt der Rang Deutsch-

lands weitgehend stabil zwischen Rang 8 und 9. Damit ist die Generationengerechtigkeit 

nach Bedarfsgerechtigkeit Deutschlands am besten gerankte Gerechtigkeitsdimension (nach 

Rangordnung) in 2022, obwohl die Indexpunktwerte bei anderen Dimensionen weitaus höher 

liegen (Tabelle 5). 

Abbildung  3:	 Entwicklung der Gerechtigkeitsdimensionen Deutschlands (Rangplätze)
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bank, 2023; OECD, 2022a, b; Eurostat, 2022; Bertelsmann Stiftung, 2022b; Schneider/Boockmann, 2022; Weltbank,
2022b; Weltbank, 2020; OECD, 2020.

Die Länderergebnisse des Index machen deutlich, dass die theoretisch abgeleiteten Unter-

schiede zwischen den Systemen (Kapitel C.II) in den Daten erkennbar sind (Abbildung 4). Das 

skandinavische Modell liegt durchgehend auf dem höchsten Niveau, während die rudimentären 

Marktmodelle Südeuropas stets am schlechtesten abschneiden. Deutschland befindet sich 

ähnlich wie der Durchschnitt der sozial ausgerichteten Marktwirtschaften Kontinentaleuropas 

konstant im Mittelfeld. Die kapitalistischen Systeme angelsächsischer Prägung und die postso-

zialistischen Marktwirtschaften bewegen sich im unteren Bereich des Gerechtigkeitsindex, die 
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postsozialistischen wie auch die rudimentären Marktmodelle Südeuropas zeigen im Vergleich 

zu den anderen Systemen aber zumindest positive Entwicklungen in den letzten Jahren.

Abbildung  4:	 Gerechtigkeit im Systemvergleich
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Im Folgenden werden die Auswertungen zu den Dimensionen jeweils im Detail vorgestellt 

und erläutert.

II.	 Bedarfsgerechtigkeit

Bedarfsgerecht ist ein Land dann, wenn die menschlichen Grundbedürfnisse weitgehend 

unabhängig von der eigenen Erwerbstätigkeit erfüllt sind (Kapitel C.I). Innerhalb dieser Ge-

rechtigkeitsdimension nimmt Deutschland im Jahr 2022 Rang 6 der 34 untersuchten Staaten 

ein (Abbildung 5).
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Abbildung  5:	 Bedarfsgerechtigkeit im internationalen Vergleich
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Finnland (Rang 1) und Norwegen (Rang 3) zeichnen sich als hoch entwickelte Wohlfahrts-

staaten aus, die eine breite Abdeckung durch Sozialleistungen gewährleisten und eine gute 

Grundsicherung durch beispielsweise hohe Leistungen im Bereich Gesundheit fördern. Der 

zweite Rang Tschechiens lässt sich vor allem auf geringe (Alters-)Armut zurückführen aufgrund 
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eines auf Umverteilung und Mindestbedarf ausgerichteten Rentensystems, stabilen Erwerbsbio-

grafien, geringer Arbeitslosigkeit und einer vorteilhaften demografischen Struktur. Außerdem 

erzielt Tschechien gute Ergebnisse bei der Sicherung des Bildungsniveaus (gemessen durch 

einen geringen Anteil der erwerbsfähigen Bevölkerung mit einem Ausbildungsniveau der 

unteren Sekundarstufe oder darunter (ISCED-Stufen 0 bis 2)).

Im Mittelfeld des Bedarfsgerechtigkeitsrankings finden sich Länder wie die Niederlande auf 

Rang 17 und Belgien auf Rang 18. Mit dem sechsten Rang ist Deutschland im Jahr 2022 im 

Bereich Bedarfsgerechtigkeit besser als seine Nachbarländer platziert. Dieser Befund trifft 

jedoch im Zeitverlauf nicht auf alle Jahre zu, denn Deutschland belegte 2014 noch den achten 

Rang und wird sich trotz der guten Position im Jahr 2022 bis 2024 voraussichtlich auf Rang 9 

verschlechtern (Tabelle 5). Trotz eines relativ starken Sozialstaates und im Vergleich zu anderen 

Ländern hohen Durchschnittseinkommens der Bürger gelingt es nicht, allen eine Abdeckung 

der Grundbedürfnisse und angemessene Teilhabe am allgemeinen gesellschaftlichen Wohl-

stand zu ermöglichen. Ursache dafür ist beispielsweise die demografische Entwicklung, die die 

Erfüllung der Grundbedürfnisse enorm herausfordert, weil eine stetig alternde Bevölkerung 

das Rentensystem belastet (Enste/Potthoff, 2024a). Herausforderungen sind außerdem die 

Inflation, Erhöhung der Lebenshaltungskosten und die stark gestiegenen Mietpreise in vielen 

Städten, die nicht nur die Wohnungsnot verschärfen, sondern auch die finanzielle Belastung 

für Haushalte mit geringem Einkommen erhöhen (Sagner/Voigtländer, 2025). Hauptursache 

der Verschlechterung ist jedoch die große Anzahl an Asylbewerbern, denen es zwar – aufgrund 

von Transferzahlungen – deutlich besser geht als im Herkunftsland, die aber in Deutschland 

(zunächst) zu den relativ Armen gehören. Im Jahr 2024 galten in Deutschland laut Statisti-

schem Bundesamt (2025) 29,8 Prozent der Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit als 

armutsgefährdet. Damit hatten Ausländer eine deutlich höhere Armutsgefährdungsquote als 

Deutsche mit 12,9 Prozent. Dabei ist Armutsgefährdung dann gegeben, wenn ein Haushalt 

über weniger als 60 Prozent des Medianhaushaltseinkommens verfügt. Dies ist von absoluter 

Armut zu unterscheiden, die vorliegt, wenn jemand weniger als 2,15 US-Dollar pro Tag zur 

Verfügung hat und die in Deutschland nicht existiert.

Am unteren Ende des Bedarfsgerechtigkeitsrankings befinden sich die USA (Rang 33) und 

die Türkei (Rang 34). Während die Türkei mit wirtschaftlichen Unsicherheiten und politischen 

Herausforderungen, die die effektive Umsetzung von Sozialprogrammen erschweren, kämpft, 

liegen die Schwächen bei den USA insbesondere darin, dass Grundbedürfnisse wie die Ge-

sundheitsversorgung eng mit dem Einkommen verknüpft sind. Anders als in vielen anderen 

Industrienationen besteht in den USA grundsätzlich keine Pflicht, sich bei einer Krankenver-

sicherung anzumelden. Jeder Einzelne ist selbst für seine Gesundheitsvorsorge verantwortlich, 

nur bestimmte Personengruppen sind durch die staatlichen Programme geschützt. Es gibt 

weltweit kein Land, in dem die Kosten für medizinische Behandlungen und Medikamente derart 
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hoch sind, wie in den Vereinigten Staaten. Die Kombination aus Eigenverantwortlichkeit und 

hohen Kosten im Gesundheitsbereich sowie einer nur sehr moderaten staatlichen Sozialhilfe 

führt zu einer großen Anzahl an Menschen (ca. 26 Millionen US-Amerikaner in 2023) ohne 

Krankenversicherung und einer relativ hohen Armutsquote (Keisler-Starkey/Bunch 2024; Welt-

bank, 2024b). Wenn Menschen ohne oder mit unzureichender Versicherung in Notfällen ins 

Krankenhaus kommen, müssen Ärzte sie gesetzlich behandeln, aber die Patienten müssen die 

hohen Kosten selbst tragen. Unbezahlte medizinische Rechnungen sind der häufigste Grund 

für Privatinsolvenzen in den USA, von denen jährlich etwa 530.000 US-Amerikaner betroffen 

sind (Himmelstein et al., 2019, S. 432).

Im Systemvergleich hinsichtlich der Bedarfsgerechtigkeit zeigt sich ein deutlicher Unterschied 

zwischen den Ländergruppen. In den unteren Bereichen finden sich neben den Ländern mit an-

gelsächsischer Prägung (im Jahr 2022 57,0 von 100 Punkten) auch die südeuropäischen Länder 

mit rudimentärem Wohlfahrtsmodell (52,9 Punkte). Das skandinavische Modell (74,6 Punkte), 

die postsozialistischen Marktwirtschaften Osteuropas (64,2 Punkte) und die sozial ausgerichte-

ten Marktwirtschaften Kontinentaleuropas (63,0 Punkte) liegen hingegen in der oberen Hälfte 

des Indexpunktespektrums. Dieses Ergebnis repliziert die Ergebnisse des Gerechtigkeitsindex 

von 2012 (Enste et al., 2013) und bestätigt die zuvor angestellten theoretischen Überlegun-

gen: Sowohl im angelsächsischen Kapitalismus als auch im Wirtschaftsmodell südeuropäischer 

Länder ist die staatliche Sicherung der Grundbedürfnisse im Verhältnis zu anderen Systemen 

wenig ausgeprägt (Kapitel C.II). Während in den angelsächsischen Staaten der Markt Wohlfahrt 

generieren soll und der Staat nur in sehr geringem Maße eingreift, obliegt in Südeuropa in 

erster Linie der Familie die Aufgabe, im Falle von Erwerbsunfähigkeit für die Grundbedürfnisse 

des betreffenden Familienmitgliedes zu sorgen (Kapitel C.II). Die durchschnittliche Punktzahl 

der angelsächsischen Länder verdeutlicht die begrenzte staatliche Unterstützung, was zu einer 

höheren Abhängigkeit von privaten Lösungen führt. Südeuropäische Länder zeigen mit ihrer 

niedrigen durchschnittlichen Punktzahl ebenfalls, dass familiäre Netzwerke als primäre Quelle 

der Unterstützung in wirtschaftlich schwierigen Zeiten problematisch sein können. Die Unter-

schiede in der Bedarfsgerechtigkeit zwischen den Ländern verschiedener Wirtschaftssysteme 

zeigen die Bedeutung sozialpolitischer Maßnahmen zur Sicherstellung eines bedarfsgerechten 

Lebensstandards für alle Bürger auf. 

III.	 Leistungsgerechtigkeit

Das Ideal der Leistungsgerechtigkeit basiert auf der Vorstellung, dass alle Mitglieder einer 

Gesellschaft entsprechend ihres individuellen Beitrags zum Wirtschaftsprozess entlohnt wer-

den. Leistungsgerechtigkeit gilt daher als ein zentraler Grundsatz in marktwirtschaftlich ori-

entierten Wirtschaftssystemen (Kapitel C.II). Die meisten Industriestaaten schneiden bei dieser 

Gerechtigkeitsdimension auf einem vergleichsweise relativ ähnlichen Niveau ab (Abbildung 6).
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Abbildung  6:	 Leistungsgerechtigkeit im Ländervergleich
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Neuseelands Spitzenreiterplatzierung in der Leistungsgerechtigkeit ergibt sich aus der Kom-

bination aus produktivitätsorientierter Lohnentwicklung, einem sehr geringen Anteil an 

Niedrigverdienern und niedriger Arbeitslosigkeit unter qualifizierten Arbeitskräften, einer 

von der Bevölkerung als niedrig wahrgenommenen Korruption sowie einem im Vergleich zu 

anderen Ländern relativ gering ausgeprägten Lohnunterschied zwischen den Geschlechtern. 
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Beim Vergleich der verschiedenen Wirtschaftssysteme fällt auf, dass die sozial ausgerichte-

ten Marktwirtschaften den kapitalistischen Staaten angelsächsischer Prägung beim Thema 

Leistungsgerechtigkeit überlegen sind (Abbildung 7). Das ist bemerkenswert angesichts der 

Tatsache, dass insbesondere die angelsächsischen Nationen die Verwirklichung von Leistungs-

gerechtigkeit als fundamental erachten (Kapitel C.II). Marktwirtschaftliche Prinzipien und die 

Belohnung individueller Leistung haben in diesen Ländern traditionell einen hohen Stellen-

wert. Die politischen und wirtschaftlichen Systeme sollten in diesen Nationen eigentlich so 

gestaltet sein, dass sie Anreize für persönliche Anstrengungen und Unternehmertum schaffen, 

die Umsetzung scheint in der Realität jedoch von diesem Ideal abzuweichen. Der Wettbewerb 

belohnt in Marktwirtschaften nicht Leistung, sondern Knappheit. Seltene Produkte erzielen 

höhere Preise, auch wenn sie mit wenig Leistung erstellt werden können. 

Abbildung  7:	 Leistungsgerechtigkeit im Systemvergleich

Deutschland

Sozial ausgerichtete Marktwirtschaften Kontinentaleuropas

Skandinavisches ModellPostsozialistische Marktwirtschaften

Rudimentäre Marktmodelle SüdeuropasKapitalismus angelsächsischer Prägung
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Im internationalen Vergleich zeigt sich, dass Deutschland in der Gerechtigkeitsdimension 

„Leistungsgerechtigkeit“ hinter den Spitzenreitern zurückbleibt und sogar schlechter ab-

schneidet als der Durchschnitt der sozial ausgerichteten Marktwirtschaften Kontinentaleuropas 
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(Abbildung 7). Mit 60,0 Punkten und Rang 19 im Jahr 2022 konnte sich Deutschland zwar im 

Vergleich zu 2014 leicht um 2,2 Indexpunkte verbessern, verlor jedoch vier Plätze im Ran-

king, weil andere Staaten sich besser entwickelt haben. Eine Ursache könnte das progressive 

Steuersystem sein, das durch hohe Steuersätze für Spitzenverdiener den Anreiz verringert, 

zusätzliche Leistung zu erbringen, wenn ein höheres Bruttoeinkommen nur begrenzt im Netto 

spürbar wird, oder der Lohnabstand zwischen sozialen Transfers und eigenem Einkommen 

gering ist. Eine differenzierte Betrachtung der Steuerbelastung ist aufgrund der komplexen 

Umverteilungssysteme und mangelnder Datenlage jedoch nicht Teil der Messung.

Der deutsche Sozialstaat zielt grundsätzlich darauf ab, soziale Ungleichheiten durch Umver-

teilung zu mildern. Während dies Einkommensgerechtigkeit fördert (Kapitel D.V), kann es 

gleichzeitig dazu führen, dass individuelle Leistungen weniger stark honoriert werden, da 

ein großer Teil des Einkommens umverteilt wird. Starke Gewerkschaften und Tarifverträge 

sorgen außerdem für eine Angleichung der Löhne unabhängig von der individuellen Leistung. 

Vor allem in den letzten Jahren, die stark von Krisen geprägt waren, ist das Einkommen der 

Deutschen stärker angestiegen als die Arbeitsproduktivität (OECD, 2024a, b). Abweichungen 

der Lohnentwicklung von der Produktivitätsentwicklung werden in dieser Analyse als Abwei-

chungen eines leistungsgerechten Zustands definiert. Hinzu kommt die Wirkung des Bürger-

geldes, welches als Grundsicherung für Erwerbslose konzipiert ist, aber auch Einfluss auf die 

Leistungsgerechtigkeit hat. Einerseits soll das Bürgergeld den Lebensunterhalt sichern und 

Menschen in prekären Lebenslagen unterstützen, andererseits besteht die Herausforderung, 

das Lohnabstandsgebot einzuhalten. Die Leistungshöhe des Bürgergeldes darf also nicht so 

hoch sein, dass es kaum finanzielle Anreize bietet, geringfügig oder niedrig entlohnte Jobs 

anzunehmen. 

IV.	 Chancengerechtigkeit

Hinter dem Prinzip der Chancengerechtigkeit verbirgt sich die Forderung, dass die Chancen 

auf Wohlstand innerhalb einer Gesellschaft gerecht verteilt sein sollten. Im Ideal haben alle 

Gruppierungen einer Gesellschaft gerechte Chancen, Bildung zu erhalten, im Beruf die ihnen 

gebührenden Erfolge und gesellschaftliche Anerkennung zu finden. Obwohl viele Parteien 

Chancengerechtigkeit und gute Bildung als besonders wichtig betonen, belegt Deutschland 

im Jahr 2022 mit 64,1 Punkten nur den 17. Rang und befindet sich somit im Mittelfeld der 

untersuchten Länder (Abbildung 8).

Obwohl die Spannbreite der Indexwerte im Mittelfeld (Rang 12-23) relativ klein ist, ist der 

Abstand zwischen Deutschland (64,1 Punkte) und dem Spitzenreiter Island (86,0 Punkte) 

wiederum verhältnismäßig groß. Allerdings sind beide Länder angesichts ihrer vielfältigen 

Unterschiede auch kaum zu vergleichen. Nichtsdestotrotz liegt Deutschland hinter wichtigen 
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Wettbewerbern auf den Weltmärkten wie den USA oder auch Kanada. Deutschland hat sich 

aber in den letzten Jahren durchaus verbessert: 2020 beispielsweise belegte Deutschland noch 

den 21. Rang im Chancengerechtigkeitsranking, so ist es 2022 der 17. Rang und für 2024 

wird der 14. Rang prognostiziert.

Abbildung  8:	 Chancengerechtigkeit im internationalen Vergleich 
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Abbildung  9:	 Teilindikatoren der Chancengerechtigkeit in Deutschland
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In Abbildung 9 ist erkennbar, dass die Arbeitslosen- und Jugendarbeitslosenquote in Deutsch-

land in den letzten Jahren stabil und gering geblieben ist. Durch Initiativen wie Kurzarbeit 

und staatliche Unterstützungsleistungen konnte sich die Arbeitsmarktlage in Deutschland im 

Gegensatz zu anderen Ländern nach der Coronakrise recht schnell wieder stabilisieren. Ins-

besondere die Bezieher niedriger Einkommen mussten zwar große Markteinkommensverluste 

hinnehmen, diese konnten jedoch effektiv durch funktionierende sozialstaatliche Sicherungs-

leistungen wie das erweiterte Kurzarbeitergeld, den vereinfachten Zugang zum Kinderzuschlag 

und Wohngeld abgefedert werden, sodass diese Gruppen keine Einkommenseinbußen nach 

Sozialtransfers erlitten (Niehues et al., 2021, S. 21). Auch die inflationsbedingten Einkommens-

einbußen in den Jahren 2022 und 2023 konnten für ärmere Einkommensgruppen teilweise 

abgefedert werden (Hüther et al., 2023). Trotz des starken Ausmaßes sozialer Hilfsleistungen 
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in den letzten Jahren gibt es weiterhin strukturelle Herausforderungen beispielsweise in der 

Digitalisierung des Bildungssystems. Außerdem haben Frauen, Menschen aus niedrigeren 

sozialen Schichten und Zuwanderer teilweise immer noch deutlich schlechtere Chancen in 

den Bereichen Bildung und Beruf als Männer, Personen aus höheren sozialen Schichten und 

Einheimische. Zwar haben Frauen die Männer im Bildungsbereich inzwischen übertroffen und 

holen auch im Berufsleben deutlich auf, doch die Bildungs- und Berufserfolge von Menschen 

aus niedrigeren sozialen Schichten oder mit Migrationshintergrund verbessern sich nur lang-

sam (Hradil et al., 2022).

V.	 Einkommensgerechtigkeit

Im perfekten einkommensgerechten Zustand sind die verfügbaren Güter und Lasten einer 

Gesellschaft auf die einzelnen Gesellschaftsmitglieder gleichmäßig verteilt (Kapitel C.I). Dies 

erreicht kein Land und es wäre mit Blick auf die Leistungsgerechtigkeit auch nicht wünschens-

wert. Die gerechteste Einkommensverteilung hat das (gemessen am Pro-Kopf-Einkommen) 

reichste Land Luxemburg mit einem Wert von 84,7 Indexpunkten im Jahr 2022 (Abbildung 10). 

Auch Belgien und die Slowakei schneiden mit 83,2 beziehungsweise 79,0 Punkten sehr gut 

ab. Einige Länder sind im Vergleich zu 2014 einkommensgerechter geworden. Beispielsweise 

zeigt Portugal von 2014 bis 2022 eine Verbesserung von 8,4 Indexpunkten. Andere Länder 

wie Slowenien und Norwegen verzeichnen hingegen eine leichte Verschlechterung beim Thema 

Einkommensgerechtigkeit. Diese Verschlechterung könnte auf politische oder wirtschaftliche 

Veränderungen hinweisen, die sich negativ auf die Einkommensverteilung ausgewirkt haben. 

Mit 60,7 Indexpunkten und Rang 21 von 34 im Jahr 2022 hat sich Deutschland beim Thema 

Einkommensgerechtigkeit seit 2014 leicht verschlechtert und befindet sich konstant in der 

unteren Hälfte des Rankings. Die letzten Rangplätze belegen die Türkei, die USA und das Ver-

einigte Königreich. Die niedrigen Punktwerte, gepaart mit geringen Veränderungen seit 2014, 

deuten darauf hin, dass in diesen Ländern seit einigen Jahren signifikante Herausforderungen 

in Bezug auf Einkommensgerechtigkeit bestehen.
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Abbildung  10:	 Einkommensgerechtigkeit im internationalen Vergleich 
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Bei der Gerechtigkeitsdimension „Einkommensgerechtigkeit“ schneidet Deutschland im Laufe 

der letzten Jahre stets schlechter ab als der Durchschnitt der sozial ausgerichteten Marktwirt-

schaften Kontinentaleuropas (Abbildung 11).
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Abbildung  11:	 Einkommensgerechtigkeit im Systemvergleich
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von OECD, 2024e; Weltbank, 2024h; OECD, 2023g; OECD, 2020.

Die unterschiedlichen Werte und Entwicklungen der Länder lassen sich neben dem Frauenanteil 

der Erwerbstätigen, der Ersatzrate im Fall von Arbeitslosigkeit und dem Ausmaß von Kündi-

gungsschutz auch durch die Entwicklung der Einkommensverteilung erklären, die mithilfe der 

Veränderung des Gini-Koeffizienten gemessen wird (Abbildung 12). Dieser Koeffizient dient 

als Indikator dafür, wie die Einkommen in einer Gesellschaft verteilt sind. Ein Gini-Wert von 

0 würde bedeuten, dass alle über das gleiche Einkommen verfügen, während ein Wert von 

1 bedeutet, dass eine Person das gesamte Einkommen erhält und der Rest nichts. Zwischen 

diesen beiden Extremen liegen dann die realen Einkommensverteilungen.

In Deutschland hat sich der Gini-Koeffizient – bis auf minimale Schwankungen in den letzten 

Jahren – auf einem niedrigen Niveau eingependelt. Die Schere zwischen Arm und Reich geht 

also nicht weiter auseinander. Es gibt mehrere Gründe für diese Stabilität: Deutschland hat 

ein umfassendes soziales Sicherungssystem, was Umverteilungsmechanismen wie Steuern 

und Sozialleistungen beinhaltet. Progressiv gestaltete Steuersysteme und Transferleistungen 

wie Arbeitslosengeld, Renten und Kindergeld tragen dazu bei, Einkommensungleichheiten zu 
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verringern. Auch das hohe Beschäftigungsniveau und eine im Vergleich zu anderen Ländern 

geringe Arbeitslosenquote führen zu einer breiteren Verteilung der Einkommen. Auch Tarif-

verträge und kollektive Lohnverteilungen tragen dazu bei, dass die Löhne in verschiedenen 

Branchen und Regionen in Deutschland entsprechend gleich verteilt sind. Selbst in der Co-

ronapandemie haben die staatlichen Sicherungssysteme maßgeblich dazu beigetragen, dass 

die Veränderungen in den verfügbaren Haushaltseinkommen deutlich geringer ausfallen. Der 

Effekt ist insbesondere in der unteren Einkommenshälfte ausgeprägt (Niehues et al., 2021, 

S. 20).

Abbildung  12:	 Einkommensverteilung in ausgewählten Staaten (Gini-Koeffizient)
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von OECD, 2023g.

Deutlich höher sind die Einkommensunterschiede in Spanien, im Vereinigten Königreich und in 

den USA. Während die Ungleichheiten in Spanien auf eine höhere Arbeitslosenquote (Destatis, 

2024), vor allem Jugendarbeitslosenquote (OECD, 2024d), wirtschaftlich gesehen regionale 

Ungleichheiten und eine relativ schwache Umverteilungspolitik zurückzuführen sind, liegt 

die starke Einkommensungleichheit in den USA vor allem an einem geringen Mindestlohn, 

schwachen Gewerkschaften sowie weniger Umverteilung. Im Vereinigten Königreich hingegen 

sind die Einkommensunterschiede so hoch, weil der Zugang zu Bildung und gut bezahlten Jobs 

ungleich verteilt ist, insbesondere zwischen wohlhabenden Regionen wie London und ärmeren 

Landesteilen. Zudem haben politische Sparmaßnahmen wie Kürzungen bei Sozialausgaben 
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und eine schwache Umverteilung über das Steuersystem die Einkommensungleichheit weiter 

verschärft. 

Exkurs: Vermögensungleichheit

Die Untersuchung der Vermögensverhältnisse von Einzelpersonen und Haushalten spielt in der 

öffentlichen Debatte eine besondere Rolle, wenn über Gerechtigkeit gesprochen wird. Daher 

ist es wichtig, die Ergebnisse des Gerechtigkeitsindex einem Robustheitscheck zu unterziehen, 

um bei der Dimension „Einkommensgerechtigkeit“ auch die Variable Vermögensungleichheit 

adäquat zu berücksichtigen. Zugleich ist die widerspruchsfreie, systematische und valide sowie 

reliable Erfassung von Vermögen noch herausfordernder als die Messung zum Beispiel der 

Einkommensverteilung (Niehues/Stockhausen, 2024).1 Neben der fehlenden Datenkonsistenz 

liegen nicht für alle in dieser Studie betrachteten Länder für alle untersuchten Jahre Daten vor. 

Angesichts dieser Unzulänglichkeiten bezüglich der Datenqualität und -verfügbarkeit wurde 

testweise für ein Jahr geprüft, wie Deutschland abschneiden würde, wenn man die beste-

henden Daten zu Vermögensungleichheit beispielhaft für das Jahr 2022 in den Gesamtindex 

einbeziehen würde. Für Deutschland gäbe es keine Änderung im Rangplatz (Platz 10 mit und 

ohne Vermögensungleichheit als integrierten Indikator). Beim Sub-Index „Einkommensge-

rechtigkeit“, der bei Integration der Vermögensungleichheitsdaten „Einkommens- und Ver-

mögensgerechtigkeit“ heißen müsste, ergäbe sich eine Verschlechterung um drei Rangplätze 

(von 21 auf 24) für 2022.

Da die verfügbaren Daten zu Vermögensungleichheit nicht unseren Kriterien für eine Auf-

nahme im Gesamtindex (vgl. Anhang S. 72 Kapitel I. Methodik, 2. Datenlage und Datenaus-

wahl) entsprechen, wurden sie für die weiteren Analysen nicht verwendet. Eine umfangreiche 

Studie der vbw (2021) liefert eine gute Übersicht warum die Vermögensungleichheit schwer 

zu messen ist: Der ermittelte Gini-Koeffizient für Vermögen misst die Ungleichheit in der 

Verteilung von Vermögenswerten innerhalb der Bevölkerung. Da Vermögen in vielen Ländern 

konzentriert ist, weist der Gini-Koeffizient für Vermögen durchweg höhere Werte auf als für 

Einkommen (Charles et al., 2022). Ein wichtiger Befund ist hierbei, dass zum einen Länder 

mit einer ausgeprägten staatlichen Absicherung (wie z. B. Schweden) hohe Vermögensun-

gleichheiten aufweisen sowie Länder, die auf eine lange Demokratieerfahrung zurückblicken 

können. Im Jahr 2022 weist Schweden mit einem Gini-Wert von 87,4 den höchsten Wert auf. 

Dies deutet auf eine starke Ungleichheit in der Vermögensverteilung hin und steht in klarem 

1	 Sozialversicherungsrechtliche Regelungen, insbesondere Rentenanwartschaften aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung, führen zu erheblichen Verzerrungen in den verfügbaren Daten zu Vermögensungleichheit, 
da sie nicht als Vermögen erfasst werden, während privat angespartes Kapitalvermögen vollständig berücksichtigt 
wird. Der Umfang sozialstaatlicher Sicherungssysteme wirkt sich auf die Notwendigkeit und Möglichkeit zur privaten 
Ersparnisbildung aus und beeinflusst die gemessene Vermögensungleichheit. Aufgrund dieser qualitativen Mängel 
wurde auf eine systematische Integration der Vermögensungleichheitsdaten verzichtet; jedoch wurde exemplarisch 
getestet, inwiefern deren Einbezug den Gesamtindex beeinflussen würde.
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Kontrast zu osteuropäischen Staaten wie der Slowakei, die mit einem Wert von 50,8 eine 

relativ gleichmäßige Verteilung des Vermögens aufweist. Es lassen sich Cluster identifizieren, 

die mit unterschiedlichen Vermögensungleichheiten verbunden sind. Die skandinavischen 

Wohlfahrtsstaaten und Deutschland erreichen einen Gini-Koeffizienten zwischen 75 und 87, 

was auf eine relativ hohe Vermögensungleichheit hinweist (UBS Global Wealth Databook, 

2023, S. 123 ff.). Die postsozialistischen Staaten, in denen die Vermögensbildung aufgrund 

von Sozialismus und Kommunismus nicht möglich war, haben dadurch bedingt eine geringere 

Vermögensungleichheit, aber auf deutlich niedrigerem Vermögensniveau. 

Ein Blick auf die europäischen Staaten veranschaulicht, dass hohe Sozialschutzausgaben mit 

einem geringeren Vermögensanteil der unteren 50 Prozent der Bevölkerung einhergehen (Kor-

relationskoeffizient von -0,62) (Niehues/Stockhausen, 2024). Denn eine umfangreiche soziale 

Absicherung verringert einerseits die Motivation zur privaten Vermögensbildung, gleichzeitig 

erschweren die dafür notwendigen Steuern und Abgaben den Aufbau von Vermögen (Niehues, 

2018; Niehues/Stockhausen, 2024). Der Zusammenhang zwischen hohen Sozialschutzausga-

ben und Vermögensungleichheit zeigt sich anhand von Korrelationsanalysen auch empirisch 

(vbw, 2021, S. 18). In Ländern mit starkem Sozialstaat sind die Anreize und finanziellen 

Möglichkeiten geringer, privat vorzusorgen, denn die hohen Zwangsabgaben erschweren den 

Vermögensaufbau zum Beispiel in der Mittelschicht. Das hat eine geringere Vermögensbil-

dung bei unteren und mittleren Einkommensschichten und eine Vermögensakkumulation bei 

Wohlhabenden zur Folge. Zugleich ist dieser Zusammenhang ein möglicher Erklärungsansatz 

für die geringe Vermögensungleichheit in der Slowakei, da hier die soziale Absicherung im 

europäischen Vergleich unterdurchschnittlich ausfällt. 

Oftmals wird argumentiert, dass eine ungleiche Vermögensverteilung zu einer verstärkten 

Ungerechtigkeit führt, weil diejenigen, die wenig oder gar kein Vermögen besitzen, in ihren 

Lebensbedingungen und Chancen benachteiligt seien. Korrelationsanalysen hingegen zei-

gen, dass es keinen Zusammenhang zwischen Vermögensungleichheit (gemessen am Gini-

Koeffizienten) und Gerechtigkeit (s. D.I Gesamtindex „Gerechtigkeit“) gibt. Bei der Dimension 

„Bedarfsgerechtigkeit“ zeigt sich dies in ähnlicher Weise (Abbildung 13).

Vermögensungleichheit (hohe Werte in Abbildung 13) steht nicht zwangsläufig im Widerspruch 

zu Bedarfsgerechtigkeit. Bezieht man Rentenansprüche in die Berechnung der Vermögens-

verteilung mit ein, fällt die Vermögensungleichheit in Deutschland sogar deutlich geringer 

aus. Rentenansprüche sind in Deutschland ein erheblicher Vermögensfaktor, der die tatsäch-

liche Ungleichheit um 20 Prozent abmildert (vbw, 2021). Denn wenn Menschen keine hohen 

Zwangsabgaben für das gesetzliche Rentenversicherungssystem zahlen müssten, könnten sie 

die Beiträge während der Berufstätigkeit ansparen und so reale Vermögen aufbauen. Wich-

tig bei der Interpretation des Ergebnisses von Vermögensungleichheit in Deutschland ist es 
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auch zu berücksichtigen, dass die Ungleichheit von Vermögen in den letzten 15 Jahren in 

Deutschland nicht gestiegen ist, sondern zwischen 2008 (Gini: 72) und 2023 (Gini: 68) sogar 

um 5,4 Prozent abgenommen hat (UBS Global Wealth Report, 2024, S. 21). 

Abbildung  13:	 Zusammenhang Vermögensungleichheit und Bedarfsgerechtigkeit
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Die Abbildung verdeutlicht, dass Vermögen und Bedarfsgerechtigkeit nicht im Widerspruch stehen, sondern es de facto
keinen Zusammenhang gibt.

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von OECD, 2024a; Weltbank, 2024a, b; Eurostat, 2024a; OECD, 2023a; UBS 
Global Wealth Databook, 2023; Weltbank, 2023; OECD, 2022a, b; Eurostat, 2022. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist auch die Tatsache, dass sich die medial geführte Debatte um 

Ungleichheit in Deutschland oft einseitig auf Verteilungsgerechtigkeit fokussiert. Dabei gibt 

es zahlreiche andere Dimensionen von Gerechtigkeit, wie etwa Chancengerechtigkeit (Kapitel 

D.IV) oder Regelgerechtigkeit (Kapitel D.VI), die für die Lebensrealität der Bürger wichtiger 

sind als eine gleiche Verteilung von Vermögen. Initiativen wie die Vermögenssteuer zielen 

auf Verteilungsgerechtigkeit ab, tragen jedoch wenig dazu bei, Regelgerechtigkeit zu stärken 

oder Arbeitsplätze zu schaffen. Bisher gibt es auch keine empirischen Belege dafür, dass Sub-

stanzsteuern wie die Erbschaftssteuer einen signifikanten Einfluss auf Gerechtigkeit haben. 

Eine Regressionsanalyse des Gerechtigkeitsindex mit den in Kapitel E analysierten sozioöko-

nomischen Variablen sowie des Anteils der Erbschaftssteuer am Gesamtsteueraufkommen 

(Stiftung Familienunternehmen, 2024) zeigt keinen signifikanten Effekt der Erbschaftssteuer 

auf Gerechtigkeit. Gleichzeitig hemmen solche Steuern aber unternehmerische Investitionen 
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und die wirtschaftliche Dynamik. Andere Maßnahmen, etwa Investitionen in Bildung und 

Chancengleichheit, könnten deutlich effektivere und für die Bevölkerung wichtigere Ergeb-

nisse erzielen. 

Auch in der öffentlichen Wahrnehmung scheint das Thema Vermögensungleichheit weniger 

Gewicht zu haben, als oft medial suggeriert wird. Die Bevölkerungsumfrage (Kapitel E.II) 

zeigt, dass für viele Menschen andere Themen wie Arbeitsplätze, Einkommen und soziale 

Absicherung relevanter sind. Wie oben bereits angeführt wurde, schneidet Deutschland im 

internationalen Vergleich beim Gesamtindex zu Gerechtigkeit im Jahr 2022 (sowohl mit als 

auch ohne Vermögensungleichheit als Gerechtigkeitsindikator) mit Rang 10 relativ gut ab, 

was zeigt, dass die gesellschaftliche und wirtschaftliche Struktur trotz bestehender Vermö-

gensunterschiede für viele Menschen eine hohe Lebensqualität bietet. Jenseits der medialen 

Debatten sind andere Dimensionen wie Leistungs-, Generationen- und Chancengerechtigkeit 

den Menschen wichtiger.

VI.	 Regelgerechtigkeit

Regelgerechtigkeit ist ein fundamentales Prinzip für die Aufrechterhaltung eines fairen sowie 

stabilen politischen und sozialen Systems. Die faire Gestaltung, transparente Kommunikation 

und konsistente Durchsetzung von Regeln sind entscheidend für das Vertrauen in Institutionen 

und die Förderung einer gerechten Gesellschaft. In demokratischen Gesellschaften ist Regel-

gerechtigkeit eng mit Rechtsstaatlichkeit verknüpft. Wenn Bürger das Gefühl haben, dass die 

geltenden Regeln fair sind und gerecht angewandt werden, sind sie eher bereit, sich an diese 

Regeln zu halten und die Autorität der Institutionen zu akzeptieren. Dies stärkt die Stabilität 

und Legitimität des politischen und rechtlichen Systems. Unvorhersehbare Änderungen von 

Regeln und plötzliche Reformen von Gesetzen oder wirtschaftspolitische Maßnahmen, die 

Einzelfälle anders behandeln wollen, hingegen mindern das Ausmaß von Regelgerechtigkeit 

(Kapitel D.VI). 

Mit 71,7 Indexpunkten liegt Deutschland 2022 auf Rang 14 im internationalen Vergleich. Mit 

92,6 und 90,7 Punkten liegen die Schweiz und Luxemburg auf Rang 1 und 2, während die 

Türkei mit 21,4 und Italien mit nur 20,8 Punkten die Schlusslichter im Hinblick auf Regelge-

rechtigkeit bilden. Wie bei den anderen Dimensionen liegen die skandinavischen Länder auch 

bei dieser Dimension weit vorne: Dänemark auf Rang 3, Finnland auf Rang 4, Norwegen auf 

Rang 7 und Schweden auf Rang 8 (Abbildung 14).
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Abbildung  14:	 Regelgerechtigkeit im internationalen Vergleich
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Vor dem Hintergrund des leichten Rückgangs der Indexpunkte für Regelgerechtigkeit von 

Deutschland im Zeitraum 2014 bis 2022 bietet sich ein Blick auf die Entwicklung der einzelnen 

Indikatoren an (Abbildung 15). Die Regulierungsqualität ist in Deutschland trotz Schwankun-

gen und sinkender Tendenz relativ hoch. Das Ausmaß an Rechtsstaatlichkeit befindet sich in 
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den letzten Jahren auf einem ähnlich hohen Niveau, während die Qualität der öffentlichen 

Verwaltung einen sehr starken Abwärtstrend aufweist. Das Vertrauen der Bürger in die Regie-

rung und der Umfang der Schattenwirtschaft befinden sich im mittelmäßigen Punktebereich.

Gleichwohl ebenfalls mit abfallender Tendenz, was eine Verschlechterung in diesen Bereichen 

darstellt. Der Indikator „Steuerliche Komplexität“ ist jener, der von allen Regelgerechtigkeits-

indikatoren grundsätzlich am schlechtesten bewertet wird und auch die stärksten Schwan-

kungen an Indexpunkten verzeichnet. Trotz schlechter Ausgangslage scheint sich das Thema 

„Steuerliche Komplexität in Deutschland“ seit 2020 zumindest etwas zu verbessern – oder 

andere Länder haben sich (stärker) verschlechtert. 

Abbildung  15:	 Regelgerechtigkeit in Deutschland (Teilindikatoren)
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis OECD, 2024f; Weltbank, 2024c; Bertelsmann Stiftung, 2022b; Schneider/
Boockmann, 2022.

VII.	 Generationengerechtigkeit

Angesichts des Klimawandels ist Generationengerechtigkeit ein in der aktuellen gesellschaft-

lichen Diskussion stark debattiertes und emotional aufgeladenes Thema. In einem generatio-

nengerechten Zustand erfüllt die gegenwärtige Generation ihre Bedürfnisse, ohne dabei die 

Voraussetzungen zukünftiger Generationen zu beeinträchtigen. Es geht darum, eine gerechte 
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Verteilung von Ressourcen, Möglichkeiten und Lasten zwischen den verschiedenen Generatio-

nen sicherzustellen (Kapitel D.I).

Abbildung  16:	 Generationengerechtigkeit im internationalen Vergleich
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Das Ranking (Abbildung 16) gibt Aufschluss darüber, wie generationengerecht es in den 

einzelnen Staaten zugeht. Schweden steht an der Spitze der Rangliste mit einem Indexwert 

von 69,9 im Jahr 2022. Auf Rang 2 und 3 folgen Norwegen und die Schweiz mit 63,5 und 

62,6 Indexpunkten im Jahr 2022. Auf den beiden letzten Plätzen befinden sich Griechenland 

und Japan mit 34,6 und 31,2 Punkten. Diese niedrigen Werte weisen auf Defizite in der 

Finanzpolitik und Klimapolitik hin. In beiden Ländern sind Maßnahmen notwendig, um die 

Generationengerechtigkeit zu verbessern, was sowohl wirtschaftliche Reformen als auch eine 

stärkere Klima- und Umweltpolitik einschließt.

Mit dem neunten Rang (57,1 Indexpunkte) im Jahr 2022 schneidet Deutschland beim Gene-

rationengerechtigkeitsranking im internationalen Vergleich für ein großes Industrieland gut 

ab. Nachhaltigkeit hat in Deutschland schon seit einigen Jahren mehr Priorität als in anderen 

Ländern und Wirtschaftswachstum und Klimaschutz sind in Deutschland deshalb nicht immer 

ein Gegensatz. Ganz im Gegenteil, im Vergleich zu Ländern wie den USA, der Schweiz, Spanien, 

Frankreich oder Italien hat Deutschland bedeutende Fortschritte in Bezug auf die Entkopplung 

von Wirtschaftswachstum und CO
2
-Ausstoß gemacht. Letzteres gelang unter anderem durch 

den Ausbau erneuerbarer Energien. Seit 1990 konnte Deutschland sein BIP um 47,0 Prozent 

steigern, während der konsumbedingte CO
2
-Ausstoß um 39,0 Prozent und der produktions-

bedingte CO
2
-Ausstoß um 36,0 Prozent gesunken ist. In den 27 EU-Staaten sind diese Werte 

durchschnittlich nur um 27,0 beziehungsweise 28,0 Prozent gesunken. Die USA erhöhten ihr 

BIP zwar um 97,0 Prozent, allerdings ohne den CO
2
-Ausstoß signifikant zu verringern. Die 

OECD-Länder reduzierten ihren CO
2
-Ausstoß in beiden Bereichen im Durchschnitt um nur 

3,0 Prozent (Hüther et al., 2023). 

Abbildung 17 zeigt die Entwicklung einzelner Generationengerechtigkeitsindikatoren für 

Deutschland. Bei den gestrichelten Linien handelt es sich um ökologische Indikatoren und bei 

den durchgezogenen Linien um ökonomische Generationengerechtigkeitsindikatoren. Außer 

beim Thema Primärenergie aus kohlenstoffarmen Quellen erreicht Deutschland bei den öko-

logischen Indikatoren überwiegend hohe Punktzahlen. Ein im Vergleich zu anderen Ländern 

niedriges Budgetdefizit (u. a. aufgrund der Schuldenbremse), verhältnismäßig wenig Schulden 

pro Kind (< 15 Jahren) und ein recht hoher prozentualer Anteil des BIPs an öffentlichen Aus-

gaben in Forschung und Entwicklung sorgen für relativ hohe Punktwerte in diesen Bereichen.
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Abbildung  17:	 Generationengerechtigkeit in Deutschland (ausgewählte Teilindikatoren)
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E.	 Laienökonomik: Befragung zu 
wirtschaftspolitischen Empfehlungen

I.	 Überblick zu Laienökonomik und Biases

Neuere Studien zeigen, dass ökonomische Laien systematisch anderen Denkweisen folgen 

als häufig von Ökonomen angenommen wird und dass sie wirtschaftspolitische Maßnahmen 

anders bewerten als ökonomische Experten es tun. Diese Abweichungen sind nicht bloß auf 

fehlendes Wissen oder mangelnde Informationen zurückzuführen, sondern auf ein grund-

sätzlich anderes Bewertungsschema. Während Ökonomen vor allem ökonomische Effizienz 

in den Vordergrund stellen und ihre Analysen auf theoretische Modelle stützen, legen Laien 

größeren Wert auf Fairness und moralische Überlegungen (Enste et al., 2009; Enste, 2020). 

Die Erforschung dieser Unterschiede zwischen Ökonomen und Laien ist nicht nur aus wissen-

schaftlicher Sicht interessant, sondern auch von politischer Bedeutung, da Laien als Wähler 

maßgeblich politische Entscheidungen beeinflussen und somit die gesamtgesellschaftliche 

Wohlfahrt mitgestalten. Ihre Einschätzungen sind daher auch für die wirtschaftspolitische 

Beratung relevant. Während Ökonomen den Ergebnissen dieses internationalen Gerechtig-

keitsindex vermutlich viel Positives abgewinnen könnten, wären die abstrakten Daten und 

Rankings für ökonomische Laien deutlich weniger relevant als die Wahrnehmung von Armut 

in ihrer Nachbarschaft oder über (soziale) Medien vermittelte Botschaften wie „Die Mittel-

schicht schrumpft“ (tut sie faktisch nicht!) oder „die Einkommensschere geht immer weiter 

auseinander“ (tut sie faktisch auch nicht!). 

Ein Beispiel für die Diskrepanz in den Urteilen zwischen Ökonomen und Laien ist die Ein-

führung eines Mindestlohns. Während viele Ökonomen potenzielle negative Auswirkungen 

auf die Arbeitsmarktflexibilität und Wettbewerbsfähigkeit betonen, wird diese Maßnahme 

von Laien oft als Mittel zur Förderung von Gerechtigkeit und sozialer Absicherung begrüßt. 

Ähnliche Unterschiede zeigen sich in der Globalisierungsdebatte: Nach dem Prinzip der kom-

parativen Kostenvorteile erkennen Ökonomen weitgehend die Vorteile des freien Handels 

und der Arbeitsteilung an, während Laien die Globalisierung häufig skeptisch sehen und sich 

als Verlierer wahrnehmen – weil der Wettbewerb zunimmt und die Globalisierungsgewinne 

weniger wahrgenommen werden, wie zum Beispiel die Verluste von Arbeitsplätzen. Dies 

mag ein Grund für den politischen Erfolg von „Amerika First“-Maßnahmen wie Zöllen sein. 

Ökonomen sehen hingegen die negativen Zweitrundeneffekte und Nebenwirkungen für die 

weltweite Wohlfahrtsentwicklung.

Diese unterschiedlichen Sichtweisen lassen sich auf zwei zentrale Faktoren zurückführen: 

Erstens haben Laien oft eine andere Vorstellung davon, wie die Wirtschaft funktioniert, 

und können die Effekte wirtschaftspolitischer Maßnahmen nicht immer korrekt einschätzen 

(kognitive Verzerrungen). Zweitens empfinden sie Vorkehrungen, die aus ökonomischer Sicht 
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effizient erscheinen, aufgrund eines anderen moralischen Verständnisses als unfair (ethische 

Verzerrungen) (Bhattacharjee/Dana, 2024; Bazerman et al., 2001; Kemp, 2007; Enste, 2020).

1.	 Kognitive Verzerrungen

a)	 Nullsummenannahme (Fixed-Pie-Bias)

Laien gehen oft davon aus, dass wirtschaftliche Ressourcen wie Arbeit, Arbeitsplätze, Kapital 

und Löhne in einem fixen Umfang zur Verfügung stehen. Daher liegt der Fokus auf der ge-

rechten Verteilung dieser Ressourcen anstatt auf der Frage, wie das Gesamtvolumen gesteigert 

werden könnte. Sie sehen Wohlstandszuwächse für eine Gruppe als untrennbar mit Verlusten 

für eine andere verbunden, ohne eine mögliche Kompensation oder generellen Zuwachs an der 

jeweiligen Ressource zu bedenken. Diese Annahme zeigt sich in Diskussionen zur Verteilung 

von Arbeitszeit zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit sowie bei Bewertungen des Struktur-

wandels und der Arbeitsplatzsicherung. Die Einkommens- und Verteilungsgerechtigkeit spielt 

deshalb in der politischen Diskussion in der Regel die wichtigste Rolle und leidet unter der 

Unterschätzung von Zinseszinseffekten beziehungsweise Wachstumseffekten.

b)	 Vernachlässigung dynamischer Effekte

Eng mit der Nullsummenannahme verbunden ist die systematische Unterschätzung von dy-

namischen Effekten und die Vernachlässigung von Sekundär- und Tertiäreffekten wirtschafts-

politischer Maßnahmen (Dal Bó et al., 2016). Häufig betrachten Laien nur die unmittelbaren 

Folgen von Entscheidungen und nicht etwa die sekundären Effekte wie zum Beispiel Arbeits-

platzverluste bei Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns. Außerdem werden die Effekte von 

zwei vs. fünf Prozent Wachstum massiv unterschätzt (Baron et al., 2006; Christandl/Fetchen-

hauer, 2008; Mishagina/Montmarquette, 2021). 

c)	 Parochialismus/Anti-Foreign-Bias

Bei der Einbeziehung des Auslands wird die ökonomische Analyse zunehmend komplexer. 

Laien folgen jedoch oft einer simplen Heuristik, die als „Parochialism” (Kemp, 2007) oder 

„Anti-Foreign-Bias” (Caplan, 2007) bezeichnet wird. Dabei wird angenommen, dass Gewinne 

ausländischer Akteure Verluste für die eigene Gruppe bedeuten. Obwohl viele die Vorteile von 

Spezialisierung und Handel auf nationaler Ebene erkennen, bestehen Vorbehalte gegenüber 

ausländischen Handelspartnern. Dieser Bias kann gravierende Auswirkungen auf die Wirt-

schaftspolitik in einer globalisierten Welt haben, zum Beispiel in Form von Protektionismus, 

besonders vor Wahlen (vgl. Baron/Kemp, 2004; Ito, 2020).

2.	 Fairness-Überlegungen/Ethical Biases

Empirische Studien belegen, dass Menschen ein starkes Bedürfnis nach Fairness haben (Tyler, 

2006) und sich selbst gerne als fair und ethisch wahrnehmen (Fetchenhauer/Dunning, 2006; 
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Moore, 2016). Fairness-basierte Entscheidungen werden schnell, intuitiv und mit geringem 

kognitivem Aufwand getroffen (Haidt, 2001; Cappelen et al., 2016). Besonders bei einfachen 

Entscheidungen wie Wahlen spielt Fairness eine zentrale Rolle (Haferkamp et al., 2008; Müller/

Renes, 2020). Laien verwenden häufig eine Fairness-Heuristik zur Bewertung wirtschaftspoliti-

scher Maßnahmen, während für Ökonomen die Effizienz im Vordergrund steht (vgl. Haferkamp 

et al., 2008; Abraham et al., 2020). Aber was macht eine politische Maßnahme fair? Öko-

nomische Laien stützen sich oft auf intuitive, gesinnungsethische, deontologische Maximen:

a)	 Do-no-harm-Heuristik

Diese Heuristik beschreibt die Abneigung von Menschen, anderen Personen Schaden zuzufü-

gen (Baron, 1995; Royzman/Baron, 2002). Das oberste Ziel ist es, andere zu schützen, wobei 

der Wille zur Vermeidung von Schaden wichtiger ist als das Ergebnis. Der „identifiable victim 

effect” (Jenni/Loewenstein, 1997) zeigt, dass Menschen besonders dann handeln, wenn sie 

Schaden von identifizierbaren Einzelpersonen oder Gruppen abwenden können. Diese Ver-

zerrung kann den „Status quo” zementieren, selbst wenn eine Maßnahme vielen nutzen, aber 

wenigen schaden würde (z. B. beim Abbau von Kohlesubventionen).

b)	 Status quo-Bias/Verzerrung

Eng damit verbunden ist der „Status quo-Bias” (Samuelson/Zeckhauser, 1988). Menschen 

bevorzugen den Erhalt des aktuellen Zustands und lehnen Veränderungen oftmals ab. Kahne-

man et al. (1991) beschreiben, dass der Istzustand als gerecht wahrgenommen wird: Was sich 

etabliert hat, erscheint als legitim. Praktische Beispiele für diesen Bias sind die Diskussionen 

um das Renteneintrittsalter, bei denen sowohl eine Erhöhung als auch eine Senkung abge-

lehnt werden. Die Widerstände gegen den Strukturwandel lassen sich ebenfalls durch diese 

Voreingenommenheit erklären.

II.	 Bevölkerungsumfrage zu wirtschafts- und sozialpolitischen 
Maßnahmen – Methodik und Ergebnisse

Politiker stehen vor der Herausforderung, Wirtschaftspolitik sowohl für den „durchschnittli-

chen Bürger“ (Laien) zu gestalten als auch die Expertise hoch qualifizierter Wissenschaftler 

(Ökonomen) zu berücksichtigen. Um ihre Wiederwahl zu sichern, müssen sie möglichst viele 

Wähler von ihren politischen Maßnahmen überzeugen. Ein Dilemma entsteht dann, wenn die 

ökonomische Fachmeinung deutlich von den Ansichten der Wähler abweicht. Aktionen, die aus 

ökonomischer Sicht sinnvoll und effizient sind, könnten von einer großen Zahl der Wähler auf-

grund ihrer impliziten Laientheorien oder systematischen kognitiven Verzerrungen abgelehnt 

werden. Politiker stehen dann vor der Wahl, entweder auf solche Maßnahmen zu verzichten, 

um ihre Wiederwahl nicht zu gefährden oder sie dennoch durchzusetzen und dafür bei der 

nächsten Wahl möglicherweise bestraft zu werden, falls die positiven Effekte erst langfristig 
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eintreten. Im Folgenden wird anhand aktueller Gerechtigkeitsdebatten verdeutlicht, inwiefern 

systematische Unterschiede zwischen den Ansichten von Ökonomen und nicht ökonomisch 

versierten Laien bestehen und wie diese Abweichungen mit kognitiven und moralischen Ver-

zerrungen zusammenhängen (Enste, 2020). 

Methodik der Umfrage

Die Befragung wurde nach den Merkmalen Einkommen, Wohnort nach Bundesland 

und Geschlecht/Alter (Kreuzquote) repräsentativ gemäß der Verteilung im Mikrozensus 

quotiert. Die Befragung im Online-Access Panel wurde von Bilendi & respondi durchge-

führt. Da Teilnehmer bei einem Online-Access Panel nicht per Zufall ausgewählt werden, 

sondern explizit um sie geworben wird, gilt es zu beachten, dass sich verstärkt Befragte 

einbringen könnten, die ihre Meinung zu bestimmten Themen in Umfragen platzieren 

möchten. Hinzu kommt, dass nur Menschen mit Zugang zum Internet befragt werden 

können. Bei den folgenden Ergebnissen gilt es somit stärker als bei Zufallsstichproben, 

eine mögliche Selektivität im Antwortverhalten der Befragten zu beachten. Um die 

Robustheit der im vorliegenden Bericht dokumentierten Einstellungen zu untersuchen, 

wurden die Berechnungen jeweils auch mit unterschiedlichen Anpassungsgewichten 

durchgeführt. Da beispielsweise Befragte mit einer Hochschulzugangsberechtigung 

überrepräsentiert sind, wurden Gewichtungen berechnet, anhand derer die Verteilung 

der Schulabschlüsse nach dem Mikrozensus berücksichtigt wird. Die Verwendung dieser 

unterschiedlichen Anpassungsgewichte führt zu keinen substanziellen Abweichungen 

von den im Folgenden dargestellten Ergebnissen. Da die Einstellungen der Befra-

gungsteilnehmer in den Teilgruppen jedoch möglicherweise ein selektives Abbild der 

jeweiligen Grundgesamtheiten darstellen, ist unklar, ob eine Hochgewichtung spezifi-

scher Merkmale etwaige Selektivität in unbeobachteten Merkmalen korrigieren kann 

(Fladmoe/Bergh, 2022). Die Ergebnisse im vorliegenden Bericht werden daher jeweils 

ungewichtet ausgewiesen. Nicht berücksichtigt werden in den folgenden Auswertun-

gen Befragte, die fehlerhafte Angaben in einer Kontrollfrage gemacht haben oder die 

Befragung zu schnell („Speeder“) abgeschlossen haben. Die valide Nettostichprobe 

umfasst 3.267 Befragte.

Die Datengrundlage für diese Analyse besteht aus einer Umfrage von ökonomischen Laien, 

die vom 10.12.2024 bis 18.12.2024 durchgeführt wurde. Die Befragten sollten angeben, ob 

sie bestimmten Gerechtigkeitsvorstellungen und wirtschaftspolitischen Vorkehrungen für 

mehr Gerechtigkeit zustimmen oder nicht. Zusammen mit den objektiven Daten aus dem 

Gerechtigkeitsindex und den Empfehlungen von Ökonomen lassen sich so Schlussfolgerungen 
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für wirtschaftspolitische Empfehlungen ableiten, die sowohl Effektivität, Effizienz und Durch-

setzbarkeit berücksichtigen. 

Die Bevölkerungsumfrage zeigt, dass Regelgerechtigkeit von allen Gerechtigkeitsdimensionen 

im Durchschnitt aller Befragten als am wichtigsten bewertet wird. 86,6 Prozent der Befragten 

stimmen zu oder stimmen sogar voll und ganz zu, dass eine Gesellschaft gerecht ist, wenn 

die gleichen Regeln und Rechte für alle gelten. Hingegen weniger als die Hälfte der Befragten 

(48,6 Prozent) stimmt (voll und ganz) der Aussage zu, dass eine Gesellschaft gerecht ist, wenn 

Einkommen und Vermögen möglichst gleich verteilt sind. Damit ist Verteilungsgerechtigkeit 

jene Dimension, die als am wenigsten wichtig eingestuft wird (Rang 6). Nach Regelgerech-

tigkeit wird Chancengerechtigkeit (Rang 2) als wichtigste Gerechtigkeitsdimension bewertet, 

gefolgt von Generationengerechtigkeit (Rang 3), Leistungsgerechtigkeit (Rang 4) und Bedarfs-

gerechtigkeit (Rang 5) (Tabelle 6).

Tabelle  6:	 Rangfolge der Gerechtigkeitsarten aus Sicht der Bevölkerung

Platz Gerechtigkeitsdimension
Variable mit Antwortmöglichkeiten: 1 = Stimme 

voll und ganz zu; 5 = Stimme überhaupt nicht zu

Bewertung 

(Durchschnitt)

Stimme voll 

und ganz zu/ 

Stimme zu 

in %

1 Regelgerechtigkeit
Eine Gesellschaft ist gerecht, wenn die gleichen 

Regeln und Rechte für alle gelten.
1,55 86,6

2 Chancengerechtigkeit

Eine Gesellschaft ist gerecht, wenn jeder Mensch 

unabhängig von der Herkunft über gleiche Chancen 

auf Teilnahme an Bildung, Arbeit und Gütern verfügt.

1,76 80,6

3 Generationengerechtigkeit

Eine Gesellschaft ist gerecht, wenn jede Generation 

die gleichen Chancen auf Wohlstand hat und Lasten 

gleichmäßig verteilt sind.

1,88 78,5

4 Leistungsgerechtigkeit
Eine Gesellschaft ist gerecht, wenn Personen, die im 

Beruf viel leisten, mehr verdienen als andere.
2,00 74,4

5 Bedarfsgerechtigkeit
Eine Gesellschaft ist gerecht, wenn sie sich besonders 

um die Schwachen und Hilfsbedürftigen kümmert.
2,10 68,0

6 Verteilungsgerechtigkeit
Eine Gesellschaft ist gerecht, wenn Einkommen und 

Vermögen möglichst gleich verteilt sind.
2,57 48,6

Anmerkung: 1 = Stimme voll und ganz zu; 2 = Stimme zu; 3 = Teils/Teils, 4 = Stimme nicht zu; 5 = Stimme 

überhaupt nicht zu.

Lesehilfe: Zur rechten Spalte – sie gibt an, wie viele Befragte der Dimension den Stellenwert 1 oder 2 

gegeben haben.

Quelle: Quotenrepräsentative Bevölkerungsumfrage (Dezember 2024), N=3.267.

Unterschiede in der Priorisierung der Gerechtigkeitsdimensionen zeigen sich je nachdem, 

welche Partei die Befragten wählen. Während für die SPD-, CDU/CSU-, Bündnis 90/Die Grünen- 
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und BSW-Wählerschaft Regelgerechtigkeit und Chancengerechtigkeit am wichtigsten sind, 

empfinden AfD- und FDP-Wähler Regelgerechtigkeit und Leistungsgerechtigkeit am wichtigs-

ten. Für die Wähler der Linken steht Chancengerechtigkeit auf dem ersten Rang und Regel-

gerechtigkeit auf dem zweiten Rang. Verteilungsgerechtigkeit landet bei den Wählern aller 

Parteien (außer bei Die Linke) auf dem letzten Rang. Die Wählerschaft der Linken hingegen 

empfinden Leistungsgerechtigkeit als am wenigsten wichtig (Tabelle 7). 

Tabelle  7:	 Rangfolge der Gerechtigkeitsarten nach Parteipräferenz

Platz Gerechtigkeitsdimension SPD
CDU/

CSU

B‘90/

Grüne
AfD FDP

Die 

Linke
BSW

Bewertung 

(Durchschnitt)

1 Regelgerechtigkeit 1,50 1,56 1,49 1,56 1,69 1,50 1,46 1,55

2 Chancengerechtigkeit 1,54 1,83 1,44 2,15 1,88 1,39 1,70 1,76

3 Generationengerechtigkeit 1,70 2,00 1,66 2,05 2,06 1,57 1,76 1,88

4 Leistungsgerechtigkeit 2,07 1,87 2,20 1,85 1,86 2,11 1,97 2,00

5 Bedarfsgerechtigkeit 1,88 2,23 1,80 2,33 2,44 1,57 2,05 2,10

6 Verteilungsgerechtigkeit 2,31 2,92 2,30 2,66 2,97 1,93 2,32 2,57

Anmerkung: 1 = Stimme voll und ganz zu; 2 = Stimme zu; 3 = Teils/Teils, 4 = Stimme nicht zu; 5 = Stimme 

überhaupt nicht zu.

Lesehilfe: Je höher der Zahlenwert, desto weniger Zustimmung erhält die Dimension von den Befragten.

Quelle: Quotenrepräsentative Bevölkerungsumfrage (Dezember 2024), N=3.267.

Die Bevölkerungsumfrage zeigt Gemeinsamkeiten in den Gerechtigkeitsvorstellungen zwischen 

Ökonomen und der allgemeinen Bevölkerung: Dass Regelgerechtigkeit und Chancengerech-

tigkeit wichtige Gerechtigkeitsdimensionen sind, sehen nicht nur Ökonomen so, sondern auch 

die allgemeine Bevölkerung (Tabelle 6 und 7). Aber bei konkreten politischen Aktionen für 

mehr Gerechtigkeit zeigen sich signifikante Unterschiede: Während 66 Prozent der allgemei-

nen Bevölkerung die Einführung eines Mindestlohns von 15 Euro pro Stunde unterstützen, 

sprechen sich Ökonomen eher gegen höhere Mindestlöhne aus und argumentieren, dass ein 

zu hoher Mindestlohn potenziell negative Auswirkungen auf die Beschäftigung haben könnte, 

insbesondere in Niedriglohnbranchen. Mindestlohnanpassungen müssen sorgfältig abgewo-

gen werden, um die Balance zwischen fairen Löhnen und der Erhaltung von Arbeitsplätzen zu 

gewährleisten (Lesch/Schröder, 2023). 

Dass Arbeiten sich lohnen soll und diejenigen, die arbeiten, höhere Einkommen erzielen 

sollen als Bezieher von sozialen Transfers wie Bürgergeld sehen sowohl Ökonomen so als 

auch die Mehrheit (88,8 Prozent) der allgemeinen Bevölkerung. Ein Bürgergeld ohne Be-

dürftigkeitsprüfung befürworten hingegen nur 17 Prozent der Befragten, was sich mit der 
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Haltung von Ökonomen deckt. Laut Ökonomen ist Bedürftigkeitsprüfung kein Übel, mit dem 

Anspruchsberechtigte gegängelt werden sollen, sondern eine notwendige Maßnahme, um 

den Steuerzahler vor unberechtigter Inanspruchnahme zu schützen (Pimpertz, 2019). Bei 

der Beurteilung von Transferleistungen für nicht aufenthaltsberechtigte Personen zeigt sich 

hingegen der Anti-Foreign-Bias/Parochialismus, denn diese Personen sollten keine oder nur 

geringe Transferleistungen erhalten. 

Beim Thema Höchstlohn für das Topmanagement sind die Ansichten von Ökonomen und Laien 

beispielsweise unterschiedlich: Während die Mehrheit der Laien (voll und ganz) zustimmt, 

dass eine gesetzliche Höchstgrenze bei Jahresgehältern für Topmanager eingeführt werden 

sollte, lehnen Ökonomen diese Maßnahme eher ab. Sie argumentieren, dass solche Eingriffe 

zu Fehlanreizen und Verzerrungen in der Frage, wie die Unternehmensführung aufgestellt 

wird, führen können. Die Kontrollfunktion von Aufsichtsrat und Hauptversammlung könnte 

geschwächt werden. Außerdem würde der Standort im internationalen Wettbewerb um Top-

manager geschwächt. Höchstgrenzen für Ablösesummen oder bei Spielergehältern im Fußball 

verdeutlichen das Problem anschaulich. Diese würden deutsche Vereine schwächen und einen 

Champions League Sieg unwahrscheinlicher machen, was analog auch für Unternehmen gilt.

Gemeinsamkeiten in der Ansicht von Ökonomen und Laien zeigen sich in der Haltung in Bezug 

auf Bürokratie: Dass Bürokratie in Deutschland eher zu Ungleichbehandlungen als zu mehr 

Gerechtigkeit führt, sehen 73 Prozent der Befragten so. Auch Ökonomen sehen Bürokratie 

problematisch, weil komplexe Regulierungs-, Verwaltungs- und Genehmigungsverfahren für 

unternehmerisches Handeln einen enormen Zeit- und Kostenfaktor darstellen, was zur Wachs-

tums- und Beschäftigungsbremse wird. Staaten mit hoher wirtschaftlicher Freiheit und weniger 

Bürokratiebelastung sind hingegen letztlich bei Nachhaltigkeit erfolgreicher: die Sustainable 

Development Goals (SDGs) der Vereinigten Nationen werden in Ländern mit weniger Bürokratie 

besser umgesetzt (Gabel/Potthoff, 2024).

Nur knapp jeder zweite Befragte (47 Prozent) findet es gerecht, wenn in Folge eines verlorenen 

Arbeitsplatzes in Deutschland, dafür ein neuer Arbeitsplatz hier geschaffen wird. Wenn für den 

einen verlorenen Arbeitsplatz in Deutschland sogar fünf neue Arbeitsplätze vor Ort entstehen 

würden, empfänden diese Maßnahme jedoch auch nur rund die Hälfte der Laien (55 Prozent) 

als gerecht. Diese Erkenntnis ist mit Blick auf eine Akzeptanz des Strukturwandels höchst 

problematisch, kann aber mit dem Status quo-Bias und der Verlustaversion verhaltensökono-

misch gut erklärt werden. Ökonomen betonen daher die Notwendigkeit von Anpassung an den 

stetigen wirtschaftlichen Wandel, um Wohlstand und Wohlbefinden zu sichern.

Wenn der neue Arbeitsplatz (oder die fünf Arbeitsplätze) als Kompensation des einen Ver-

lorenen nicht in Deutschland, sondern im Ausland etabliert würde, bricht die Zustimmung 
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auf weniger als 20 Prozent ein (bei einem Arbeitsplatz im Ausland) beziehungsweise rutscht 

auf unter zehn Prozent ab (bei fünf Arbeitsplätzen im Ausland). Dies bestätigt den Anti-

Foreign-Bias beziehungsweise den Parochialismus, den Verhaltensökonomen bei anderen 

Entscheidungen auch beobachtet haben (vgl. Kapitel E.I.1.c)). Ökonomen hingegen betrachten 

die Schaffung neuer Arbeitsplätze als Teil eines dynamischen Wirtschaftsprozesses, bei dem 

Arbeitsplatzverluste in einem Bereich nicht automatisch negativ zu bewerten sind, wenn sie 

zu mehr Arbeitsplätzen in anderen Bereichen führen und folglich das Beschäftigungsniveau 

anheben, oder zu einer effizienteren Allokation von Ressourcen und langfristig produktive-

ren Arbeitsplätzen führen. Die Diskrepanz zwischen der Sichtweise von Ökonomen und der 

Wahrnehmung der Bevölkerung ergibt sich häufig daraus, dass sich die Bevölkerung eher auf 

die unmittelbaren negativen Folgen von Arbeitsplatzverlusten und den Wunsch, niemandem 

Schaden zufügen zu wollen („Do-no-harm-Heuristik“) fokussiert, während Ökonomen den 

langfristigen Nutzen für die Gesamtwirtschaft in Form von komparativen Kostenvorteilen 

erreichen wollen.

Interessant ist auch die Einstellung zum Thema „Rente“: Während Ökonomen befürworten, dass 

die Rentenzahlungen zukünftig langsamer steigen und ergänzende Altersvorsorge wichtiger 

werden muss, um auf den demografischen Wandel zu reagieren, stimmt nur ein kleiner Teil 

der Laien (17 Prozent) dieser Sichtweise (voll und ganz) zu. Aus ökonomischer Sicht gilt dies 

jedoch als ein Maßnahmenset, um die finanzielle Nachhaltigkeit der Rentenversicherung zu 

sichern und den Anpassungsdruck auf die Beitragssätze zu verringern. Ein solches Vorgehen 

würde ermöglichen, die Rentenversicherung an die demografischen Herausforderungen 

anzupassen, ohne die Beitragszahler übermäßig zu belasten. Ähnliche Unterschiede in der 

Bewertung ergeben sich beim Vorschlag eines höheren Renteneintrittsalters. Weniger als 

jeder vierte Befragte (24 Prozent) stimmt (voll und ganz) zu, dass das Renteneintrittsalter 

entsprechend der höheren Lebenserwartung steigen sollte, während Ökonomen sich klar für 

eine Koppelung von Lebenserwartung und Renteneintrittsalter positionieren. Der Idee, die 

Beitragssätze zur gesetzlichen Rentenversicherung nicht auf dem jetzigen Niveau einzufrieren, 

stimmen die wenigsten befragten Laien wie auch Ökonomen zu. Doch während sich die meisten 

Bürger eher eine Minderung der Beitragssätze wünschen, sehen Ökonomen keine nachhaltige 

Finanzierbarkeit des Rentensystems ohne eine Erhöhung der Beitragssätze (Pimpertz, 2024).

Unterschiede gibt es auch bei der Akzeptanz von Klimaschutzmaßnahmen: Ökonomen plädie-

ren für eine Erhöhung der CO
2
-Bepreisung in Kombination mit einem Klimageld als sozialen 

Ausgleich für die höheren Kosten, die den Bürgerinnen und Bürgern dadurch entstehen 

(Beznoska/Hentze, 2024). Einer solchen Maßnahmenkombination stimmt nur rund ein Drittel 

(35 Prozent) der Bevölkerung zu und einem höheren CO
2
-Preis ohne Klimageld stimmen nur 

31 Prozent (voll und ganz) zu. Dies zeigt, dass Ökonomen stärker auf marktbasierte und effi-

zienzorientierte Lösungen setzen, während für die Bevölkerung eher soziale Kompensationen 
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im Vordergrund stehen sowie der Wunsch, den Status quo beizubehalten. Ökonomen sind 

außerdem der Meinung, dass der fortlaufende Anstieg der Sozialausgaben gebremst werden 

muss, um Investitionen in die Infrastruktur (Straßen, Schienen, Brücken) ohne neue Schulden 

finanzieren zu können (vbw, 2024). Die Ansicht, dass Sozialausgaben für diese Zwecke gekürzt 

werden sollen, teilt nur eine Minderheit (36 Prozent) der allgemeinen Bevölkerung. 

Abweichende Ansichten ergeben sich auch bei der Frage, wann und inwiefern Subventionen 

an Unternehmen gezahlt werden sollten. Während die Mehrheit der befragten Deutschen 

(69 Prozent) der Ansicht ist, dass der Staat nur dann Unternehmen mit Subventionen unter-

stützen sollte, wenn sie ausschließlich in Deutschland produzieren, ist für Ökonomen, die für 

Freihandel und die bestmögliche Allokation der Ressourcen plädieren, dies keine langfristig 

als positiv zu bewertende Option.

Die andersartigen teils entgegengesetzten Standpunkte spiegeln wider, dass Ökonomen be-

stimmte Aspekte von Gerechtigkeit und entsprechende Vorkehrungen häufig differenzierter 

bewerten und sich stärker auf empirische Daten stützen, die die negativen Folgewirkungen von 

a priori attraktiven Maßnahmen sehen, jedoch nicht überbewerten. Die allgemeine Bevölke-

rung betrachtet Gerechtigkeit oft aus einer moralischen und intuitiven Perspektive und lässt 

sich von persönlichen Erfahrungen, kognitiven Heuristiken und gesellschaftlichen Narrativen 

leiten. Diese Diskrepanz erschwert die Umsetzung politischer Maßnahmen erheblich. Schritte, 

die aus ökonomischer Sicht notwendig oder langfristig tragfähig sind, wie die Anpassung des 

Renteneintrittsalters oder die Erhöhung der CO
2
-Bepreisung, stoßen oft auf den Widerstand in 

der Bevölkerung, da sie kurzfristig als ungerecht oder nicht sozialverträglich wahrgenommen 

werden. Es zeigt sich, dass die Bevölkerung stärker auf unmittelbare soziale Ausgleichsmaß-

nahmen fokussiert ist, während Ökonomen stärker auf langfristige Anreizstrukturen und wirt-

schaftliche Stabilität achten. Die Politik steht dadurch vor der Herausforderung, Vorkehrungen 

zu entwickeln, die sowohl ökonomisch fundiert als auch gesellschaftlich akzeptiert sind. Dies 

erfordert nicht nur eine klare Kommunikation der wirtschaftlichen Notwendigkeiten, sondern 

auch den Einbau sozialer Kompensationen und eine adressatengerechte Vermittlung der 

Vorteile langfristiger Reformen. Nur durch diese Balance können politisch umsetzbare und 

gleichzeitig ökonomisch tragfähige Lösungen gefunden werden.
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F.	 Analyse des Zusammenhanges von 
Gerechtigkeit, Wohlstand, Nachhaltigkeit und 
Wohlbefinden

I.	 Gerechtigkeit und materieller Wohlstand

In den vorherigen Kapiteln wurden die wichtigsten Dimensionen von Gerechtigkeit darge-

stellt (Kapitel C) und zu einem Gerechtigkeitsindex aggregiert (Kapitel D). Zudem wurde der 

Index zur Erstellung eines internationalen Rankings angewandt (Kapitel D.I) und die einzel-

nen Dimensionen wurden systematisch analysiert (Kapitel D.II-VII). Im Folgenden wird der 

Zusammenhang des Gerechtigkeitsindexes mit anderen Wohlstandsindikatoren untersucht, 

um aufzuzeigen, inwiefern Gerechtigkeit mit anderen Indikatoren wie dem BIP pro Kopf 

und Lebenszufriedenheit zusammenhängt und um dadurch potenzielle politische Initiativen 

abzuleiten. Vier Indikatoren werden hierfür genutzt: das nominale BIP pro Kopf, der Sustain-

able Development Goals Index, die Sustainable Governance Indicators (SGIs) und der World 

Happiness Index (WHI). Für die Berechnung der Korrelationen wurden jeweils die zuvor ana-

lysierten 34 internationalen Länder genutzt (s. Kapitel D). Je näher ein Korrelations-/Zusam-

menhangswert an 1 beziehungsweise -1 ist, desto stärker positiv beziehungsweise negativ ist 

der Zusammenhang zu interpretieren.

Der Zusammenhang zwischen dem nominalem BIP pro Kopf und dem Gerechtigkeitsindex ist 

mit Korrelationskoeffizienten zwischen 0,47 (2023) und 0,62 (2014) als mittel einzustufen 

(Abbildung 18). Im Jahr 2022 liegt der Korrelationskoeffizient bei 0,53. Mehr wirtschaftlicher 

Wohlstand geht also in der Regel mit mehr Gerechtigkeit einher. Nur was erwirtschaftet wird/

wurde, kann auch umverteilt werden. Das BIP pro Kopf gibt Hinweise auf den durchschnittli-

chen Wohlstand/Lebensstandard eines Landes. Länder mit einem hohen BIP pro Kopf verfügen 

dabei über mehr finanzielle Ressourcen, die unter anderem in Bildung, Gesundheitsversorgung 

und soziale Absicherung investiert werden können. Länder mit hohem BIP pro Kopf haben zum 

Beispiel bessere Möglichkeiten, Programme zur Förderung von Chancengerechtigkeit zu finan-

zieren, etwa durch kostenfreie oder erschwingliche Bildung und berufliche Förderprogramme. 

Diese Investitionen sind grundlegende Bausteine für eine gerechte Gesellschaft, da sie den 

Menschen Zugang zu essenziellen Leistungen zur Lebensgestaltung bieten. In wohlhabenderen 

Ländern mit hohem BIP pro Kopf sind tendenziell auch die Arbeitsbedingungen besser und 

die Löhne höher, da sie durch nationale Mindestlohnregelungen sowie starke Gewerkschaften 

geschützt werden (Norberg, 2023). Gleichzeitig kann Gerechtigkeit für mehr Wohlstand sorgen. 

Wenn es mehr qualifizierte Fachkräfte gibt, stärkt dies das wirtschaftliche Wachstum. Sozialer 

Ausgleich erhöht das Sozialkapital, das Vertrauen in Wirtschaft, Staat und Gesellschaft sowie 

den sozialen Frieden, was zu weniger Streiks und weniger sozialen Konflikten führt und so 

den Wohlstand sichert.
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Abbildung  18:	 Zusammenhang BIP pro Kopf (US-Dollar) und Gerechtigkeitsindex
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Anmerkung: BIP pro Kopf in US-Dollar, Werte des Gerechtigkeitsindex zwischen 0 (geringste Ausprägung) und 100 
(beste Ausprägung).
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Lesehilfe: Materieller Wohlstand und Gerechtigkeit korrelieren positiv miteinander und können sich gegenseitig 
verstärken.

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von OECD, 2024a, b, c, d, e, f, g; Energy Institute – Statistical Review of World 
Energy, 2024; Weltbank, 2024a, b, c, d, e, f, g, h, i; Eurostat, 2024a, b, c; OECD, 2023a, b, c, d, e, f, g, h, j; Welt-
bank, 2023; OECD, 2022a, b; Eurostat, 2022; Bertelsmann Stiftung, 2022b; Schneider/Boockmann, 2022; Weltbank, 
2022b; Weltbank, 2020; OECD, 2020.

Auch auf Mesoebene (für Unternehmen und Organisationen) gilt: Gerechtigkeit (Werteorien-

tierung) und Wirtschaft sind kein Gegensatz. Unternehmen, die ethische Standards einhalten 

und eine gerechte Unternehmenskultur fördern, ziehen ethisch motivierte Mitarbeiter an 

und erhöhen ihre Attraktivität für bewusste Konsumenten. Unternehmen, die nachhaltige 

Geschäftspraktiken vorantreiben und ihrer sozialen und ökologischen Verantwortung gerecht 

werden, müssen nicht zwangsweise wirtschaftlich benachteiligt sein, sondern können sogar 

Wettbewerbsvorteile erlangen (De Pee et al., 2018; Evans/Siesfeld, 2020). Wirtschaft und 

Ethik ergänzen sich und können eine gerechtere, nachhaltigere und letztlich erfolgreichere 

Wirtschaft gestalten.

Gerechtigkeit und 

Wirtschaft sind kein 

Gegensatz.
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II.	 Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit

In diesem Zusammenhang ist es jedoch wichtig zu berücksichtigen, dass das BIP pro Kopf, 

obwohl es Aufschluss über den Wohlstand einer Gesellschaft gibt, nicht allein ausreicht, um ein 

hohes Maß an Gerechtigkeit zu erreichen, da es weder die Verteilung des Wohlstandes inner-

halb der Bevölkerung noch nicht-marktbasierte Tätigkeiten – wie zum Beispiel Hausarbeit oder 

Ehrenamt – berücksichtigt. Auch externe Kosten, wie zum Beispiel Umweltschäden inkludiert 

das BIP pro Kopf nicht. Insofern ist es ergänzend dazu wichtig, den Zusammenhang zwischen 

Gerechtigkeit und der Erfüllung von Nachhaltigkeitszielen zu überprüfen (Abbildung 19).

Abbildung  19:	 Zusammenhang SDG-Index und Gerechtigkeitsindex
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Anmerkung: SDG-Index und Werte des Gerechtigkeitsindex jeweils zwischen 0 (geringste Ausprägung) und 100 
(beste Ausprägung).

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von OECD, 2024a, b, c, d, e, f, g; Energy Institute – Statistical Review of World 
Energy, 2024; Weltbank, 2024a, b, c, d, e, f, g, h, i; Eurostat, 2024a, b, c; Sachs et al., 2024; OECD, 2023a, b, c, d,
e, f, g, h, j; Weltbank, 2023; OECD, 2022a, b; Eurostat, 2022; Bertelsmann Stiftung, 2022b; Schneider/Boockmann, 
2022; Weltbank, 2022b; Weltbank, 2020; OECD, 2020.

Der SDG-Index misst den Fortschritt der Länder bei der Erreichung der Sustainable Develop-

ment Goals der Vereinten Nationen anhand der 17 beschriebenen Ziele in unterschiedlichen 

Bereichen wie Armutsbekämpfung, Bildung oder Gleichstellung der Geschlechter. Der Zusam-

menhang zwischen dem SDG-Index und dem Gerechtigkeitsindex ist stark und über die Zeit 

stabil. Die Korrelationswerte liegen dabei zwischen 0,62 (2016) und 0,66 (2023). Im Jahr 2022 
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liegt der Korrelationskoeffizient bei 0,64. Die stabilen Korrelationen zwischen dem Gerechtig-

keitsindex und dem SDG-Index legen nahe, dass politische Vorkehrungen, die auf die nach-

haltige Entwicklung eines Landes abzielen, auch langfristig positive Effekte auf Gerechtigkeit 

haben – und umgekehrt Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit bedingen sich gegenseitig, denn 

nachhaltiges Handeln zielt darauf ab, Ressourcen zu schonen und die Umwelt für zukünftige 

Generationen zu bewahren. Dieser Ansatz ist zugleich auch eine Frage der Gerechtigkeit, da 

zukünftigen Generationen ein intakter Planet und faire Lebensbedingungen hinterlassen wer-

den sollen. Eine nachhaltige Wirtschaft kann dazu beitragen, Ungerechtigkeiten zu verringern, 

indem sie umweltfreundliche, faire Produktionsbedingungen fördert und Menschen besseren 

Zugang zu Bildung, Gesundheitsversorgung und Arbeitsplätzen ermöglicht.

Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit sind also keine isolierten Konstrukte, sondern bilden gemein-

sam die Grundlage für ein zukunftsfestes und nachhaltiges Wirtschaftssystem, das langfristig 

Bestand hat und gerecht für alle ist. Die Dimension „Generationengerechtigkeit“ integriert aus 

diesem Grund auch wichtige Aspekte der 17 SDGs. Eine so starke Korrelation des Gesamtindex 

mit den 231 Indikatoren ist dennoch bemerkenswert, da die SDGs ein sehr breites Spektrum 

an globalen Zielen abdecken. Diese enge Verbindung zeigt, dass die Prinzipien der Generatio-

nengerechtigkeit tief in den Kern der SDGs eingebettet sind und eine integrative Grundlage 

für ein nachhaltiges und gerechtes Wirtschaftssystem bieten. Politische Maßnahmen, die 

strukturelle Diskriminierung abbauen und den Zugang zu Bildung, Arbeitsmöglichkeiten und 

Gesundheitsversorgung verbessern, können dazu beitragen, die Gerechtigkeit eines Landes 

zu stärken und gleichzeitig den Fortschritt bei der Erreichung der SDGs zu unterstützen. In 

diesem Kontext sind die Sustainable Governance Indicators der Bertelsmann Stiftung ein wei-

teres Konstrukt, um den Zusammenhang zwischen Gerechtigkeit und nachhaltiger Politik zu 

vergleichen. Die SGIs der Bertelsmann Stiftung (2022b) umfassen drei Unterindizes: Sustain-

able Policies (nachhaltige Politik), Quality of Democracy (Qualität der Demokratie) und Good 

Governance (gute Regierungsführung). Von diesen drei Unterindizes weist der Sustainable 

Policies-Index den stärksten Zusammenhang mit dem Gerechtigkeitsindex auf (von 0,79 in 

2022 bis 0,85 in 2016, vgl. Abbildung 20).

Der Index „Good Governance“ folgt mit Werten zwischen 0,70 (2022) und 0,80 (2020), wodurch 

der Zusammenhang als mittel bis stark zu bewerten ist. Der „Quality of Democracy“-Index weist 

mit Werten zwischen 0,67 in 2022 bis 0,72 in 2020 einen mittleren Zusammenhang auf. Der 

starke Zusammenhang zwischen dem Sustainable Policies-Index und dem Gerechtigkeitsindex 

legt nahe, dass Länder, die eine langfristige, zukunftsorientierte politische Agenda verfolgen, 

auch größere Erfolge bei der Förderung von Gerechtigkeit erzielen. Regierungen sollten daher 

verstärkt in nachhaltige politische Initiativen investieren, die auf Bereiche wie Klimaschutz, 

Bildungsmöglichkeiten, soziale Sicherheit und nachhaltiges Wirtschaftswachstum abzielen. Dies 

erfordert nicht nur kurzfristige Reformen, sondern vor allem umfassende, langfristig angelegte 
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Strategien, die Gerechtigkeit zum Beispiel in Form von Chancengerechtigkeit sichern. Der 

mittlere bis starke Zusammenhang zwischen dem „Good Governance“-Index und dem Gerech-

tigkeitsindex unterstreicht die Bedeutung guter Regierungsführung für die Schaffung einer 

gerechten Gesellschaft. Politikmaßnahmen zur Verbesserung der Regierungsführung sollten 

daher als wichtig angesehen werden. Korruptionsbekämpfung, Transparenz und effiziente 

Verwaltungssysteme sind entscheidende Hebel, um (Regel-)Gerechtigkeit zu fördern.

Abbildung  20:	 Zusammenhang SGI-Sustainable Policies Index und Gerechtigkeitsindex
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Anmerkung: SGI-Sustainable Policies Index zwischen 0 (geringste Ausprägung) und 10 (beste Ausprägung) und Werte 
des Gerechtigkeitsindex zwischen 0 (geringste Ausprägung) und 100 (beste Ausprägung).

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von OECD, 2024a, b, c, d, e, f, g; Energy Institute – Statistical Review of World 
Energy, 2024; Weltbank, 2024a, b, c, d, e, f, g, h, i; Eurostat, 2024a, b, c; OECD, 2023a, b, c, d, e, f, g, h, j; Welt-
bank, 2023; OECD, 2022a, b; Eurostat, 2022; Bertelsmann Stiftung, 2022b; Schneider/Boockmann, 2022; Weltbank, 
2022b; Weltbank, 2020; OECD, 2020.

Der Zusammenhang zwischen dem Quality of Democracy-Index und dem Gerechtigkeitsindex 

ist im Verhältnis zu den anderen SGI-Indizes etwas schwächer, aber dennoch als mittelstark 

einzuordnen. Dies zeigt, dass eine gut funktionierende Demokratie mit einer hohen Qualität 

der Rechtsstaatlichkeit, politischer Teilhabe und Meinungsfreiheit zur Förderung von Gerechtig-

keit beiträgt. Politische Entscheidungsträger sollten daher darauf abzielen, die demokratischen 

Strukturen zu stärken und den Zugang der Bürger zu politischen Prozessen zu verbessern. 

Die Unterschiede in der Korrelation zwischen den drei SGI-Indizes und dem Gerechtigkeitsindex 

verdeutlichen außerdem, dass Gerechtigkeit nicht durch einzelne Politikmaßnahmen, sondern 



62

durch einen ganzheitlichen Ansatz gefördert wird. Es gilt die Interdependenz der Ordnungen 

zu berücksichtigen (Hüther et al., 2023). Politische Reformen sollten daher umfassend und 

vor allem verlässlich gestaltet sein und sowohl die Nachhaltigkeit der Politiken als auch die 

Qualität der Demokratie und der Regierungsführung in den Blick nehmen. Der schwankende 

Zusammenhang über die Jahre zeigt, dass politische Interventionen kontinuierlich überwacht 

und bei Bedarf angepasst werden müssen. Regierungen sollten den Fortschritt in den Berei-

chen nachhaltige Politik, Demokratiequalität und Regierungsführung regelmäßig bewerten 

und an veränderte gesellschaftliche Bedürfnisse und Herausforderungen anpassen. 

III.	 Gerechtigkeit und Wohlbefinden

Da die Wahrnehmung von Gerechtigkeit subjektiv ist (Kapitel B), ist es wichtig, zusätzlich zu 

objektiven Indikatoren auch den Einfluss von Gerechtigkeit auf das subjektive Wohlbefinden 

der Bürger zu analysieren. Ein geeigneter Index ist in diesem Kontext der World Happiness 

Index, der die Zufriedenheit von Menschen in verschiedenen Ländern misst, indem er das 

subjektive Wohlbefinden via Umfragen erfasst und ergänzend dazu andere sozioökonomische 

Faktoren einbezieht (u. a. BIP pro Kopf oder Korruptionsmaß).

Der Zusammenhang zwischen dem WHI und Gerechtigkeitsindex ist stabil über die Zeit als 

stark zu interpretieren. Der Korrelationskoeffizient schwankt zwischen 0,73 (2014) bis 0,82 

(2023). Im Jahr 2022 liegt der Wert bei 0,76 (Abbildung 21). Die starke Korrelation zwischen 

dem WHI und Gerechtigkeitsindex ist durch unterschiedliche Faktoren zu erklären: Zunächst 

ist der WHI ein mehrdimensionaler Index, der nicht nur eine Dimension von menschlichem 

Wohlergehen in den Blick nimmt, sondern auch soziale Unterstützung, Gesundheit oder Frei-

heit miteinbezieht. Hierdurch sind verschiedene Dimensionen des Gerechtigkeitsindex direkt 

adressiert, wodurch sich der starke Zusammenhang erklären lässt. Darüber hinaus inkludiert 

der WHI subjektives Wohlergehen und immaterielle Werte, wodurch der Subjektivität von Ge-

rechtigkeit Rechnung getragen wird und Phänomene wie die schwächer werdende Korrelation 

von materiellem Wohlstand und Lebenszufriedenheit berücksichtigt werden.

Ein weiterer Grund für die starke Korrelation ist die durch andere Studien bereits nachge-

wiesene Tatsache, dass das Wohlbefinden von Menschen in gerechten Gesellschaften mit 

gleichen Chancen höher ist. Studien zeigen, dass soziale Gerechtigkeit – sei es durch faire 

Arbeitsbedingungen, gerechte Löhne oder Zugang zu Bildung und Gesundheitsversorgung – 

das individuelle Wohlbefinden fördert (Kapitel B). In Arbeitsumgebungen beispielsweise zeigt 

sich, dass Beschäftigte, die sich ungerecht behandelt fühlen, häufiger unter emotionalen und 

körperlichen Beschwerden wie Gereiztheit, Lustlosigkeit und Rücken- und Kopfschmerzen lei-

den. Im Gegensatz dazu sind solche Beschwerden bei Mitarbeitern, die ihre Führungskraft als 
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gerecht empfinden, deutlich seltener anzutreffen, was dazu führt, dass Gerechtigkeitserleben 

mit weniger Fehlzeiten verbunden ist (Badura et al., 2020).

Abbildung  21:	 Zusammenhang World Happiness Index und Gerechtigkeitsindex 
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Anmerkung: Werte des World Happiness Index zwischen 0 (geringste Ausprägung) und 10 (beste Ausprägung) und 
Werte des Gerechtigkeitsindex zwischen 0 (geringste Ausprägung) und 100 (beste Ausprägung).

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von OECD, 2024a, b, c, d, e, f, g; Energy Institute – Statistical Review of World 
Energy, 2024; Weltbank, 2024a, b, c, d, e, f, g, h, i; Eurostat, 2024a, b, c; Helliwell et al., 2024; OECD, 2023a, b, c,
d, e, f, g, h, j; Weltbank, 2023; OECD, 2022a, b; Eurostat, 2022; Bertelsmann Stiftung, 2022b; Schneider/Boockmann, 
2022; Weltbank, 2022b; Weltbank, 2020; OECD, 2020.

Ein weiteres Beispiel für einen subjektiven immateriellen Indikator ist Vertrauen, welches eben-

falls stark mit Gerechtigkeit korreliert. Alle drei Indikatoren (Vertrauen in das Gesellschafts-

system, Vertrauen in das politische System und Vertrauen in das Wirtschaftssystem) weisen 

mittlere bis hohe Korrelationswerte auf, jedoch hat vor allem das Vertrauen in das politische 

System einen dominanten Einfluss auf den Zusammenhang zwischen dem IW-Vertrauensindex 

(Enste/Suling, 2020) und Gerechtigkeitsindex. In einer gerechten Gesellschaft entsteht Ver-

trauen, da Menschen darauf zählen können, gerecht behandelt zu werden. Transparenz in Ent-

scheidungsprozessen, Maßnahmen zur Verhinderung von Korruption und politischen Skandalen 

sind zentrale Faktoren zur Stärkung von Vertrauen in politische Institutionen und damit auch 

zur Förderung von (Regel-)Gerechtigkeit: Wenn Regeln transparent ausgestaltet sind und für 

alle gleichermaßen gelten, fühlen sich Menschen sicherer und haben mehr Vertrauen in die 
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Institutionen und Personen, die diese Regeln durchsetzen. Ein Gefühl von Gerechtigkeit stärkt 

das Vertrauen in die Politik, in Gemeinschaften, zwischen Individuen und auch Unternehmen. 

Auch in einem Unternehmen, in dem gerechte Entscheidungen getroffen werden – etwa bei 

der Beförderung, der Gehaltsstruktur oder der Arbeitsbelastung – entsteht ein Klima, in dem 

sich die Mitarbeiter wertgeschätzt fühlen und Vertrauen in ihre Führungskräfte entwickeln. 

Dieses Vertrauen fördert die Zusammenarbeit und steigert die Performance von Mitarbeitern 

(Patole et al., 2023).
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G.	 Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Laut internationalem Gerechtigkeitsindex belegt Deutschland im Jahr 2022 Rang 10 von 34 

Ländern. Aus unserer Sicht eine gute Position für ein großes Industrieland in der Transfor-

mation, wenngleich es Raum für Verbesserungen gibt. Im internationalen Vergleich erreicht 

Deutschland besonders solide Ergebnisse bei Bedarfsgerechtigkeit und Generationengerechtig-

keit, liegt aber in Bereichen wie Regelgerechtigkeit, Leistungs- und Einkommensgerechtigkeit 

lediglich im Mittelfeld. Eine differenzierte, offene und kritische gesellschaftliche Debatte dar-

über, welche Bereiche priorisiert werden sollten und wie entsprechende politische Initiativen 

konkret gestaltet werden können, ist dabei unerlässlich.

I.	 Wirtschaftspolitische Ableitungen

Basierend auf den Zusammenhängen zwischen den zuvor analysierten sozioökonomischen 

Indikatoren, Indizes und Gerechtigkeit sowie mit Blick auf die Umfrageergebnisse aus der 

Bevölkerungsbefragung erscheinen folgende Maßnahmen für die nächste Bundesregierung 

besonders relevant:

	� Bedarfsgerechtigkeit: Gesundheitssystem effizienter ausgestalten.

Ein bedarfsgerechtes und vor allem bezahlbares und effizientes Gesundheitssystem ist 

entscheidend, um Deutschlands gute Platzierung bei Bedarfsgerechtigkeit zu halten oder 

noch weiter zu verbessern. Denn aufgrund der demografischen Alterung werden die Aus-

gaben mittel- bis langfristig stärker steigen als die beitragspflichtigen Einnahmen, deren 

Wachstumsrate durch den zunehmenden Renteneintritt von geburtenstarken Jahrgängen 

perspektivisch gedämpft wird. Die Politik muss sicherstellen, dass ausreichend Mittel für 

die grundlegende Basisversorgung aller gewährleistet ist. Um Kosten zu senken und die 

Behandlungsqualität sowie den Zugang zu Gesundheitsleistungen in ländlichen Gebieten 

zu erhöhen, sollte die Politik außerdem die Digitalisierung im Gesundheitssystem deutlich 

beschleunigen. Elektronische Patientenakten, telemedizinische Angebote und automati-

sierte Prozesse sind zentrale Bausteine, um einerseits Versorgungssicherheit zu gewähren 

und andererseits Doppeluntersuchungen zu vermeiden und eine transparente, effiziente 

Versorgung sicherzustellen (vgl. Dänemark). Um bei dem Ziel, Bedarfsgerechtigkeit zu 

fördern, nicht gleichzeitig die Finanzierbarkeit des Systems aus den Augen zu verlieren 

und damit die Generationengerechtigkeit zu gefährden, muss die Politik sicherstellen, 

dass Über- und Fehlversorgung vermieden und die vorhandenen Ressourcen gezielter 

eingesetzt werden. Gerade durch höhere Transparenz über die Kosten von Gesundheits-

dienstleistungen könnte diesem Problem begegnet werden (Jochimsen, 2024, S. 594 ff.).
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	� Eine Balance aus Leistungs- und Einkommensgerechtigkeit durch steuerliche Ent-

lastungen bei gleichzeitiger Förderung von Erwerbsarbeit und Vermögensaufbau.

Zu mehr Einkommensgerechtigkeit gehört nicht nur der Ausgleich der kalten Progression 

im Steuersystem, sondern auch die Vereinfachung des Steuersystems. Dies erhöht auch 

die Regelgerechtigkeit. Zugleich muss das Lohnabstandsgebot eingehalten werden: wer 

arbeitet, dem muss mehr Netto vom Einkommen übrigbleiben als jemand, der Bürgergeld 

bezieht. Dies fordern auch 88,8 Prozent der Befragten. Es gilt, die Eigenverantwortung und 

wirtschaftliche Selbstständigkeit der Menschen zu fördern, indem sich Erwerbstätigkeit 

(zukünftig noch) mehr lohnt. Durch Nudging (vgl. Enste/Potthoff, 2024a) und durch eine 

Aktienrente (vgl. Schweden, statt Riesterrente) kann die private Vorsorge gestärkt werden 

und die kognitiven Verzerrungen zugunsten einer nachhaltigen Vorsorgepolitik genutzt 

werden. Bildungsinitiativen zur Stärkung finanzieller Kompetenzen sollten das Nudging 

für den Vermögensaufbau begleiten.

	� Mehr Chancengerechtigkeit durch bessere Bildung.

Bildung ist der Schlüssel zu beruflichem Erfolg und einer gerechten Einkommensver-

teilung. Eine nachhaltige Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik sollte den Zugang und die 

Qualität des Bildungsangebots in Deutschland verbessern und gezielt Gruppen fördern, 

die bislang benachteiligt sind, wie beispielsweise Kinder und Jugendliche aus sozial 

schwachen Familien. Kostenfreie oder stark subventionierte Bildungsangebote wie zum 

Beispiel Stipendienprogramme, können die individuelle Selbstbestimmung fördern, damit 

mehr Chancengerechtigkeit schaffen und langfristig das BIP pro Kopf steigern. Auch eine 

stärkere Förderung digitaler Bildung ist notwendig, um allen den Zugang zu modernen 

Bildungseinrichtungen zu ermöglichen.

Um vor allem die Potenziale der Zuwanderung im Bildungssystem gezielt auszuschöpfen 

und Chancengerechtigkeit in diesem Kontext zu stärken, sollte die frühkindliche Förderung 

insbesondere für Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund ausgebaut werden. Die 

Sprach- und Leseförderung in Kitas und Schulen sollte frühzeitig und intensiv erfolgen so-

wie sich an den individuellen Bedarfen der Kinder orientieren. Um Bildungsungleichheiten 

zu reduzieren und Chancengerechtigkeit insbesondere für Kinder mit Migrationshinter-

grund sowie aus bildungsfernen oder ressourcenschwachen Familien zu steigern, sollten 

Betreuungs- und Ganztagsangebote ausgebaut werden. Dies kann das Arbeitskräftepo-

tenzial vor allem von Müttern erheblich steigern (Boockmann et al., 2025). Hochwertige 

Förderangebote sind unerlässlich, um die Effekte ungleicher häuslicher Ausstattung 

auszugleichen. Zudem sollten Familienzentren an Schulen ausgebaut werden, um Eltern 

stärker in den Bildungsprozess einzubeziehen und Bildungsungleichheiten abzubauen. 

Zielgerichtete Investitionen in Schulen mit besonders herausfordernden Bedingungen sind 

ebenfalls ein wichtiger Bestandteil, um die Potenziale von Kindern aus benachteiligten 

Verhältnissen besser zu fördern und Bildungsarmut zu reduzieren (Anger et al., 2024, 

S. 2025 ff.; Anger/Betz, 2022, S. 48 ff.).

Eigenverantwortung 

und wirtschaftliche 

Selbstständigkeit der 

Menschen fördern.
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	� Mehr Regelgerechtigkeit durch Bürokratieabbau und effizientere Strukturen. 

Ein zentraler Punkt, beispielsweise im Kontext der Klimatransformation, ist die Reduk-

tion bürokratischer Hürden, denn ein übermäßiger administrativer Aufwand belastet 

sowohl Bürger als auch Unternehmen. Die Politik sollte umfassende Maßnahmen zur 

Vereinfachung der Verwaltungsprozesse ergreifen, um deren Effizienz zu steigern und 

die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen zu sichern. Dazu gehört die konsequente 

Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung, sodass Bürger und Unternehmen ihre An-

liegen schnell, unkompliziert und ohne Papieraufwand über zentrale Online-Plattformen 

erledigen können (Licht et al., 2024a). Die Politik muss zudem bürokratische Barrieren für 

Unternehmen abbauen, insbesondere in Bereichen, die Investitionen und Innovationen 

betreffen. Unternehmen, die in nachhaltige Technologien und Produktionsmethoden 

investieren wollen, sollten nicht durch unnötige administrative Belastungen aufgehalten 

werden (Gabel/Potthoff, 2024). Es sind pragmatische Förderstrukturen zu schaffen, die 

Unternehmen schnell und effizient unterstützen. Ebenfalls erstrebenswert ist eine Verein-

fachung und Beschleunigung von Genehmigungsverfahren, insbesondere in Bereichen wie 

dem Bauwesen und der Energiewende (Hüther et al., 2023, S. 37 ff.; Licht et al., 2024b). 

Die Politik muss außerdem dafür sorgen, dass redundante Vorschriften und Doppelarbeit 

zwischen verschiedenen Behörden abgebaut werden. Ein vereinfachtes und effizienteres 

Verwaltungssystem, das überflüssige Regelungen und bürokratische Komplexität vermei-

det, ist notwendig, um den Zugang zu öffentlichen Leistungen zu beschleunigen und die 

Verwaltungskosten zu senken. Durch gezielte Vorkehrungen zum Bürokratieabbau kann 

die Politik den Zugang zu öffentlichen Leistungen vereinfachen und den Verwaltungs-

aufwand für Bürger und Unternehmen reduzieren. Effizientere digitale Prozesse wie die 

Einführung zentralisierter Online-Plattformen und vereinfachte Antragsverfahren können 

den Zugang zu Leistungen beschleunigen und Verwaltungskosten senken. Ein schlanker 

und effizienter Staat, der auf überflüssige Formulare und langwierige Genehmigungsver-

fahren verzichtet, stärkt die Effizienz der öffentlichen Verwaltung und schafft Vertrauen 

durch Planungssicherheit.

Gleichzeitig sollte die Politik die Transparenz in politische Entscheidungen fördern und 

sicherstellen, dass alle relevanten Informationen und Entscheidungsprozesse für die Bürger 

nachvollziehbar sind und sie darauf vertrauen können, dass politische Entscheidungen 

gerecht und transparent getroffen werden. Um das Vertrauen in die Institutionen zu stär-

ken, sollten politische Entscheidungen klar und verständlich kommuniziert werden, wobei 

die Gründe für Entscheidungen offen dargelegt werden. Ein zentraler Punkt ist auch die 

Bekämpfung von Korruption: Die Politik muss effektive Maßnahmen ergreifen, um Korrup-

tion in allen Bereichen der öffentlichen Verwaltung und Politik entschieden zu bekämpfen. 

Dies erfordert nicht nur die Förderung einer Kultur der Integrität und Verantwortung, 

sondern auch die konsequente Umsetzung von Anti-Korruptionsgesetzen, die Einführung 

Zur Studie „Bürokratie 

als Wachstumsbremse: 

Bestandsaufnahme und 

Reformansätze –  

Jahresmonitor der Stiftung 

Familienunternehmen” (2024)

Zur Studie „Bürokratiefilter für 

den Gesetzgeber –Unnötigen 

Belastungen präventiv begegnen“ 

(2025)

http://www.familienunternehmen.de/publikationen/laenderindex-familienunternehmen
https://www.familienunternehmen.de/de/publikationen/buerokratiefilter-fuer-den-gesetzgeber?id=YgxfQbhpSAYYni67
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unabhängiger Überwachungsstellen sowie die Förderung von Whistleblower-Initiativen, 

um die Aufdeckung von Korruption zu erleichtern (Enste/Potthoff, 2024b). 

	� Mehr Generationengerechtigkeit durch eine nachhaltige Wirtschaftspolitik. 

Langfristig braucht es eine Wirtschaftspolitik, die ökologische und ökonomische Interessen 

integriert, um Arbeitsplätze, Wohlstand und Gerechtigkeit gleichzeitig zu sichern. Eine um-

weltfreundliche und zukunftsfähige Wirtschaft sollte dabei auf technologieoffene Ansätze 

setzen, um Innovationen in verschiedenen Branchen zu ermöglichen und eine breite Basis 

an Lösungen für die Reduktion von Emissionen zu fördern. Investitionen in umweltfreund-

liche Technologien und der Wettbewerb um Innovation im Bereich erneuerbarer Energien 

tragen zu nachhaltigem Wirtschaftswachstum bei und bieten deutschen Unternehmen auch 

im internationalen Markt wichtige Wettbewerbsvorteile. Klimaschutzmaßnahmen sollten so 

gestaltet werden, dass sie die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit sichern und Unterneh-

men Anreize zur CO
2
-Reduktion bieten, etwa durch marktwirtschaftliche Instrumente wie 

CO
2
-Bepreisung oder Handelssysteme, die auf eine faire und planbare Umsetzung setzen 

(Bolwin et al., 2024). Ergänzend dazu sollten benachteiligte Bevölkerungsgruppen durch 

gezielte Programme unterstützt werden, um sicherzustellen, dass die sozialen Auswirkun-

gen der Klimapolitik gerecht verteilt sind. Gerade Haushalte mit niedrigem Einkommen, 

die von Auswirkungen wie Energiepreisanstiegen stärker betroffen sind, sollten von der 

Politik durch Kompensationsmaßnahmen entlastet werden. Die Förderung eines klima-

schonenden Lebensstils sollte so gestaltet sein, dass die Kosten gerecht verteilt werden. 

II.	 Fazit

Wie in dieser Analyse deutlich wird, können Initiativen zur Förderung einzelner Gerechtigkeits-

aspekte in Konflikt mit anderen Dimensionen geraten. Beispielsweise können hohe staatliche 

Ausgaben zwar einerseits die Bedarfsgerechtigkeit oder Chancengerechtigkeit stärken, dabei 

aber die Generationengerechtigkeit gefährden, wenn sie nicht nachhaltig finanziert werden. 

Maßnahmen zur Stärkung der Leistungsgerechtigkeit können größere Einkommensunterschie-

de nach sich ziehen, während eine stärkere Einkommensangleichung als unvereinbar mit 

Leistungsgerechtigkeit empfunden werden könnte. Diese Zielkonflikte und unterschiedlichen 

Prioritäten beim Thema Gerechtigkeit und Finanzpolitik sind der Grund für den Streit zwischen 

Parteien in Deutschland, aber auch in allen anderen Ländern. Der internationale Gerechtigkeits- 

index soll den Blick auf diese Zielkonflikte schärfen und sensibel dafür machen, dass aus Sicht 

von ökonomischen Laien positive verteilungspolitische Maßnahmen (wie Bürgergeldreform, 

Abschaffung der Schuldenbremse, Erhöhung des Mindestlohns, Abschottung der Wirtschaft 

gegenüber dem Ausland, Rente mit 63 usw.) langfristig nicht nur das Wirtschaftswachstum 

lähmen, sondern auch im Widerspruch zu anderen gleichwertigen Gerechtigkeitsnormen 

stehen. Die kurzsichtigen und auf den kurzen Erfolg ausgerichteten politischen Maßnahmen 

haben in vielen Ländern zu stark gestiegenen Sozialausgaben bei sinkenden Ausgaben für 
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Investitionen und Verteidigung geführt. Mit Blick auf die Generationengerechtigkeit und Chan-

cengerechtigkeit ist das eine fatale Entwicklung. Umso wichtiger ist Transparenz: Jede politische 

Entscheidung im Namen der Gerechtigkeit sollte offen darlegen, welche anderen Dimensi-

onen dabei möglicherweise in den Hintergrund treten. Gerechtigkeitsdebatten müssen von 

Klarheit in der Argumentation, der Bereitschaft, unterschiedliche Perspektiven anzuerkennen 

und einem Bewusstsein für die Komplexität des Themas geprägt sein. Nur so können sie eine 

konstruktive Grundlage für politische Initiativen und gesellschaftliche Fortschritte schaffen.

Die Politik ist gezwungen, Prioritäten zu setzen und muss oftmals zwischen ökonomischer 

Vernunft und Wählerpräferenz entscheiden. Unsere Rangfolge aller Dimensionen von Ge-

rechtigkeit kann dabei hilfreich für die weitere Regierungspolitik sein (Kapitel D). Denn 

unsere Bevölkerungsbefragung zeigt, dass die Regelgerechtigkeit im Ranking ganz oben 

steht, gefolgt von Chancengerechtigkeit. Bei der konkreten Umsetzung der jeweiligen politi-

schen Maßnahmen zeigt sich hingegen deutlich der Mind Behavior Gap: Man hat bestimmte 

Gerechtigkeitsansprüche, aber dafür bezahlen oder sie umsetzen möchte man nicht. Diese 

Studie veranschaulicht, warum welche Interventionen nur kurzfristig sinnvoll und effizient 

sind und zulasten anderer Arten von Gerechtigkeit gehen – und zeigt auf, welche Alternativen 

es gibt. Denn die Korrelationsanalysen zeigen, dass mehr Wirtschaftswachstum und höherer 

Wohlstand auch die Basis für mehr Gerechtigkeit schaffen. Wachstum hilft, Verteilungskämpfe 

zu vermeiden und erleichtert die Transformation der Wirtschaft. Dies kann auch mit weniger 

Einsatz natürlicher Ressourcen gelingen, wie Deutschland seit 1990 beweist. Mehr Gerechtig-

keit kann vor allem auf Basis einer soliden Ordnungspolitik gelingen, die zwar externe Effekte 

(über eine CO
2
-Steuer oder Umweltzertifikate) einhegt und internalisiert, aber ansonsten durch 

verlässliche Rahmenbedingungen für Anreize sorgt, innovativ, kreativ und risikobereit zu sein. 

Und wer scheitert, wird durch die sozialen Systeme aufgefangen und wagt Neues. Mit anderen 

Worten, die soziale Marktwirtschaft mag nicht die beste Wirtschaftsordnung zur Verwirklichung 

von Wachstum, Wohlstand, Wohlbefinden, Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit sein, aber sie ist 

gemessen an der Gerechtigkeit im internationalen Vergleich eine der gerechtesten der großen 

Industrieländern weltweit. 
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H.	 Anhang

I.	 Methodik 

Die Quantifizierung des Gerechtigkeitsniveaus der hier betrachteten 34 Länder anhand eines 

summarischen Index ist dann glaubwürdig und transparent, wenn sie auf einer systematischen, 

weitgehend akzeptierten theoretischen Fundierung aufbaut. Auf Basis der in Kapitel C gewon-

nenen Erkenntnisse lassen sich die für den Begriff der Gerechtigkeit relevanten Dimensionen 

auswählen. Anschließend stellt sich die Frage, ob und wie die einzelnen Einflussfaktoren 

festgelegt, gemessen und sinnvoll zu einem Gesamtindex aggregiert werden können. 

1.	 Indexbildung und mögliche Kritikpunkte

Um das Konzept der Gerechtigkeit möglichst umfassend abzubilden, bedient sich der Index 

den sechs derzeit meistverwendeten und in Kapitel C bereits erläuterten Gerechtigkeitsprin-

zipien, welche die Subindizes der obersten Aggregationsebene bilden: Bedarfsgerechtigkeit/

Leistungsgerechtigkeit/Chancengerechtigkeit/Einkommensgerechtigkeit/Regelgerechtigkeit/

Generationengerechtigkeit.

Diese theoretische Basis erlaubt einen strukturierten und übersichtlichen Aufbau des Index, 

wodurch auch nach der Aggregation die individuellen Einflussfaktoren erkennbar bleiben. 

Die Indexstruktur bietet die Möglichkeit, ein Gesamtbild des Gerechtigkeitsniveaus im inter-

nationalen Vergleich zu erstellen, ohne dass auf eine disaggregierte Betrachtung verzichtet 

werden muss. Letztere eignet sich unter anderem zur Identifikation von Schwachstellen bei der 

Gerechtigkeit eines Staates, von Institutionen und in der Gesellschaft. Zudem können Entwick-

lungen der sechs Gerechtigkeitsdimensionen für den Zeitraum von 2014 bis 2024 erkennbar 

gemacht werden. Der Ländervergleich erlaubt es ferner, potenzielle Reformmaßnahmen und 

Handlungsempfehlungen zu formulieren. Trotz der vielen Vorteile eines summarischen Index 

in Verbindung mit Länderrankings gibt es auch gewisse Nachteile. Obwohl nicht alle Kritik-

punkte an diesem Verfahren hier im Detail diskutiert werden können (vgl. Dialga/Hang Giang, 

2016; Alqararah, 2023), sollen die wichtigsten Schwächen an der Bildung eines solchen Index 

kurz genannt werden: Ein zentrales Defizit liegt der Kritik zufolge in der Verdichtung vieler 

Einzelvariablen, die einen Verlust von Detailinformationen bewirke und kausale Beziehungen 

zwischen den Variablen unbeachtet lasse. Der Komplexität des Untersuchungsgegenstands 

werde damit nicht angemessen Rechnung getragen, da er simplifiziert werde. Dies wiederum 

führe zu einfachen, unzureichenden Politikmaßnahmen. Eine weitere Schwäche bestehe in der 

unterstellten Vergleichbarkeit zwischen Ländern, welche nicht in jeder Hinsicht gegeben sei. 

Dies könne besonders bei der Interpretation sowie bei der Formulierung von Empfehlungen 

zu Schwierigkeiten führen. Daher sollten Empfehlungen für ein Land die Aktionen eines an-

deren Landes nicht einfach kopieren, weil dort die Gegebenheiten und Institutionen andere 

seien, wodurch die Wirkungen anders ausfielen. Viele Vorwürfe zielen auf die Methodik der 
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Indikatoren-Bildung. Angemerkt werden die häufig fehlenden theoretischen Fundierungen 

hinsichtlich des zu messenden Untersuchungsgegenstands, der Datenauswahl sowie der 

Standardisierungs-, Gewichtungs- und Aggregationsverfahren. Die dabei getroffenen Vorent-

scheidungen unterlägen einem großen Maß an Willkür und Subjektivität und beeinflussten 

die Ergebnisse, welche wiederum die Interpretationen und Empfehlungen bestimmten.

Bei der Datenauswahl und der Verdichtung der Daten zum Gesamtindex wird in der vorliegen-

den Betrachtung deshalb besonders auf eine angemessene und theoretisch fundierte Vorge-

hensweise geachtet. Abweichend von bereits existierenden Studien (Hellmann et al., 2019) 

wird auf eine Gewichtung der Teilindikatoren sowie der Dimensionen verzichtet, da dies auf 

Basis des bestehenden Forschungsstands nicht abschließend begründbar wäre. Damit bietet 

der Gerechtigkeitsindex eine transparente und nachvollziehbare Grundlage für den internatio-

nalen Gerechtigkeitsvergleich sowie für künftige Forschungsvorhaben. 

2.	 Datenlage und Datenauswahl

Für den Index werden ausschließlich Variablen verwendet, die gemäß den theoretischen 

und methodischen Überlegungen in angemessener Form ausgewählte Teilaspekte von Ge-

rechtigkeit erfassen und auf einer verlässlichen Erhebungsmethode basieren. Dabei ist die 

Intention, möglichst unterschiedliche Bereiche der jeweiligen Dimension abzubilden. Weitere 

Auswahlkriterien sind die Verfügbarkeit von Daten, deren Aktualität, deren Vorliegen für die 

einzelnen Staaten und zudem für vergangene Perioden sowie die Annahme, dass die Daten mit 

großer Wahrscheinlichkeit weiterhin aktualisiert werden, sodass sich diese auch für künftige 

Untersuchungen verwenden lassen. Hierbei basiert der Gesamtindex auf objektiv nachvoll-

ziehbaren Daten und nicht auf selbst erstellten Bewertungen. Insgesamt ließen sich nach 

intensiver Datenrecherche 43 Teilindikatoren identifizieren, die den genannten Anforderungen 

entsprechen und aus unserer Sicht für die sechs Gerechtigkeitsdimensionen genutzt werden 

können. Die Variablenauswahl ist in vielen Fällen ein Kompromiss, bei dem die Datenver-

fügbarkeit gegenüber dem theoretisch Wünschbaren ausschlaggebend sein musste. Einzelne 

der Variablen lassen sich nicht immer eindeutig einer bestimmten Dimension zuordnen. Die 

Variable „Altersarmut“ beispielsweise wurde als Teilindikator für Bedarfsgerechtigkeit („Wie 

gut ist der Bedarf im Alter abgesichert?“) verwendet, während sie unter Umständen auch zur 

Einkommensgerechtigkeit („Wie gerecht sind die Einkommen zwischen den Generationen 

verteilt?“) gepasst hätte. 

Mit dem Gerechtigkeitsindex von Enste et al. (2013) liegt bereits eine Grundlage vor, um 

Gerechtigkeit in ihren verschiedenen Facetten empirisch zu erfassen. Der Index wurde um 

weitere, für die aktuelle Gerechtigkeitsdiskussion relevanten Variablen ergänzt, sofern die 

entsprechenden Daten für längere Zeiträume verfügbar waren. Jedoch waren auch die hier 

verwendeten Daten nicht immer für alle Jahre des gewählten Betrachtungszeitraums 2014 bis 
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2024 verfügbar. Sofern es sich bei den fehlenden Daten um statische, wenig volatile Faktoren 

handelte, wurden die Werte aus den nächstgelegenen Zeitpunkten ermittelt und trendmäßig 

mittels Steigungsparameter ergänzt. Fehlten bei einem Land Daten in größerem Umfang, 

wurde dieses Land aus der Betrachtung ausgeschlossen. Fehlten mehrere Variablen für mehrere 

Länder, blieb diese Variable unberücksichtigt. Fehlte hingegen nur eine Variable für einzelne 

Länder, so wurden diese Werte mit kontextsensitiven Imputationsverfahren ergänzt, die im 

Detail dokumentiert wurden und auf Nachfrage zugänglich sind, um eine größtmögliche 

Transparenz und Nachvollziehbarkeit zu gewährleisten. Insbesondere für die Jahre 2023 und 

2024 lagen für einzelne Länder erst wenige Teilindikatoren vor, sodass die Schätzungen, die für 

den Gesamtindex sowie die aggregierten Gerechtigkeitsdimensionen vorgenommen wurden, 

nur vorläufig sind. Bei den detaillierten Analysen und Abbildungen werden deshalb immer 

auch nur die Entwicklungen zwischen 2014 und 2022 genauer skizziert. Erweiterungen und 

Ergänzungen für künftige Analysen sind denkbar sowie Anregungen und Ideen willkommen, 

um das komplexe Phänomen noch besser erfassen zu können. 

II.	 Aufbau der Teilindikatoren

Bei dem Gerechtigkeitsindex handelt es sich nicht um eine bloße Addierung der relevanten Ein-

zelvariablen. Stattdessen werden die Variablen auf Grundlage der theoretischen Überlegungen 

bestimmten Gerechtigkeitsdimensionen zugeordnet. Wie bereits beschrieben, wird dabei un-

terschieden zwischen Bedarfs-, Leistungs-, Chancen-, Einkommens-, Regel- und Generationen- 

gerechtigkeit. 

1.	 Übersicht zu den Gerechtigkeitsdimensionen und Quellen

Im Folgenden werden die Subindizes und die eingehenden Variablen (Teilindikatoren) be-

schrieben, um die Indexbildung transparent zu gestalten. Eine detaillierte Zusammenstellung 

der verwendeten Variablen inklusive der Datenquellen findet sich hier:
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Nr. Bezeichnung Definition Quelle

1. Bedarfsgerechtigkeit

1.1 Medizinische Versorgung Anzahl praktizierender Ärzte pro 1.000 Einwohner
OECD,  

2024a

1.2
Staatliche 

Gesundheitsvorsorge

Anteil der staatlichen Gesundheitsausgaben an den 

gesamten Gesundheitsausgaben, in %

Weltbank, 

2024a

1.3

Generelle Armut Prozentualer Anteil der Personen, die weniger als 

50 % vom Median des Nettoäquivalenzeinkommens 

zur Verfügung haben

Weltbank, 

2024b

1.4

Kinderarmut Prozentualer Anteil der Kinder (jünger als 18 Jahre), 

die in Haushalten leben, die weniger als 50 % 

vom Median des Nettoäquivalenzeinkommens zur 

Verfügung haben

OECD,  

2022a

1.5

Altersarmut Prozentualer Anteil der Personen im Rentenalter (älter 

als 65 Jahre), die weniger als 50 % vom Median des 

Nettoäquivalenzeinkommens zur Verfügung haben

OECD,  

2022b

1.6
Leistungen für Familie und 

Kinder

Anteil der Ausgaben pro Kopf für Familie und Kinder 

an allen staatlichen Sozialleistungen, in %

Eurostat,  

2022

1.7

Sicherung des 

Bildungsniveaus

Anteil der Bevölkerung zwischen 15 und 64 

Jahren mit einem Ausbildungsniveau der unteren 

Sekundarstufe oder darunter (ISCED-Stufen 0 bis 2), 

in %

Eurostat, 

2024a

1.8
Sterblichkeitsrate Säuglingssterblichkeitsrate pro 1.000 

Lebendgeburten

Weltbank, 

2023

1.9
Gesundheitsausgaben Ausgaben für präventive Gesundheitsprogramme  

in % der laufenden Gesundheitsausgaben

OECD,  

2023a

2. Leistungsgerechtigkeit

2.1

Arbeitsarmut Anteil der Erwerbstätigen (16 bis 64 Jahre), 

die weniger als 60 % vom Median des 

Nettoäquivalenzeinkommens zur Verfügung haben, 

in %

OECD,  

2024b

2.2

Verhältnis von 

Lohnsteigerung zu 

Produktivitätssteigerung

Produktivitätsorientierte Lohnentwicklung 

(Abweichungen der Lohnentwicklung von der 

Produktivitätsentwicklung)

Eigene 

Berechnungen 

auf Basis von 

OECD,  

2023b, c

2.3

Arbeitsmarktchancen 

durch Bildung

Arbeitslosenquote der Personengruppe in einem 

Alter zwischen 15 und 64 Jahren mit einem hohen 

Bildungsniveau (ISCED-Stufen 5 und 6) im Verhältnis 

zur durchschnittlichen Arbeitslosenquote bei allen 

Bildungsniveaus

Eigene 

Berechnungen 

auf Basis von 

OECD,  

2023d, e

2.4

Korruption Der von der Bevölkerung wahrgenommene Grad der 

staatlichen Bekämpfung von Korruption und privater 

Interessendurchsetzung von Einzelnen

Weltbank, 

2024c

2.5
Gender Wage Gap Differenz des Medianlohns von Frauen und Männern 

im Verhältnis zum Medianlohn der Männer

OECD,  

2024c
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Nr. Bezeichnung Definition Quelle

3. Chancengerechtigkeit

3.1
Frühkindliche Bildung Anteil der Kinder im Vorschulalter, die eine 

vorschulische Bildung genießen, in %

Eurostat, 

2024b

3.2
Staatliche 

Bildungsinvestitionen

Anteil der Bildungsausgaben an den gesamten 

Staatsausgaben pro Jahr, in %

Weltbank, 

2024d

3.3

Qualität der Lehre  

in Schulen

Schüler-Lehrer-Verhältnis als Anzahl der Schüler 

(in den ISCED-Stufen 1 bis 3) dividiert durch die 

Anzahl der für sie eingesetzten Lehrkräfte (inkl. 

Sonderpädagogen)

Eurostat, 

2024c

3.4
Generelle 

Beschäftigungschancen

Anteil der registrierten Arbeitslosen an allen 

Erwerbspersonen, in %

Weltbank, 

2024e

3.5

Jugendarbeitslosigkeit Anteil der registrierten Arbeitslosen zwischen 15  

und 24 Jahren an allen Erwerbspersonen dieses 

Alters, in %

OECD,  

2024d

3.6

Langzeitarbeitslosigkeit Anteil der Arbeitslosen, die mehr als zwölf Monate 

nicht in einem Beschäftigungsverhältnis stehen, an 

allen Arbeitslosen, in %

OECD,  

2023f

3.7

Frauen in 

unternehmerischen 

Führungspositionen

Anteil der Frauen in höheren Beamten- oder 

Managementpositionen, in %

Weltbank, 

2024f

3.8
Frauen in politischen 

Führungspositionen

Anteil der von Frauen besetzten Sitze in den 

nationalen Parlamenten

Weltbank, 

2024g

3.9

Staatliche Investitionen in 

Vorschulbildung

Öffentliche Ausgaben für Vorschulbildung,  

in % des BIPs

Bertelsmann 

Stiftung, 

2022b

4. Einkommensgerechtigkeit

4.1
Einkommensungleichheit Gini-Koeffizient (verfügbares Einkommen) OECD,  

2023g

4.2
Frauenerwerbstätigkeit Anteil der Frauen an allen Erwerbstätigen,  

in %

Weltbank, 

2024h

4.3

Nettoersatzlohnrate Anteil am vorherigen Einkommen, den ein 

alleinstehender Erwerbsfähiger im Durchschnitt im 

Falle der Arbeitslosigkeit innerhalb der ersten zwölf 

Monate erhält, in %

OECD,  

2024e

4.4

Arbeitnehmerschutz Arbeitnehmerschutz für befristete und unbefristete 

Arbeitsverhältnisse

Eigene 

Berechnungen 

auf Basis von 

OECD,  

2020

5. Regelgerechtigkeit

5.1

Rechtsstaatlichkeit Vertrauen der Bevölkerung in das Rechtssystem 

und den Umgang mit Eigentumsrechten sowie die 

Zufriedenheit mit den ausführenden Gewalten einer 

Gesellschaft

Weltbank, 

2024c
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Nr. Bezeichnung Definition Quelle

5.2

Qualität der öffentlichen 

Verwaltung 

Die von der Bevölkerung wahrgenommene Qualität 

öffentlicher und ziviler Dienstleistungen sowie die 

wahrgenommene staatliche Unabhängigkeit von 

politischem Druck 

Weltbank, 

2024c

5.3

Regulierungsqualität Vertrauen der Bevölkerung in die Fähigkeit des 

Staates, den privaten Sektor in einem sinnvollen 

Ausmaß zu regulieren

Weltbank, 

2024c

5.4
Vertrauen in die Regierung Anteil der Menschen, die angeben, Vertrauen in die 

nationale Regierung zu haben

OECD,  

2024f

5.5

Steuerliche Komplexität Komplexität der Steuererklärung und 

-abwicklung, Zahl der Steuerarten, Transparenz 

und Verständlichkeit der Steuerregelungen, 

Verwaltungskosten und Häufigkeit von 

Steueränderungen

Bertelsmann 

Stiftung, 

2022b

5.6

Umfang der 

Schattenwirtschaft 

Summe wirtschaftlicher Aktivitäten, die dem Staat 

nicht gemeldet werden und deshalb nicht in das BIP 

eingehen

Schneider/

Boockmann, 

2022

6. Generationengerechtigkeit

a.  ökonomisch 

6.1
Haushaltskonsolidierung Jährliche staatliche Budgetüberschüsse oder -defizite, 

in % des BIPs

OECD,  

2024g

6.2
Innovationsförderung Bruttoanlageinvestitionen, in % des BIPs Weltbank, 

2024i

6.3

Staatsverschuldung Bruttostaatsverschuldung pro Kind < 15 Jahren, 

kaufkraftparitätsbereinigt

Bertelsmann 

Stiftung, 

2022b 

6.4

Innovationsförderung Öffentliche Ausgaben in Forschung und Entwicklung 

in % des BIPs

Bertelsmann 

Stiftung, 

2022b

6.5

Innovationsförderung Private Ausgaben in Forschung und Entwicklung  

in % des BIPs

Bertelsmann 

Stiftung, 

2022b

b.  ökologisch 

6.6
Recyclingquote Recyclingquote von Siedlungsabfällen OECD,  

2023h

6.7

Klima Brutto-Treibhausgasemissionen pro Kopf Bertelsmann 

Stiftung, 

2022b

6.8

Nutzung erneuerbarer 

Energien 

Anteil des Primärenergieverbrauchs aus 

kohlenstoffarmen Quellen

Energy 

Institute – 

Statistical 

Review of 

World Energy, 

2024
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Nr. Bezeichnung Definition Quelle

6.9
Luftqualität Luftverschmutzung in Mikrogramm  

pro m3

Weltbank, 

2020

6.10
Wasserqualität Erneuerbare Frischwasserressourcen pro Kopf  

(in m3)

Weltbank, 

2022b 

Quelle: Eigene Zusammenstellung.
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2.	 Erläuterung der Variablen je Dimension

a)	 Bedarfsgerechtigkeit

Die Operationalisierung des Konzepts der Bedarfsgerechtigkeit orientiert sich an den Fak-

toren, die für eine Befriedigung menschlicher Grundbedürfnisse wichtig sind. Dazu zählen 

Gesundheit, die Vermeidung von Armut verschiedener Ausprägungen, der Schutz der Familie 

und die Grundbildung. Weitere Bereiche wie etwa die Wohnsituation oder die Ausstattung 

mit Gütern, die ebenfalls zum Existenzminimum gehören, konnten mangels Verfügbarkeit 

vergleichbarer Daten nicht berücksichtigt werden. Bei der Operationalisierung von Bedarfs-

gerechtigkeit wird auf vorhandene Messwerte der OECD, Weltbank und Eurostat zurückge-

griffen. Der Teilindikator Gesundheitsversorgung lässt sich über zwei Einzelaspekte messen: 

das zahlenmäßige Verhältnis von Ärzten zur Gesamtbevölkerung sowie über den Anteil der 

staatlichen Gesundheitsausgaben an den gesamten Gesundheitsausgaben und die Ausgaben 

für präventive Gesundheitsprogramme in Prozent der laufenden Gesundheitsausgaben. Über 

diese Werte wird zum einen ermittelt, wie viel an ärztlicher Versorgung gegeben ist, und 

zum anderen, inwieweit die medizinische Versorgung einkommensunabhängig abgesichert 

ist. Ergänzt wird der Bereich „Gesundheit“ mit der Säuglingssterblichkeitsrate pro 1.000 

Lebendgeburten. Ein weiterer Aspekt der Bedarfsgerechtigkeit besteht in den Armutsrisiken, 

von denen die Bevölkerung eines Landes betroffen ist. Gemessen wird die Armut hier nicht 

nur über die generelle Armutsquote der gesamten Bevölkerung, sondern zusätzlich über die 

Kinder- und die Altersarmut. Dies orientiert sich an dem Gerechtigkeitsindex der Bertelsmann 

Stiftung (Hellmann et al., 2019). Die Ergänzung um diese beiden Teilbereiche der Armut wird 

damit begründet, dass (a) Armut in der Jugendphase nicht auf eigenes Verschulden, sondern 

viel stärker auf systemische Ursachen zurückzuführen ist, und dass (b) eine mögliche Armut 

im Alter vielfach nicht mehr durch eigene Anstrengungen überwunden werden kann. 

Die Absicherung der Familie sowie die Ermöglichung eines Mindestmaßes an Bildung werden 

als weitere Facetten der Bedarfsgerechtigkeit herangezogen. Die familiäre Förderung wird 

durch den prozentualen Anteil der staatlichen Ausgaben für Familien und Kinder an den ge-

samten Sozialleistungen gemessen. Damit lässt sich die relative Bedeutung bestimmen, die 

der Familie und den Kindern zukommt. Inwieweit eine Wirtschaftsordnung für ein Mindest-

maß an Bildung sorgt, wird über den Anteil der Personen quantifiziert, die nur über einen 

sehr niedrigen oder über keinen qualifizierenden Bildungsabschluss verfügen und damit als 

bildungsarm zu bezeichnen sind (Anger et al., 2024). 

b)	 Leistungsgerechtigkeit

Der Grundgedanke der Leistungsgerechtigkeit besteht darin, dass Individuen entsprechend 

ihrem Beitrag zur Gesellschaft belohnt werden sollen. Dabei werden unter Leistung meist 

die mit Erwerbsarbeit erzielten Ergebnisse verstanden. Die Messung der Leistungsgerechtig-

keit ist im Vergleich mit jener der übrigen Indikatoren besonders schwierig, weil relevanter 
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Leistungsoutput sehr vielfältig und oft schwer messbar ist und sich die Ergebnisse des Ar-

beitseinsatzes kaum unabhängig von anderen Faktoren erfassen lassen (Hillmert, 2024). In 

marktwirtschaftlich organisierten Wirtschaftssystemen gelten die Marktergebnisse – also 

die Preise für Güter und Arbeitseinsatz sowie die herrschende Knappheit der nachgefragten 

Arbeitskräfte – als Indikatoren der Leistungserbringung (Mankiw, 2021). 

Zur Operationalisierung der Leistungsgerechtigkeit werden Größen verwendet, bei denen das 

Individuum selbst Einfluss nehmen und Eigenleistung zeigen kann. Darunter fällt zunächst 

generell, wie weit aufgrund der Rahmenbedingungen Armut durch die eigene Anstrengung 

tatsächlich vermieden werden kann: Wer arbeitet, sollte sich mit seiner Leistung selbst vor 

Armutsrisiken schützen können. Unter dem Konzept der Arbeitsarmut wird erfasst, welcher 

Anteil der Arbeitnehmer trotz einer Erwerbstätigkeit lediglich über ein Einkommen unterhalb 

der relativen Armutsgrenze verfügt. Lohnt sich Leistung am unteren Ende der Verdienstskala 

und gibt es dort entsprechende Leistungsanreize?

Ein zusätzlicher Aspekt betrifft die Frage, ob die Arbeitskräfte nach ihrer Produktivität und 

damit leistungsgerecht bezahlt werden. Steigt und sinkt der Lohn in Abhängigkeit von der 

Produktivitätsentwicklung? Ein Indikator, der diesen Zusammenhang abbilden kann, ist die 

Lohnentwicklung im Verhältnis zur Produktivitätsentwicklung im selben Zeitraum innerhalb 

eines Landes. Dabei werden sowohl positive als auch negative Abweichungen von einem 

ausgeglichenen Verhältnis als ungerecht interpretiert.

Ein weiterer Indikator für eine leistungsgerechte Gesellschaft sind bessere Arbeitsmarktchan-

cen durch ein gesteigertes Bildungsniveau. Dieses Element wird durch die Arbeitslosenquote 

der Personen zwischen 15 und 65 Jahren mit hohem Bildungsabschluss (in der Regel Hoch-

schulabsolventen) in Relation zur gesamten Arbeitslosenquote abgebildet. Je niedriger die 

Arbeitslosenquote der Personen mit hohem Bildungsabschluss im Verhältnis zur generellen Ar-

beitslosenquote ist, desto mehr werden die Absolventen für ihre Bildungsinvestitionen belohnt. 

Weil Korruption zu ungleichen Chancen führt und den Wettbewerb verzerrt, wird der von der 

Bevölkerung wahrgenommene Grad der staatlichen Bekämpfung von Korruption und priva-

ter Interessendurchsetzung als ein weiterer sinnvoller Indikator für Leistungsgerechtigkeit 

angesehen. Wenn Bürger das Gefühl haben, dass staatliche Institutionen nicht unabhängig 

handeln, werden die eigenen Leistungen und Anstrengungen als weniger relevant empfunden. 

Transparente und faire Regeln sind Grundvoraussetzungen, um die Anerkennung von Leistung 

in einer Gesellschaft sicherzustellen. 



80

Ergänzend dazu wird der Gender Wage Gap als Indikator für Leistungsgerechtigkeit heran-

gezogen, da er Unterschiede in der Vergütung von Männern und Frauen trotz vergleichbarer 

Qualifikationen und Leistungen aufzeigt (Westerheide, 2022). Eine hohe Differenz signalisiert, 

dass gleiche Leistung nicht gleich belohnt wird, was auf Ungleichbehandlung und strukturelle 

Diskriminierung hindeutet. Durch die Analyse dieser Lücke kann überprüft werden, inwiefern 

Leistungsgerechtigkeit durch gerechte, geschlechtsunabhängige Leistungsbewertung in einer 

Gesellschaft realisiert ist.

Ein weiterer, passender Indikator für Leistungsgerechtigkeit wäre unter anderem der durch-

schnittliche Verdienst von Arbeitnehmern mit Masterabschluss, PHD oder vergleichbarem 

Bildungsabschluss im Verhältnis zum durchschnittlichen Verdienst von Arbeitnehmern mit 

einem Bildungsabschluss unterhalb der Sekundarstufe II, da er misst, inwiefern Bildungsin-

vestitionen sich in einem bestimmten Land lohnen und zu einem höheren Verdienst führen. 

Je größer der Unterschied, desto leistungsgerechter. Ähnlich wie Vermögensungleichheit als 

Indikator für Einkommens- beziehungsweise Verteilungsgerechtigkeit (vgl. Seite 37 Exkurs: 

Vermögensungleichheit) wünschenswert gewesen wäre, wäre dies ein theoretisch wünschens-

werter und inhaltlich passender Indikator für Leistungsgerechtigkeit gewesen, der aufgrund 

mangelnder Datenverfügbarkeit für alle Länder und alle Jahre im Gesamtindex jedoch nicht 

integriert werden konnte. Ein beispielhafter Robustheitscheck für das Jahr 2022 zeigt jedoch, 

dass sich der Rang Deutschlands im Gesamtindex Gerechtigkeit trotz Integration dieses In-

dikators beim Sub-Index Leistungsgerechtigkeit nicht verändern würde und bei Rang 10 von 

34 bleiben würde.

c)	 Chancengerechtigkeit

So stark wie kaum ein anderes Konzept prägt die Chancengerechtigkeit die Gerechtigkeitsde-

batte der letzten Jahre. Vor dem Hintergrund der letzten PISA-Studie (OECD, 2023i) wurde im 

deutschsprachigen Raum in diesem Gerechtigkeitskontext besonders das Bildungssystem in 

den Blick genommen. Es wird für den Gerechtigkeitsindex durch drei Arten von Teilindikatoren 

wiedergegeben. Zunächst wird der Bereich der frühkindlichen Bildung berücksichtigt, die 

nachweislich einen entscheidenden Einfluss auf die Startchancen von Menschen hat (Anger/

Plünnecke, 2021). Als Indikator wird hier exemplarisch der Anteil der Kinder gewählt, die an 

vorschulischer Bildung teilnehmen sowie die öffentlichen Ausgaben für Vorschulbildung in 

Prozent des BIPs. Ein Faktor, der in OECD-Studien für die Qualität der schulischen Bildung 

herangezogen wird, sind die Bildungsausgaben eines Staates – wenngleich dieser Indikator 

unter anderem vor dem Hintergrund kritisiert wird, dass dabei die Anzahl der Kinder und 

Jugendlichen unberücksichtigt bleibt. Für die vorliegende Analyse wird jedoch nicht der 

vielfach kritisch gesehene Anteil am Bruttosozialprodukt verwendet, sondern der Anteil der 

Bildungsausgaben an den gesamten staatlichen Ausgaben, um zu klären, welche Bedeutung 

die Finanzierung des Bildungssystems gegenüber den anderen Ausgaben (Transferleistungen 
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etc.) hat. Über die reinen Investitionen im Bildungsbereich hinaus spielen auch die Qualität 

der Lehre und die Möglichkeit zu individueller Förderung als Komponente des Bildungssys-

tems eine Rolle bei der Sicherung der Chancengerechtigkeit. Hier wird häufig das zahlenmä-

ßige Verhältnis zwischen Lehrern und Schülern angeführt: Je weniger Schüler ein Lehrer zu 

beaufsichtigen hat, desto besser kann er auf ihre individuellen Fähigkeiten und Schwächen 

eingehen und desto mehr Zeit kann er für ihre Förderung einsetzen. Neben dem Bildungs-

wesen stellt das Berufsleben einen zentralen Bereich zur Generierung und Aufrechterhaltung 

von Chancengerechtigkeit dar (Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 2018). Zusätzlich 

zur allgemeinen Lage auf dem Arbeitsmarkt (generelle Arbeitslosenquote) sind auch die 

Möglichkeiten entscheidend, den Berufseinstieg zu bewältigen. Arbeitslosigkeit in jungen 

Jahren mindert dauerhaft die späteren Aussichten auf eine Karriere. Eine ähnliche Problematik 

ergibt sich aus der Langzeitarbeitslosigkeit. Je länger ein Mensch arbeitslos ist, desto geringer 

werden seine Aufstiegsoptionen. Daher werden bei der Beurteilung der Chancengerechtigkeit 

auf dem Arbeitsmarkt sowohl eine niedrige Arbeitslosigkeit in jungen Jahren als auch eine 

durchschnittlich kurze Dauer der Arbeitslosigkeit positiv bewertet. Um zudem die geschlech-

terspezifischen Chancen im beruflichen Leben zu berücksichtigen, wird zusätzlich der Anteil 

von Frauen in höheren Beamten- oder Managementpositionen und der Anteil der von Frauen 

besetzten Sitze in den nationalen Parlamenten als Teilindikatoren für Chancengerechtigkeit 

genutzt (Schäfer et al., 2013). 

Ein weiterer, passender Indikator für Chancengerechtigkeit wäre unter anderem der in PISA-

Studien erhobene Prozentsatz der sozioökonomisch benachteiligten Schüler, die in ihrem 

eigenen Land/ihrer eigenen Volkswirtschaft im obersten Viertel der mathematischen Leistun-

gen liegen. Je höher dieser Prozentsatz, desto chancengerechter. Das Maß der sozioökono-

mischen Benachteiligung ergibt sich aus dem Bildungsgrad, Berufsstatus und Vermögen der 

Eltern. Ähnlich wie Vermögensungleichheit als Indikator für Einkommens- beziehungsweise 

Verteilungsgerechtigkeit (vgl. S. 37 Exkurs: Vermögensungleichheit) wünschenswert gewe-

sen wäre, wäre dies ein theoretisch wünschenswerter und inhaltlich passender Indikator für 

Chancengerechtigkeit gewesen, der allerdings aufgrund mangelnder Datenverfügbarkeit für 

alle Länder und alle Jahre im Gesamtindex nicht integriert werden konnte. Ein beispielhafter 

Robustheitscheck für das Jahr 2022 zeigt jedoch, dass sich der Rang Deutschlands weder beim 

Sub-Index „Chancengerechtigkeit“ noch im Gesamtindex Gerechtigkeit trotz Integration dieses 

Indikators verändern würde (Rang 10).

d)	 Einkommensgerechtigkeit

Bei der Forderung nach Einkommensgerechtigkeit geht es nicht primär darum, dass alle 

Menschen das gleiche Einkommen beziehen sollen. Zentral ist der Wunsch gesellschaftlicher 

Polarisierung und damit einhergehender Diskriminierung und gesellschaftlicher Spaltung 

vorzubeugen (Gurría, 2017). Das Kriterium der Einkommensgerechtigkeit ist in der Regel 
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nur auf relative Gleichheit bezogen. Diese Definition spiegelt das Verständnis der Bürger 

Deutschlands wider, die sich zwar mehrheitlich für einen sozialen Ausgleich aussprechen, 

aber materielle Differenzierung dann als gerechtfertigt empfinden, wenn diese auf unter-

schiedlichen individuellen Leistungen beruht (Liebig/Adriaans, 2021). Die zur Bestimmung 

der Einkommensgerechtigkeit verwendeten Indikatoren zeigen mithin lediglich Tendenzen 

zunehmender oder abnehmender Gleichheit. Die Suche nach geeigneten Variablen war hier 

besonders schwierig. Indikatoren rund um die Einkommensbesteuerung waren aufgrund der 

mangelnden Datenverfügbarkeit und wegen Problemen hinsichtlich der internationalen Ver-

gleichbarkeit der theoretisch passenden Variablen nur bedingt nutzbar. Auch die Umsatz- oder 

Mehrwertsteuer ist als Indikator umstritten, da die Verteilungswirkungen einer Erhöhung oder 

Absenkung unklar sind.

Ein – trotz gewisser Unzulänglichkeiten – immer wieder verwendeter Indikator der Einkommens- 

(un)gleichheit innerhalb einer Gesellschaft ist hingegen der Gini-Koeffizient (OECD, 2023g). 

Je höher dieser Koeffizient ist, desto ungleicher sind die Einkommen innerhalb einer Gesell-

schaft verteilt. Ein weiteres Thema, das die Gerechtigkeitsdebatte in den letzten Jahren stark 

geprägt hat, ist die Frauenerwerbstätigkeit: Vor allem im Rahmen der Coronapandemie hat die 

Diskussion um bestehende Ungerechtigkeiten zwischen Männern und Frauen im Erwerbsleben 

aufgrund von unbezahlt geleisteter Care-Arbeit zugenommen. 

Neben einer möglichst geringen Polarisierung der Einkommen umfasst der hier gebrauchte 

Begriff der Einkommensgerechtigkeit auch das Einkommen im Falle der Arbeitslosigkeit. Ein 

Indikator dafür, wie weit der Lebensstandard im Falle der Arbeitslosigkeit gesichert werden 

kann, ist die durchschnittliche Nettolohnersatzrate. Sie entspricht dem Anteil des zuvor er-

wirtschafteten Einkommens, den ein Erwerbsfähiger kurz nach dem Verlust seiner Stelle (in 

den ersten 12 Monaten) als staatliche Ersatzleistung ausgezahlt bekommt. Ergänzend dazu 

wird unter Einkommensgerechtigkeit vielfach auch die Sicherheit des Arbeitsplatzes und damit 

des Erwerbseinkommens verstanden. Eine niedrige Arbeitslosenquote ist dabei ein relevanter 

Aspekt, dieser wurde jedoch bereits bei der Dimension Chancengerechtigkeit berücksichtigt. 

Der Schutz von Beschäftigungsverhältnissen wurde bei der Einkommensgerechtigkeitsdimen-

sion als zusätzlicher Indikator integriert, wobei der von der OECD erhobene Indikator den 

rechtlichen Schutz der Arbeitsverhältnisse im internationalen Vergleich erfasst. 

e)	 Regelgerechtigkeit

Regelgerechtigkeit ist definiert als Gerechtigkeit der „Spielregeln“ und des „Spielverlaufs“. 

Die Spielregeln sollten für eine Gesellschaft derart ausgestaltet sein, dass sie für alle Personen 

gleichermaßen gelten und den Akteuren viel Entscheidungs- und Handlungsfreiheit lassen. 

Das Vertrauen der Bevölkerung in die Regierung ist ein guter Indikator dafür, ob die Bürger 

insgesamt die Regeln und deren Zustandekommen als gerecht empfinden (OECD, 2024f). 
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Konkret beziehen sich die Regeln auf verschiedene staatliche Institutionen, welche die Rah-

menbedingungen gestalten. Rechtsstaatlichkeit ist eine entscheidende institutionelle Grundla-

ge funktionierender Gesellschaften. Dazu zählt beispielsweise das Vertrauen der Bevölkerung 

in das Rechtssystem und den Umgang mit Eigentumsrechten sowie die Zufriedenheit mit den 

ausführenden Gewalten einer Gesellschaft. Ein stützendes Element der Regelgerechtigkeit stellt 

zudem die Qualität der öffentlichen Verwaltung dar. Nur mit einer effizienten und zuverlässi-

gen staatlichen Bürokratie ist die Verfahrensgerechtigkeit als Teilbereich der Regelgerechtigkeit 

gewährleistet. Dies wird gemessen durch die von der Bevölkerung wahrgenommenen Qualität 

öffentlicher und ziviler Dienstleistungen sowie die wahrgenommene staatliche Unabhängig-

keit von politischem Druck. Auch das Vertrauen der Bevölkerung in die Fähigkeit des Staates, 

den privaten Sektor in einem sinnvollen Ausmaß zu regulieren (Weltbank, 2024c) sowie die 

steuerliche Komplexität eines Landes und der Umfang von Schattenwirtschaft wurden als 

Indikatoren für die Dimension Regelgerechtigkeit angeführt.

f)	 Generationengerechtigkeit

Eng verknüpft mit dem Begriff der Generationengerechtigkeit ist das immer wichtiger wer-

dende Konzept der nachhaltigen Entwicklung, die als „die Erweiterung der grundlegenden 

Freiheiten der heute lebenden Menschen, verbunden mit angemessenen Anstrengungen zur 

Vermeidung der ernsthaften Beeinträchtigung der entsprechenden Freiheiten künftiger Ge-

nerationen“ verstanden wird (Rat für nachhaltige Entwicklung, 2021).

Einer der Indikatoren für nachhaltiges und damit auch gerechtes Verhalten der heutigen 

gegenüber den kommenden Generationen rekurriert auf das nachhaltige Wirtschaften öffent-

licher Haushalte. Steigende staatliche Defizite belasten künftige Generationen in zweifacher 

Hinsicht: Zum einen müssen sie die entstandenen Schulden tragen und zum anderen die daraus 

resultierenden Zinslasten. Daher werden Haushaltsüberschüsse als ein positiver Beitrag zur 

Generationengerechtigkeit gewertet. Die umfassendere Tragfähigkeitslücke, die sowohl die 

implizite als auch die explizite Verschuldung erfasst, lässt sich aus Datenverfügbarkeitsgrün-

den nicht verwenden. Für die Generationengerechtigkeit ist ein möglichst geringes Maß an 

Staatsverschuldung notwendig. Dazu wird neben den Überschüssen/Defiziten und Bruttoan-

lageinvestitionen in Prozent des BIPs auch die kaufkraftbereinigte Bruttostaatsverschuldung 

pro Kind unter 15 Jahren herangezogen. 

Im Sinne der Generationengerechtigkeit kommt der heutigen Generation die Aufgabe zu, güns-

tige Ausgangsbedingungen für zukünftiges Handeln zu schaffen. Eine Möglichkeit letzteres zu 

realisieren, besteht darin, die Innovationsfähigkeit eines Landes zu sichern beziehungsweise 

zu fördern: Inkludierte Einflussgrößen sind die öffentlichen und privaten Investitionen in For-

schung und Entwicklung in Prozent des BIPs. Denn je höher diese Ausgaben prozentual zum 

BIP ausfallen, desto größer sind die Aussichten auf positive Entwicklungen der Produktivität 
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und des Wohlstandes künftiger Generationen durch Innovationen. Neben der Haushaltspolitik 

und Priorisierung hinsichtlich Innovationen beinhaltet das Konzept der Generationengerech-

tigkeit auch die Schonung von Ressourcen und des Klimas. Heute geborene Menschen sollten 

Umwelt und Klima nicht stärker beanspruchen, als es kommenden Generationen möglich ist 

(BVerfG, 2021). Um die Nachhaltigkeit der Energiepolitik eines Landes im internationalen Ver-

gleich zu bewerten ist der Anteil des Primärenergieverbrauchs aus kohlenstoffarmen Quellen 

ein nützlicher Indikator. Weitere Indikatoren zur Messung von Generationengerechtigkeit im 

ökologischen Sinne sind die Recyclingquote von Siedlungsabfällen, Brutto-Treibhausgasemis-

sionen pro Kopf, die Luftverschmutzung in Mikrogramm pro Kubikmeter sowie erneuerbare 

Frischwasserressourcen pro Kopf.

III.	 Standardisierung und Aggregation

Die ausgewählten 43 Einzelindikatoren wurden mit unterschiedlichen Skalen und in verschiede-

nen Einheiten gemessen. Bevor sie aggregiert werden können, müssen sie auf eine einheitliche 

Basis transformiert werden. Daher werden die originalen Indikatorwerte auf einem Intervall 

von 0 bis 100 skaliert: Für jeden Indikator erhält das Land mit dem besten Originalwert den 

Wert 100, das Land mit dem schlechtesten Originalwert den Wert 0. Den übrigen Ländern 

werden diejenigen Werte zugeordnet, welche deren relative Position zwischen den beiden 

Extremländern widerspiegeln. Dabei bleiben die Rangordnung der Länder und der relative 

Abstand zwischen ihnen erhalten. Stellt ein hoher Wert der Ursprungsdaten einen positiven 

Beitrag zu der jeweiligen Gerechtigkeitsdimension dar, wird die folgende Formel zur Standar-

disierung verwendet (Enste et al., 2013): 

xic =
lic – minc

(li
) 

maxc
(li

) – minc
(li

) * 100
(1)

Im umgekehrten Fall gilt:

xic =
maxc

(li
) – li c 

maxc
(li

) – minc
(li

) * 100
(2)

Dabei bezeichnet xic den zu ermittelnden Punktwert des Index für das Land c hinsichtlich der 

Variable i; maxc (li) beziehungsweise minc (li) bezeichnen den höchsten beziehungsweise ge-

ringsten Ausgangswert der Variable i im betrachteten Ländersample. Die nun standardisierten 

Werte der Teilindikatoren werden nach ihrer thematischen Zuordnung zusammengefasst. Nach 

der Standardisierung zeigt der durchschnittliche Gesamtpunktwert den Rang eines Landes im 

internationalen Gesamtranking der jeweiligen Gerechtigkeitsdimension an. Zur Aggregation 

wird auf jeder Stufe das arithmetische Mittel aus den Punktwerten der Teilindikatoren gebildet. 



85

Entsprechend werden die durchschnittlichen Werte der einzelnen Gerechtigkeitsdimensionen 

über den Mittelwert zum Gesamtindex aggregiert. Außer der Querschnittsanalyse der Länder 

für jedes Jahr ermöglicht die Aufbereitung der Daten für die Jahre 2014 bis 2024 zudem eine 

Längsschnittbetrachtung jedes Landes. Gerade die Untersuchung der Gerechtigkeit in einem 

Land im Zeitverlauf kann im Zusammenhang mit politischen oder wirtschaftlichen Ereignissen 

sehr aufschlussreich sein.
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Übersicht: Gesamtindex Gerechtigkeit 2014-2024

Land 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Australien
58,3 

(15)

58,6 

(17)

59,0 

(16)

56,9 

(18)

57,9 

(18)

57,5 

(19)

55,4 

(20)

57,6 

(18)

59,5 

(18)

59,5 

(18)

58,9 

(19)

Belgien
66,2 

(7)

66,0 

(8)

66,3 

(7)

63,5 

(10)

64,9  

(8)

63,2 

(10)

63,0  

(9)

64,4 

(8)

65,3  

(8)

65,9  

(7)

65,3 

(7)

Dänemark
73,9  

(2)

74,5  

(3)

75,3 

(2)

73,4  

(3)

74,1  

(3)

71,7  

(3)

71,1  

(4)

73,2 

(3)

72,8 

(3)

72,3 

(3)

71,6 

(3)

Deutschland
64,2 

(10)

64,3 

(11)

64,2 

(10)

63,3 

(11)

63,4 

(12)

62,7 

(12)

61,1 

(12)

63,3 

(12)

64,2 

(10)

64,2 

(11)

63,5 

(10)

Estland
53,9 

(20)

55,9 

(21)

56,7 

(18)

56,6 

(19)

57,1 

(19)

59,4 

(17)

59,3 

(14)

62,4 

(13)

60,6 

(16)

61,7 

(15)

62,2 

(14)

Finnland
70,8  

(4)

71,7  

(4)

71,8 

(4)

68,6 

(4)

70,3  

(4)

70,5  

(5)

72,6 

(3)

69,9  

(5)

70,9  

(5)

71,4  

(4)

70,9  

(4)

Frankreich
62,0 

(13)

61,5 

(13)

61,7 

(13)

61,4 

(13)

62,7 

(13)

61,5 

(13)

59,0 

(15)

60,1 

(16)

59,9 

(17)

60,8 

(16)

60,3 

(16)

Griechenland
35,0 

(33)

36,5 

(33)

38,0 

(32)

37,5 

(33)

39,0 

(33)

41,3 

(32)

37,8 

(32)

38,7 

(33)

42,7 

(32)

43,1 

(32)

43,7 

(32)

Irland
55,6 

(18)

56,9 

(20)

56,3 

(19)

58,0 

(16)

60,2 

(15)

61,0 

(14)

57,7 

(16)

58,2 

(17)

61,5 

(15)

58,0 

(20)

59,4 

(18)

Island
67,7  

(6)

69,8  

(5)

69,2  

(5)

67,9  

(5)

70,0  

(5)

71,4  

(4)

69,3  

(5)

70,4  

(4)

71,0 

(4)

70,3 

(5)

70,4  

(5)

Israel
50,9 

(24)

51,1 

(27)

53,1 

(24)

51,1 

(26)

51,5 

(28)

52,0 

(26)

50,6 

(25)

52,5 

(26)

55,5 

(23)

56,3 

(21)

56,6 

(21)

Italien
46,8 

(31)

46,1 

(31)

48,6 

(31)

46,6 

(31)

47,0 

(31)

48,2 

(31)

47,2 

(31)

48,0 

(30)

48,9 

(31)

49,6 

(30)

49,5 

(30)

Japan
49,4 

(28)

49,9 

(29)

51,0 

(29)

49,7 

(28)

50,1 

(29)

49,2 

(29)

50,5 

(26)

50,1 

(29)

51,6 

(29)

51,7 

(29)

51,6 

(29)

Kanada
60,2 

(14)

59,9 

(14)

60,8 

(15)

59,8 

(15)

58,9 

(16)

58,3 

(18)

56,1 

(19)

54,8 

(21)

58,1 

(20)

58,4 

(19)

57,5 

(20)

Lettland
50,4 

(26)

54,8 

(22)

53,2 

(23)

52,9 

(24)

54,0 

(25)

53,8 

(23)

52,9 

(22)

55,2 

(20)

55,8 

(22)

54,9 

(24)

55,2 

(24)

Litauen
53,1 

(22)

57,2 

(19)

53,7 

(22)

54,6 

(21)

55,6 

(21)

55,8 

(20)

56,2 

(18)

54,3 

(23)

55,9 

(21)

55,8 

(22)

55,7 

(22)

Luxemburg
68,4 

(5)

67,9  

(6)

69,0  

(6)

63,8 

(8)

65,6  

(6)

67,8  

(6)

68,1  

(6)

68,8 

(6)

68,0 

(6)

67,5  

(6)

67,0  

(6)

Neuseeland
64,4  

(9)

66,7 

(7)

62,0 

(12)

63,9  

(7)

65,3 

(7)

64,3 

(7)

67,4  

(7)

63,5 

(11)

66,4 

(7)

64,8 

(9)

64,3 

(9)

Niederlande
63,9 

(11)

64,5 

(10)

65,7  

(8)

63,7  

(9)

64,0 

(10)

62,8 

(11)

62,1 

(11)

63,6 

(10)

63,3 

(12)

63,3 

(12)

62,8 

(12)

Norwegen
76,9 

(1)

76,7 

(1)

76,6 

(1)

76,8 

(1)

75,1 

(1)

74,0  

(2)

76,0 

(1)

73,9 

(1)

74,8 

(1)

74,1 

(1)

73,2 

(1)

Österreich
62,4 

(12)

62,7 

(12)

62,8 

(11)

63,0 

(12)

64,0 

(10)

63,6  

(9)

62,3 

(10)

64,9 

(7)

65,3  

(8)

65,1  

(8)

64,8 

(8)
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Land 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024

Polen
51,1 

(23)

51,7 

(25)

52,9 

(25)

53,0 

(23)

54,1 

(23)

53,9 

(22)

50,3 

(27)

53,4 

(24)

53,3 

(27)

54,9 

(24)

54,8 

(25)

Portugal
49,8 

(27)

52,2 

(24)

54,8 

(21)

54,3 

(22)

56,1 

(20)

55,4 

(21)

54,1 

(21)

56,7 

(19)

59,2 

(19)

59,6 

(17)

60,1 

(17)

Rumänien
35,7 

(32)

36,9 

(32)

37,5 

(33)

34,0 

(32)

39,1 

(32)

38,6 

(33)

37,8 

(33)

40,3 

(32)

38,7 

(33)

41,0 

(33)

41,4 

(33)

Schweden
73,8 

(3)

75,6 

(2)

75,2 

(3)

73,9  

(2)

74,9  

(2)

75,0 

(1)

72,9 

(2)

73,7 

(2)

73,5 

(2)

73,1 

(2)

72,2 

(2)

Schweiz
64,8 

(8)

65,5  

(9)

65,6  

(9)

64,2 

(6)

64,5  

(9)

63,9  

(8)

64,2 

(8)

63,8  

(9)

63,9 

(11)

64,3 

(10)

63,5 

(10)

Slowakei
49,1 

(29)

49,8 

(30)

51,2 

(28)

48,6 

(30)

51,6 

(27)

51,8 

(27)

51,1 

(23)

53,4 

(24)

53,3 

(27)

53,8 

(27)

54,2 

(26)

Slowenien
57,8 

(16)

59,8 

(15)

61,5 

(14)

60,2 

(14)

60,9 

(14)

61,0 

(14)

59,8 

(13)

60,6 

(15)

61,7 

(14)

62,2 

(14)

62,2 

(14)

Spanien
50,6 

(25)

51,4 

(26)

51,6 

(27)

51,0 

(27)

52,8 

(26)

51,3 

(28)

49,0 

(30)

52,1 

(28)

54,0 

(26)

54,2 

(26)

54,2 

(26)

Tschechien
57,6 

(17)

59,7 

(16)

58,4 

(17)

57,3 

(17)

58,6 

(17)

59,5 

(16)

57,5 

(17)

61,7 

(14)

62,7 

(13)

62,6 

(13)

62,6 

(13)

Türkei
34,8 

(34)

33,7 

(34)

37,1 

(34)

33,2 

(34)

32,2 

(34)

30,8 

(34)

30,1 

(34)

31,0 

(34)

32,0 

(34)

32,1 

(34)

31,5 

(34)

Ungarn
54,0 

(19)

53,3 

(23)

51,9 

(26)

52,0 

(25)

55,2 

(22)

53,2 

(24)

51,1 

(23)

54,7 

(22)

54,7 

(24)

55,8 

(22)

55,5 

(23)

USA
48,8 

(30)

50,4 

(28)

50,4 

(30)

49,5 

(29)

49,6 

(30)

49,0 

(30)

49,4 

(29)

47,4 

(31)

49,6 

(30)

49,6 

(30)

49,5 

(30)

Vereinigtes 

Königreich

53,6 

(21)

57,5 

(18)

55,8 

(20)

55,6 

(20)

54,1 

(23)

52,9 

(25)

50,1 

(28)

52,4 

(27)

54,2 

(25)

53,2 

(28)

52,3 

(28)

 Beste Platzierung im jeweiligen Jahr (Rang 1) 

 Mittlere Platzierung im jeweiligen Jahr (Rang 17) 

 Schlechteste Platzierung im jeweiligen Jahr (Rang 34)
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